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Wissenschaftsmanager begleiten den Forschungs- und Entwick-

lungsprozess mit ihren Serviceangeboten von der Projektidee bis 

zur Endabrechnung und Evaluation, nehmen den Wissenschaft-

lern die Dinge ab, die nicht zur eigentlichen Forschungsaufgabe 

gehören. Dadurch tragen Wissenschaft und Management syner-

getisch zum Forschungserfolg bei. Das ist nicht zuletzt auch die 

Grundlage für die gegenseitige Wertschätzung beider Gruppen, 

denn jede hat in ihrer ganz eigenen Rolle maßgeblichen Anteil 

am Forschungsergebnis und das wird auch wechselseitig er-

kannt. 

Soweit das Ideal, so schön könnte es sein – aber die Realität sieht oft noch anders aus: Hoch-

schulmanagement wird von den Wissenschaftlern, sozusagen als „Überbringer der schlechten 

Botschaft“, für bürokratische Regelungen und aufwendige Verfahren wie Vollkostenrechnung 

gescholten. Manager beklagen sich im Gegenzug über uneinsichtige Forscher und mangeln-

de Wertschätzung ihres Beitrags zum Forschungserfolg von Seiten der Wissenschaftler. Anstelle 

des synergetischen Zusammenwirkens tritt immer wieder der Konflikt.

Kooperation von Wissenschaft und Management
Dass dies nicht so sein muss, zeigen die Good Practices im Schwerpunkt „Optimierung der 

Rahmenbedingungen für F&E-Projekte“ in dieser Ausgabe. Wenn eine Stabsstelle F&E mit den 

Wissenschaftlern nicht nur die Forschungsstrategie erarbeitet, sondern auch die Umsetzung der 

Strategie mit Support begleitet, wenn die Vollkostenrechnung so betrieben wird, dass effiziente 

Verfahren der Zeitkalkulation statt wissenschaftsfremde Auswüchse der Zeitaufschreibung ver-

wendet werden und wenn Horizon 2020-Projekte mit wirksamem Projektmanagement unter-

stützt werden, dann gelingt die Kooperation von Wissenschaft und Management im Sinne des 

Forschungserfolgs. 

Allerdings geht es auch nicht ohne gute staatliche Rahmenbedingungen: Zu Recht greift der Bei-

trag „Wege zur schlanken Fördermittelverwaltung“ die Defizite der Projektförderung des Bundes 

auf. Die zahlreichen Bundesprogramme pflanzen in die Globalhaushalte der Hochschulen Resi-

duen überkommener Kameralistik und Inputorientierung. Hier gilt es dringend neue Verfahren 

zu schaffen, die kohärent mit dem ergebnisorientierten Steuerungsansatz der meisten Bundes-

länder sind. Das würde ein konsistentes Finanzmanagement der Hochschulen ermöglichen und 

vermeiden, dass ihre Finanzautonomie durch Programmförderung ausgehöhlt wird.

Frank Ziegele
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PRIVATE HOCHSCHULEN 

Nicht in der Masse untergehen 
Boom der privaten Hochschulen – fünf Schlüssel zum Erfolg

Die Verzahnung der fünf Erfolgsfaktoren führt zu einer 
erfolgreichen Gewinnung atypischer Studierender, die 
unter anderem durch die speziellen und flexiblen Studi-
enformate privater Hochschulen angezogen werden. 

Foto: Pixabay

Die „Erfolgsgeheimnisse privater Hoch-

schulen“ hat das CHE, Centrum für Hoch-

schulentwicklung, ergründet. Die CHE-

Publikation gibt einen Überblick über die 

Entwicklung, Typen und Konzepte privater 

Hochschulen. Vor allem geht es um die 

Frage, wie private Hochschulen eine er-

folgreiche Gewinnung sogenannter aty-

pischer Studierender schaffen können. 

Gemeint sind damit Studierende, die nicht 

dem Bild eines „klassischen Studieren-

den“ entsprechen. Das Bild eines typi-

schen Studierenden zeigt etwa ein Durch-

schnittsalter zwischen 19 und 24 Jahren, 

dieser ist kinderlos und absolviert ein 

Vollzeit-Präsenz-Studium. Die Anzahl und 

Bedeutung atypischer Studierender mit 

ungewöhnlichen Biografien hat in den ver-

gangenen Jahren zugenommen.

Gerade im Vergleich zu den staatlichen Uni-

versitäten gelingt den privaten Einrichtungen 

die Gewinnung atypischer Gruppen deutlich 

besser. Welche spezifischen Umstände zu 

diesem Erfolg beitragen und welches wie-

derkehrende Muster dahintersteckt, konnte 

durch eine qualitative Befragung von fünf 

ausgewählten, in diesem Bereich besonders 

erfolgreichen, privaten Hochschulen heraus-

gefunden werden.

Unabhängig von der Art der Studierenden, 

ob klassisch oder nicht-klassisch, erleben 

die heutigen Hochschulen im globalen Ver-

gleich einen enormen Zuwachs an privaten 

Bildungsinstitutionen. Nachdem die erste pri-

vate deutsche Hochschule erst 1980 gegrün-

det wurde, sind in Deutschland in den letzten 

zehn Jahren die Studierendenzahlen um etwa 

233 Prozent gestiegen. Vor etwa einem Jahr 

waren mehr als 180.000 Studierende, also 

6,7 Prozent der Studierenden, an einer der 

121 privaten Hochschulen eingeschrieben. 

Markt- und Praxisorientierung
Private Hochschulen bieten meist differen-

ziertere Systeme, fernab vom klassischen, 

stark wissenschaftsgeprägtem Universitäts-

modell mit allgemeinen Abschlüssen. Damit 

kann auf die verschiedenen Ansprüche der 

großen Zahl Studierender reagiert werden. So 

bieten die Privathochschulen zum einen in-

novative Studienangebote, zum anderen aber 

auch häufig interdisziplinäre Fächerkombina-

tionen an. Daraus folgt das erste Grundprinzip 

für die Gewinnung atypischer Studierender: 

die Marktorientierung. Private Hochschulen 

richten sich an eine klar definierte Zielgrup-

pe. Sie können die Bedürfnisslücken mit 

ihren Studienangeboten adressieren, um die 

Nachfrage und Anforderungen des Bildungs- 

und Arbeitsmarktes zu bedienen, wenn diese 

Die Publikation wurde vom CHE gemein-

nütziges Centrum für Hochschulentwick-

lung im Februar 2017 veröffentlicht. Die 

befragten Hochschulen waren die Me-

diadesign Hochschule und die Steinbeis 

Hochschule in Berlin, die FOM Hochschule 

in Essen, die DIPLOMA Hochschule in Bad 

Sooden-Allendorf sowie die Europäische 

Fernhochschule in Hamburg.

Die Publikation ist zu finden unter: 

http://www.che.de/downloads/Im_Blick- 

punkt_Erfolgsgeheimnisse_privater_ 

Hochschulen.pdf
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durch staatliche Einrichtungen nicht gedeckt 

werden können. Diesem Arbeitsmarktbezug 

wurde von drei der fünf Hochschulen die 

höchste, von den anderen beiden ebenfalls 

eine sehr hohe Relevanz für die Gewinnung 

atypischer Studierender eingeräumt.

Gerade für berufsbegleitend Studierende oder 

Studierende mit bereits abgeschlossener Aus-

bildung sind arbeitsmarktbezogene, private 

Hochschulen von besonderem Interesse, um 

ihr Fachwissen zu erweitern und zu speziali-

sieren. Weiterhin leisten die Hochschulen Un-

terstützung bei der adäquaten Vorbereitung 

auf das Berufsleben in Form von sogenann-

ten „Carrer-Services“, die beratend zur Seite 

stehen und beispielsweise Seminare zur Kar-

riereplanung sowie zu Bewerbungsverfahren 

anbieten oder bei der Jobsuche behilflich sind. 

Auch durch Kooperationsprojekte mit Unter-

nehmen können praktische Bezüge hergestellt, 

Kontakte mit Unternehmen vermittelt und 

somit ein Einstieg in die Berufswelt erleichtert 

werden. Der Praxisbezug wird außerdem durch 

die Anstellung von Lehrenden, die parallel auch 

in der Wirtschaft tätig sind, unterstützt. 

Ziel- und Studierendenorientierung
Durch die meist kleineren privaten Hochschu-

len (im Durchschnitt etwa 1.500 Studierende) 

wird den Studierenden eine umfassendere 

und intensivere Betreuung ermöglicht. Indivi-

duelle Beratung zur Finanzierung oder zu stu-

dienbezogenen Fragen, Anwesenheitspflicht, 

„Career-Services“, Einführungsseminare 

und Brückenkurse bei Lerndefiziten oder die 

Bereitstellung von unterstützenden Materia-

lien sind nur Beispiele für die umfangreiche 

Betreuung, die durch die Privathochschulen 

geleistet wird, listet die CHE-Publikation auf. 

Dozenten, Tutoren und feste Ansprechpartner 

wie Studierendenbetreuer stehen dem Stu-

dierenden beratend zur Seite und garantieren 

so eine individuelle Betreuung, um den Stu-

dierenden nicht „in der Masse untergehen zu 

lassen“. Dieser Service scheint Universitäten 

im privaten Sektor für Studierende besonders 

attraktiv zu machen. Die befragten Hoch-

schulen schätzen diese Betreuungsangebote 

als besonders wichtigen Erfolgsfaktor für die 

Gewinnung von atypischen Studierenden ein. 

Die befragten Hochschulen legen außerdem 

großen Wert auf die Vermittlung des Mehr-

wehrts des Studiums als Investition für die 

berufliche Zukunft der Studierenden. Ein 

möglicher Karriereerfolg oder tatsächliche 

„Verwertbarkeit“ des Studiums auf dem Ar-

beitsmarkt werden dabei als Argumente an-

geführt. Mit beratenden Angeboten zur Vorbe-

reitung auf das Berufsleben kommunizieren 

die Privaten ihren praxisnahen Mehrwert. 

Zudem sprechen die Zahlen für sich: Die Ab-

bruchquote der privaten Hochschulen ist mit 

8,1 Prozent im Gegensatz zu den staatlichen 

Institutionen, deren Abbruchquote bei etwa 21 

Prozent liegt, vergleichsweise niedrig.

Bedarfsorientierung
Während staatliche Hochschulen meist auch 

von atypischen Studieninteressierten eine 

Anpassung an die vorgegebenen, klassischen 

Lern- und Veranstaltungspläne voraussetzen, 

gehen private Hochschulen häufig flexibel 

auf die individuellen Bedürfnisse der Studie-

renden ein. Die oft begrenzten Zeitbudgets 

atypischer Studierender begünstigen die 

Aufnahme eines Studiums an einer privaten 

Hochschule, um Arbeit und Familie sowie Pri-

vatleben mit dem Studium besser vereinba-

ren zu können. So werden zum Beispiel nicht 

selten Teilzeitstudien angeboten, die auch von 

11,7 Prozent der Studierenden an Privathoch-

schulen genutzt werden. An staatlichen Hoch-

schulen sind es vergleichsweise nur schmale 

2,9 Prozent. Die Hochschulrektorenkonferenz 

(HRK) hat hierzu erst kürzlich die Empfehlung 

gegeben, mit angepassten Lernformaten bes-

sere Möglichkeiten für eine individuelle und 

flexible Gestaltung des Studiums zu bieten. 

Insgesamt soll laut HRK ein Teilzeitstudium 

nicht mehr als Notlösung, sondern als zeitge-

mäße Studienform anerkannt werden. Aber 

auch andere Studiengangsformate, wie etwa 

das duale Studium oder das Fernstudium sind 

Angebote, die die Vereinbarkeit von Arbeit, Fa-

milie und Privatleben mit einem Studium er-

leichtern können. Zusatzangebote wie Online-

Veranstaltungen, Abendseminare oder auch die 

lokalen Veranstaltungen in der Hochschule, die 

an verschiedenen Tagen beziehungsweise zu 

unterschiedlichen Uhrzeiten stattfinden kön-

nen, ermöglichen den Studierenden eine mög-

lichst individuelle Gestaltung ihres Studiums.

Fazit
Die Ergebnisse der CHE-Befragung heben 

vor allem fünf Erfolgsfaktoren hervor. Durch 

Marktorientierung werden gezielt Lücken be-

setzt, wo das Angebot der staatlichen Hoch-

schulen nicht ausreicht. Mit der Praxisorien-

tierung werden die Studierenden gezielt auf 

ihren Beruf vorbereitet, in Kombination mit 

der Zielorientierung wird dieser Mehrwert für 

die berufliche Zukunft auch deutlich heraus-

gestellt. Durch niedrigere Studierendenzahlen 

gelingt den privaten Hochschulen eine inten-

sive und individuelle Betreuung der Studie-

renden (Studierendenorientierung) besonders 

gut. Die Bedarfsorientierung vereinfacht die 

Organisation des Studiums und erleichtert 

mit verschiedensten Studienformaten die 

Vereinbarkeit von Studium, Beruf und Fami-

lie. Die Umsetzung einer oder mehrerer die-

ser Erfolgsfaktoren gelingt selbstverständlich 

auch staatlichen Universitäten. Aber nur durch 

die Verknüpfung sowie die gezielte und kon-

sequente Umsetzung der Erfolgsfaktoren in 

einem Gesamtkonzept gelingt es den privaten 

Hochschulen gut, für atypische Studierenden 

so attraktiv zu sein. Nach Meinung von Ulrich 

Müller, Leiter politische Analysen am CHE, ist 

es jedoch nicht nur Aufgabe des Privatsektors, 

ihre Studienformate an atypische Studierende 

anzupassen. Auch die staatlichen Hochschu-

len sollten aufgrund der steigenden Anzahl an 

(atypischen) Studierenden mit differenzierten 

Ansprüchen ihr System anpassen und damit 

ihr Angebot auch für neue Zielgruppen eröff-

nen.

Tanja Rosenthal,  
Redaktion Wissenschaftsmanagement
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noch viele weitere Aufgaben, die aber von 

Tag zu Tag unterschiedlich sein können – das 

macht es gerade sehr spannend! 

	� Welche beruflichen Ziele  
haben Sie?

Ich hoffe, dass mir die Arbeit auch in Zukunft 

so viel Freude bereiten wird wie derzeit. Die 

Deutsche Sporthochschule hat keine einzel-

nen Fakultäten, sodass das Rektorat auch 

viele Aufgaben übernimmt, die anderswo die 

Fakultäten erledigen. Gerade diese Aufgaben-

vielfalt – nicht nur strategisch, sondern auch 

operativ – empfinde ich als äußerst abwechs-

lungsreich und sehe mich als Generalistin, 

die sich schnell in Dinge einarbeiten kann. 

Außerdem lerne ich gerne Dinge dazu, wes-

wegen mir auch mein Weiterbildungsstudium 

im Wissenschaftsmanagement so großen 

Spaß macht. Hier gewinnt man Einblicke in 

viele unterschiedliche Fachkulturen, wie zum 

Beispiel Sozialwissenschaften, Psychologie 

oder Betriebswirtschaftslehre, und behält 

doch immer das Große und Ganze des Wis-

senschaftssystems im Blick. Ich würde mich 

freuen, wenn ich weiterhin die Möglichkeit 

habe, in einem inspirierenden Umfeld ge-

meinsam mit motivierten Kollegen Ideen zu 

entwickeln und umzusetzen.

	� Ihr gelungenstes  
Projekt?

Die meisten Projekte, mit denen ich zu tun 

habe, werden in Teams bearbeitet. Oft habe 

ich dort eine koordinierende Funktion und 

führe Inhalte in einer bestimmten Form zu-

NACHGEFRAGT

Die unterstützende Universalkraft  
für die Wissenschaft  
Britta Matsumoto, Persönliche Referentin des Rektors an der Deutschen Sporthochschule Köln

Eine gesunde Portion Geduld, Humor und Interesse an 
der eigenen Arbeit sowie an anderen Menschen hält  
Britta Matsumoto neben den fachlichen Voraussetzungen 
für eine Grundvoraussetzung für das Wissenschafts- 
management.

	� Wie sind Sie Wissenschafts- 
manager geworden?

Nach meinem juristischen Referendariat, bei 

dem ich Einblicke in Tätigkeiten der Vereinten 

Nationen, der Gesellschaft für internationale 

Zusammenarbeit (GIZ) und einer Großkanzlei 

erlangen konnte, war ich zunächst in einem 

unbefristeten Arbeitsverhältnis beschäftigt. In 

dieser Zeit wurde ich auf die Stelle an der Deut-

schen Sporthochschule angesprochen und fand 

die Tätigkeitsbeschreibung sofort interessant. 

Die Atmosphäre beim Vorstellungsgespräch 

war direkt so angenehm, dass ich den Wechsel 

auf einen befristeten Vertrag, der an die Amts-

zeit des Rektors angebunden ist, gewagt und 

bis heute kein einziges Mal bereut habe.

	 Worin besteht Ihre aktuelle  
	 Tätigkeit?

Als Persönliche Referentin unterstützt man 

den Rektor und kommt dadurch mit sehr 

verschiedenen Bereichen in Berührung. Zum 

Beispiel nimmt man an internen und exter-

nen Gremiensitzungen teil oder bereitet diese 

inhaltlich vor: Dafür behalte ich jederzeit die 

aktuelle Hochschulpolitik im Auge und verfol-

ge die in den Rektoratssitzungen besproche-

nen Themen. Für den repräsentativen Aufga-

benbereich des Rektors müssen wiederum 

Redeentwürfe erstellt werden. Des Weiteren 

bin ich bei uns für den Hochschulvertrag zu-

ständig, der in NRW die ehemaligen Ziel- und 

Leistungsvereinbarungen abgelöst hat, koor-

diniere das Monitoring für den Hochschulent-

wicklungsplan und beantworte zum Teil auch 

hochschulrechtliche Fragen. Hinzu kommen 

1
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sammen. Derzeit koordiniere ich beispiels-

weise ein Projekt im Bereich der akademi-

schen Personalentwicklung und arbeite an 

der Einführung der Human Resources Strate-

gy for Researchers der EU mit. Dafür ist eine 

Abstimmung mit verschiedenen Gruppen der 

Hochschule sehr wichtig. Parallel zu meiner 

Arbeit – an den Wochenenden – schreibe 

ich im Rahmen meines Masters im Wissen-

schaftsmanagement meine Abschlussarbeit 

über die Situation des wissenschaftlichen 

Nachwuchses in Japan. Dafür war ich im 

Herbst zwei Wochen in Tokyo und habe ver-

schiedene Experten aus nationalen und inter-

nationalen Förderorganisationen interviewt. 

Wenn es mir tatsächlich gelingt, die Master-

arbeit neben meinem zeitintensiven Job so zu 

schreiben wie geplant, dann würde mich das 

sehr freuen. Insbesondere da diese metho-

disch ganz anders ist als meine beiden juristi-

schen Staatsexamina.

	� Die größte Herausforderung für  
das Wissenschaftsmanagement?

Die Denkweisen von Verwaltung und Wissen-

schaft zusammenzubringen. Auf der einen 

Seite ist da die Wissenschaft, die notwendig 

kreativ sein muss, um Innovationen zu gene-

rieren. Auf der anderen Seite steht die Verwal-

tung mit ihren – aus Sicht der Wissenschaft 

– einschränkenden Regeln. Diese sind aller-

dings oft gesetzlich durch Land, Bund oder EU 

vorgegeben und damit letztlich unumgäng-

lich. Trotzdem gibt es meistens verschiedene 

Lösungswege für Probleme, sodass gewisse 

Handlungsspielräume immer noch bestehen. 

Die herausforderndste Aufgabe eines Wissen-

schaftsmanagers besteht meiner Meinung 

nach genau darin, gemeinsame Wege zwi-

schen Verwaltung und Wissenschaft zu finden.

�	� Wohin wird sich das Wissenschafts-
management entwickeln?

Je herausfordernder die äußeren Rahmenbe-

dingungen für die Wissenschaft werden, desto 

wichtiger werden Personen sein, die Wissen-

schaftler in ihren Management- und Verwal-

tungsaufgaben entlasten, sodass diese sich 

optimal auf ihre eigentlichen Kernaufgaben – 

Forschung und Lehre – konzentrieren können. 

Das Wissenschaftsmanagement wirkt meiner 

Ansicht nach wissenschaftsunterstützend und 

soll dafür sorgen, dass Prozesse und Projek-

te reibungslos verlaufen. Schade finde ich, 

dass dieser Bereich oft als Plan B für Wissen-

schaftler genannt wird. Diese Bezeichnung hat 

etwas von einer zweiten Wahl, dabei ist es ein 

spannendes Feld, das ruhig auch erste Wahl 

sein dürfte. Erfreulich ist hingegen, dass es für 

diesen Bereich jetzt verschiedene Netzwerke 

wie zum Beispiel das Netzwerk Wissenschafts-

management gibt, in dem sich Wissenschafts-

manager austauschen können und hören, wie 

es an anderen Einrichtungen läuft. Das ist ein 

großer Mehrwert: Man bekommt einen anderen 

Blick auf die eigene Einrichtung und sieht so-

wohl deren Nach- als auch deren Vorteile.

	 Ihre Botschaft an die Kolleginnen 

	 und Kollegen?

Eine Grundvoraussetzung für das Wissen-

schaftsmanagement ist meiner Ansicht nach 

neben den fachlichen Voraussetzungen eine 

gesunde Portion Geduld, Humor und Interesse 

an der eigenen Arbeit sowie an anderen Men-

schen. Geduld, da Prozesse an Hochschulen 

oft länger dauern als man es sich wünscht, 

was daran liegt, dass in Hochschulen recht 

partizipativ agiert wird. Das ist eigentlich auch 

sinnvoll, da Prozesse oder Konzepte so ganz 

anders umgesetzt werden als in einem Top-

Down-System. Humor, da jede noch so gute 

Planung mal obsolet werden kann, wenn sehr 

viele unterschiedliche Leute zusammenwir-

ken und nicht immer einer Meinung sind. 

Interesse an der eigenen Arbeit und an ande-

ren, weil es toll ist, wenn – wie bei uns – viele 

Mitarbeiter hochmotiviert sind und alle – egal 

ob Wissenschaftler, Wissenschaftsmana-

ger oder Verwaltungsmitarbeiter – an einem 

Strang ziehen und ihren Teil dazu beitragen, 

dass die Hochschule läuft.

5 7

Kontakt: 

Britta Matsumoto 
Persönliche Referentin des Rektors 
Deutsche Sporthochschule Köln 
Am Sportpark Müngersdorf 6 
50933 Köln 
Tel.: +49 221 4982 2025 
E-Mail: b.matsumoto@dshs-koeln.de
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Je herausfordernder die  
äußeren Rahmenbedin-
gungen für die Wissenschaft 
werden, desto wichtiger 
werden Personen sein, die 
Wissenschaftler in ihren  
Management- und Verwal-
tungsaufgaben entlasten.
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FORSCHUNGSRIS IKO

Haben wir genug Raum für risikoreiche  
Forschung in Deutschland? – die Erste!  
Dr. phil. Wilhelm Krull, Generalsekretär der VolkswagenStiftung

Wenn wir über Risiken im Forschungspro-

zess sprechen, gilt es zunächst einmal zu 

differenzieren zwischen verschiedenen Fä-

chergruppen, methodischen Herangehens-

weisen und Untersuchungsgegenständen. 

Während beispielsweise in den experimen-

tellen Naturwissenschaften eine gewag-

te Idee und ihre Umsetzung in apparativ 

unterstützte Forschungsprozesse gleich 

mehrfach misslingen und am Ende völlig 

scheitern kann, handelt es sich in den Geis-

teswissenschaften zumeist um Risiken, 

die in einer nicht hinreichend gesicherten 

Quellengrundlage, mangelnder Originalität 

der Fragestellung oder in gleich mehreren, 

parallel erscheinenden Monografien und 

deren unterschiedlicher Ausleuchtung des 

Gegenstands begründet sein können. Kriti-

sche Rezensionen oder gar Verrisse der je-

weiligen Publikation dürften die Reputation 

des Autors erheblich schmälern. Sie bieten 

aber auch Anlass zum Gelehrtenstreit und 

damit zur Chance, weitaus mehr Aufmerk-

samkeit als gemeinhin üblich auf das ent-

sprechende Werk zu lenken.

Sowohl die Rahmenbedingungen in Universi-

täten und Forschungseinrichtungen als auch 

die Förderangebote von Drittmittelagenturen 

und Stiftungen müssen sich daran messen 

lassen, welche Freiräume sie für die krea-

tivsten Forscher eröffnen, um zu grundlegend 

neuen Erkenntnissen zu gelangen. Ein Klima 

gegenseitigen Vertrauens und der gemeinsa-

men Verantwortung gehört zu den wesent-

lichen Voraussetzungen, Risikobereitschaft, 

Fehlertoleranz und Durchhaltevermögen bis 

zum glücklichen Moment der Inspiration oder 

der Entdeckung nachhaltig zu befördern. 

Genau daran scheint es jedoch in vielen Institu-

tionen zu mangeln. Zwar verfügen heutzutage 

die meisten Hochschulleitungen über Mög-

lichkeiten zur Anschubfinanzierung für neue 

Forschungsvorhaben, diese werden jedoch bei-

nahe ausschließlich dafür eingesetzt, die Vor-

bereitung großer Drittmittelverbünde wie etwa 

Sonderforschungsbereiche, Kollegs oder Exzel-

lenzcluster zu unterstützen. Eine erste Explo-

ration radikal neuer Forschungsideen scheint 

dagegen zu riskant zu sein – nicht zuletzt mit 

Blick auf spätere Rechenschaftslegung.

Genau an diesem Punkt setzen zwei Förderini-

tiativen der VolkswagenStiftung an. Mit „Ex-

periment! – Auf der Suche nach gewagten 

Forschungsideen“ bietet sie seit 2013 Natur-, 

Lebens- und Ingenieurwissenschaftlern die 

Möglichkeit, sich mit einem Kurzantrag um Mit-

tel für die Exploration einer neuen, vielverspre-

chenden Idee, deren Förderaussichten wegen 

eines noch vagen, frühen Stadiums oder einer 

unorthodoxen Herangehensweise aus den eta-

blierten Förderangeboten herausfallen würden, 

zu bewerben. 2015 wurde eine vergleichbare, 

aber partiell anders ausgerichtete Förderinitia-

tive für die Geisteswissenschaften auf den Weg 

gebracht. Sie trägt den Titel „Originalitätsver-

dacht? Neue Optionen für die Geistes- und Kul-

turwissenschaften“ und zielt ebenfalls auf die 

Exploration neuer Gedankenpfade.

Das wichtigste Kriterium bei der Beurteilung 

der jeweiligen Anträge ist das Potenzial an 

erkenntnisgewinnender Originalität. Dieses 

abzuschätzen stellt die Stiftung wie auch die 

von ihr zu Rate gezogenen Gutachter vor be-

sonderen Herausforderungen, denn nur allzu 

oft unterliegen Begutachtungsprozesse der 

Tendenz zur Mainstreambildung. Da Konsens 

und Innovation in einem Spannungsverhält-

nis zueinander stehen, kann auch ein starkes 

Plädoyer eines einzelnen Jurymitglieds zu 

einer positiven Förderentscheidung führen.

Fazit
Zur nachhaltig wirksamen Erweiterung der 

Spielräume für risikoreiche Forschung reichen 

die skizzierten Verfahren bei Weitem nicht 

aus. Es bedarf dringend zusätzlicher, verläss-

licher Förderstrukturen (wie zum Beispiel mit 

den Freigeist Fellowships und den Lichten-

berg-Professuren), die besonders kreativen 

Forschern Geld, Raum und Zeit von fünf bis 

acht Jahren zur ergebnisoffenen Suche nach 

neuen Erkenntnissen zur Verfügung stellen. 

Letztlich sind dafür auf Seiten der Forscher, 

der Hochschulleitungen und der Verantwortli-

chen in den Förderinstitutionen vor allem drei 

Dinge vonnöten: Mut, Entschlusskraft und ge-

meinsames Durchhaltevermögen!
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FORSCHUNGSRIS IKO

Haben wir genug Raum für risikoreiche  
Forschung in Deutschland? – die Zweite!  
Prof. Dr. rer. physiol. Dr. h. c. Ulrike Beisiegel, Präsidentin der Georg-August-Universität Göttingen,  
Senatorin der Leibniz-Gemeinschaft, Senatorin der Max-Planck-Gesellschaft, Vizepräsidentin  
der Hochschulrektorenkonferenz

Die intendierte und einfache Antwort wäre 
wohl: Wir brauchen in Deutschland mehr 
Raum (und mehr Geld) für risikoreiche 
Forschung, um im internationalen Wett-
bewerb zu bestehen! In dieser spannen-
den Frage stecken aber für mich mehrere 
Teilaspekte, die es zu sortieren gilt, um 
eine differenzierte Antwort geben zu kön-
nen. Was ist risikoreiche Forschung? Wer 
bestimmt, wie viel Raum ausreichend ist? 
Und ist die Situation in Deutschland an-
ders als in anderen Ländern? 

Forschung trägt immer das Risiko, keine, keine 

eindeutigen oder nicht die erwünschten Ergeb-

nisse zu erzielen. Wird sie deswegen als risiko-

reich betrachtet? Bei Forschung an visionären 

experimentellen Großprojekten wird ein finanziell 

beachtliches Risiko eingegangen – sollte diese 

Forschung eingestellt werden? Gibt es Risiken, 

die sich aus Forschung am Menschen ergeben, 

die gegen Paragraf 1 des Grundgesetzes versto-

ßen? Gibt es Risiken in gesellschafts- oder geis-

teswissenschaftlicher Forschung? Diese Fragen 

zeigen, dass es keine einfache Antwort auf die 

Frage nach der Definition risikoreicher For-

schung gibt. Die Einschätzung des Risikos kann 

demnach nur direkt für die entsprechenden 

Projekte vorgenommen werden. Allgemein birgt 

die Suche nach wirklich neuen Erkenntnissen 

immer ein Risiko, daher ist solche Forschung 

auch immer risikoreich. Es muss so, bei aller 

gewünschten Freiheit der Forschung, in unserer 

Gesellschaft auch abgewogen werden dürfen, ob 

die Idee, das Projekt das Risiko wert ist. 

Gibt es in Deutschland weniger Raum für risiko-

reiche Forschung als in anderen Ländern? Grund-

sätzlich ist die Forschungsförderung in Deutsch-

land im Vergleich zu anderen europäischen 

Ländern sehr gut, und auch international können 

wir manchen Vergleich gut aushalten. Wir haben 

verschiedene Forschungsorganisationen, die von 

der Grundlagenforschung über Großforschungs-

einrichtungen bis zur direkt angewandten For-

schung alle notwendigen Ebenen bedienen. Es 

gäbe also ausreichend Raum auch für risikorei-

che Forschung. Nutzen wir diesen Raum, bezie-

hungsweise wer schränkt uns ein? Meine Ge-

danken dazu sind: 1. Das Entscheidende bei jeder 

Forschung ist die Qualität, und wenn diese im 

Forschungsansatz erkennbar und ein Bewusst-

sein für das Risiko vorhanden ist, gibt es auch bei 

uns immer Wege, die Forschung durchzuführen.  

2. Ein Teil der jüngeren Generation von For-

schenden sieht sich nicht mehr im Elfenbein-

turm, hat eine größere gesellschaftliche Ein- 

bindung und erkennt die zum Teil auch hausge-

machten globalen Probleme (oft Herausforderun-

gen genannt). Diese Generation empfindet eine 

größere Verantwortung für das, was sie erforscht, 

und ist vielleicht dadurch weniger risikoaffin. 

Die Forschung in Deutschland wird oft als 

wenig innovativ gesehen, als konservativ und 

wenig risikofreudig. Da kommt es dann auf 

den Vergleich an: Ja, in den USA zum Beispiel 

gibt es mehr Großprojekte und Innovationszen-

tren, und daraus entstehen häufig völlig neue 

Technologien. Die Gesellschaft profitiert davon. 

Sie lebt aber auch mit den unabsehbaren 

(oder doch absehbaren?) möglichen negativen 

Nebeneffekten. Geht es der amerikanischen 

Gesellschaft dadurch besser als uns? Die 

ungeliebte und unmoderne „Technikfolgeab-

schätzung“ (oder hier besser: Risikoabschät-

zung) sollte vielleicht doch zu risikoreicher 

Forschung dazugehören.

Fazit

Für mich heißt das zusammengefasst: Auf Er-

kenntnisgewinn ausgerichtete Forschung ist 

immer risikoreich, und sie ist wichtig für den 

Fortschritt unserer Gesellschaft. Wir brauchen 

Raum für diese Forschung – aber wir brauchen 

auch Zeit für die Bewertung der Forschungser-

gebnisse und die Abschätzung ihrer möglichen 

Wirkung bei der Anwendung. 

Ja, wir brauchen Raum für qualitativ hochwer-

tige, risikoreiche Forschung in Deutschland 

und wir sollten unser „konservatives“ Wissen-

schaftssystem dazu nutzen, die Ergebnisse die-

ser Forschung für eine gesunde und nachhaltige 

Entwicklung unserer Welt klug umzusetzen.
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Als Rektorin  
wiedergewählt

Wechsel  
in Braunschweig

Präsident einstim-
mig wiedergewählt

Prof. Dr. Johanna Weber 
trat am 1. Apri l  diesen 

Jahres ihre zweite Amts-

zeit als Rektorin an der 

Ernst-Moritz-Arndt-Uni-

versität Greifswald an. Im 

Dezember 2016 hatte der 

Akademische Senat die Kandidatur bestätigt.

Johanna Weber, in Plaidt geboren, studierte 

Publizistik und Psychologie an der Johannes-

Gutenberg-Universität Mainz und beendete 

das Studium mit einem Diplomabschluss in 

Psychologie. Zunächst wurde sie 1987 pro-

moviert und habilitierte anschließend 1992. 

1994 übernahm sie den Lehrstuhl für Diffe-

rentielle und Persönlichkeitspsychologie/Psy-

chologische Diagnostik an der Uni Greifswald. 

Ihre erste Amtszeit als Rektorin begann 2013. 

Seit 2014 ist sie unter anderem Vizepräsiden-

tin der Hochschulrektorenkonferenz.

Seit Januar 2016 übt Va-
nessa Ohlraun nun ihr 

Amt als Präsidentin an der 

Hochschule für Bildende 

Künste Braunschweig (HBK 

Braunschweig) aus. Die 

Kunsthochschule Braun-

schweig legt mit den knapp 1.000 Studieren-

den ihren Fokus auf Freie Kunst, Design sowie 

Kunstwissenschaft und Medienwissenschaft. 

Mit diesen Studienbereichen ist sie eine der 

größten Kunsthochschulen Deutschlands. 

Nach dem Studium der Ethnologie, Kunstge-

schichte und der Genderstudies in Berlin und 

Seattle war Ohlraun von 2011 an als Dekanin 

der Kunstakademie in Oslo, Norwegen, tätig. 

Sie arbeitete unter anderem sieben Jahre 

lang als Kulturattachée für Bildende Kunst, 

Film und neue Medien in Berlin für die kana-

dische Botschaft.

Prof. Dr. Kristian Bossel-
mann-Cyran  übernahm 

2011 zum ersten Mal das 

Amt des Präsidenten an der 

Hochschule Koblenz. Seine 

zweite Amtszeit beginnt 

nun am 1. September 2017. 

Die HS Koblenz ist mit 9.100 Studierenden 

die größte Hochschule für angewandte Wis-

senschaft in Rheinland-Pfalz. Vor seinem Amt 

als Präsident übte Bosselmann-Cyran sieben 

Jahre lang eine Professur für German Studies 

an der Universität Al-Azhar in Kairo aus. Zuvor 

war er bereits elf Jahre lang im Hochschulma-

nagement an der Europa-Universität Viadrina 

in Frankfurt tätig. Dort konnte er sich vielfältige 

Kenntnisse im Bereich des Hochschulmanage-

ments sowie im Ausbau von Studiengängen 

und den Erwerb von Fördermitteln aneignen. 
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P r o f .  D r.  M a n f r e d  J . 
Schmitt besetzt seit dem 1. 

März 2017 als Nachfolger 

von Prof. Volker Linneweber 

das Amt des neuen Präsi-

denten an der Universität 

des Saarlandes. Universi-

tätsrat und Senat der Universität wählten ihn 

im vergangenen Jahr einstimmig. Er studierte 

und promovierte an der Universität Mainz. Seit 

1996 lehrt und forscht er an der Saar-Uni als 

Professor für Molekular- und Zellbiologie am 

Zentrum für Human- und Molekularbiologie 

(ZHMB), welches er von 2003 bis 2011 leitete. 

Er übte von 2009 bis 2014 außerdem das Amt 

des Vizepräsidenten für Lehre und Studium 

der Universität aus. Im Amt des Präsidenten 

möchte Schmitt vor allem mit Transparenz und 

Kommunikation den Zusammenhalt innerhalb 

der Universität stärken.

Dr. iur. Jörn Hohenhaus 

hat seit Januar 2017 das 

Amt des Kanzlers an der 

Kunstakademie Düsseldorf 

inne. Er übernahm das 

Amt von Dr. Johann Peter 

Schäfer, der die Amtsge-

schäfte der Kunstakademie seit Dezember 

2015 leitete. Hohenhaus ist promovierter Voll-

jurist und war anfänglich als Rechtsanwalt 

tätig. Zwischen 2006 und 2008 arbeitete er 

als Referent für Präsidium und Geschäftsfüh-

rung beim Deutschen Hochschulverband und 

anschließend in der Zentralverwaltung an der 

Universität zu Köln. Dort war er unter anderem 

als Leiter der Abteilung Finanzplanung und 

-steuerung, Sonderbeauftragter des Kanzlers 

und zuletzt als stellvertretender Leiter der 

Stabsstelle Berufungen angestellt.

Neuer Präsident  
der Saar-Uni

Neuer Kanzler an 
der Kunstakademie
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Claudia Ricarda Meyer 
hat am 1. Mai ihr Amt als 

Verwaltungsleiterin an der 

Christian-Albrechts-Univer-

sität zu Kiel (CAU) für sechs 

Jahre angetreten und damit 

Vorgänger Professor Lutz 

Kipp abgelöst. Zu ihren Aufgaben zählen unter 

anderem die Verwaltung der Universität sowie 

die Verantwortung für den Haushalt. Meyer hat 

Angewandte Kulturwissenschaften in Lüne-

burg studiert und zusätzlich das Ergänzungs-

studium „Wissenschaftsmanagement“ an der 

Hochschule für Verwaltungswissenschaften 

in Speyer vorzuweisen. Seit 2000 hat Meyer 

unterschiedliche Tätigkeiten an der Universität 

Lüneburg ausgeübt. Sie begleitete unter ande-

rem die Gründung der Stifteruniversität sowie 

die Vereinigung zweier Hochschulen.

Erste Kanzlerin  
an der Uni Kiel
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SCHWERPUNKT 
Optimierung der Rahmenbedingungen 
für F&E-Projekte

Wer an Universitäten und Fachhochschulen in der Forschung und Entwicklung tätig 
ist, kann sich sicher sein, dass Finanzierung und wissenschaftliche Praxis eher frü-
her als später von großer Wichtigkeit sein werden. In der EU bestehen zahlreiche 
Möglichkeiten, im Rahmen spezieller Programme Forschungsgelder zu beantragen 
(beispielsweise durch Horizont 2020), doch diese Aufgabe ist für viele Wissenschaft-
ler eine ungemein lästige Pflicht, der sie sich unter Umständen nicht gewachsen 
fühlen.

Die Uni kann in diesem Fall viel tun, um den Wissenschaftlern diesen Prozess zu 
erleichtern – von einer Strategieentwicklung, die alle Institute und Einrichtungen 
umfasst, über die klare Kommunikation aller relevanten Policies bis hin zur aktiven 
Hilfestellung bei den Projektförderungsanträgen. Reger Austausch beziehungsweise 
eine definitive Anlaufstelle innerhalb der Hochschule ist dabei sehr nützlich.

Doch auch die finanzielle Abrechnung nach der Bewilligung des Antrags kann Pro-
bleme bereiten, sei es, um dem „gemeinschaftsrechtlichen Beihilfeverbot“ Folge zu 
leisten, oder sei es, weil ein System benutzt wird, dass den Ansprüchen eines in sich 
flexiblen und volatilen Forschungsumfeldes nicht gerecht wird. Auch hier bestehen 
Möglichkeiten zur Verbesserung, die teilweise von den Universitäten alleine bewäl-
tigt werden können oder aber eine Zusammenarbeit mit dem Gesetzgeber unerläss-
lich machen.

Es gibt also viele Ansatzpunkte, an denen die Rahmenbedingungen für F&E-Projekte 
verbessert werden können, und Wissenschaftsmanager haben durch ihre Position 
und Perspektive die Chance, die Hürden für viele zukünftige Projekte schon im Vorhi-
nein zu verringern.

� Charlotte Heße, Redaktion Wissenschaftsmanagement

Foto: Klicker/pixelio
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Strategieentwicklung in Expertenorganisationen ist aufgrund vieler dezentralisierter 
Kompetenzen ein komplexer Prozess; der Erfolg hängt insbesondere von der adäquaten 
Integration der dezentralisierten Kompetenzen ab. Mehrsparten-Fachhochschulen als Ex-
pertenorganisationen sind zusätzlich durch eine ausgesprochene fachliche, historische, 
geografische und kulturelle Diversität geprägt. Wie kann also eine hochschulweite Stra-
tegie erfolgreich entwickelt werden?

Die Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) ist eine junge Hochschule, wel-

che 2007 aus der Fusion von acht zum Teil bereits lang existierenden Schulen hervorging. So 

wurde zum Beispiel die heutige ZHAW School of Engineering bereits 1874 als Technikum Win-

terthur gegründet. Die acht Departemente (Teilschulen) an drei Standorten im Kanton Zürich sind 

fachlich sehr breit aufgestellt: Die Angewandte Linguistik ist genauso Teil der Hochschule wie 

die Life Sciences oder die Soziale Arbeit. Mit rund 11.000 Studierenden und 3.500 Mitarbeiten-

den ist sie eine der größten Mehrsparten-Fachhochschulen der Schweiz.

Martin Jaekel, Marco Balocco, Suzana Atanasoski und Urs Hilber 

Forschungsstrategie im heterogenen Umfeld:  
Integration der Diversität  

Strategieentwicklung an Mehrsparten-Fachhochschulen

Wie kann eine erfolgreiche Strategieentwicklung an 
Mehrsparten-Fachhochschulen am besten gelingen?

Foto: Sebastian Staendecke/pixelio
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Die Diversität an der ZHAW ist hoch, bedingt durch unterschiedliche Kulturen der Departemente, 

die unterschiedliche Ausprägung der vier Leistungsbereiche (Lehre, Weiterbildung, Forschung & 

Entwicklung, Dienstleistung), die fachliche Breite und die geografische Distanz. Die Hochschule 

vereint nach dem Grundsatz „Vielfalt in der Einheit“ auch entgegengesetzte Interessen unter 

einem Dach. Insbesondere ist die Ausgangslage der acht Departemente im Leistungsbereich 

Forschung & Entwicklung (F&E) sehr unterschiedlich.

In diesem heterogenen Umfeld ist die Entwicklung gemeinsamer Ziele und Strategien eine He-

rausforderung. Als Teil der Hochschulstrategie 2015-2025 ist aber die Stärkung der F&E insbe-

sondere im europäischen Kontext ein strategisches Ziel für die ZHAW. Am Beispiel der Entwick-

lung dieser EU-Forschungsstrategie für die ZHAW zeigen wir auf, wie ein solcher Strategiepro-

zess an einer Mehrsparten-Fachhochschule erfolgreich gestaltet werden kann. 

Situationsanalyse und Zielsetzung
Als ersten Schritt in der Strategieentwicklung führte das Projektteam unter Leitung des Res-

sorts F&E der ZHAW (eine dem Rektor organisatorisch angegliederte Einheit, welche inhaltlich 

von einem der acht Departementsleitenden geführt wird) eine umfassende Analyse der EU-For-

schungsaktivitäten der ZHAW durch. 

Diese Analyse beinhaltete folgende drei Schlüsselelemente:

u	 Quantitative Analyse der EU-Forschungsaktivität der ZHAW unter den EU-Forschungsrahmen-

programmen 6 & 7 (FP6 & FP7): akquirierte Drittmittel nach Jahr und Fachbereich, Anzahl ak-

quirierter EU-Projekte nach Fachbereich und Institut, Anzahl eingegebener EU-Projekte nach 

Fachbereich und Institut, Anteil Forschungsdrittmittel nach Quellen et cetera.

u	 Vergleichende Analyse der Ausgangslage in der EU-Forschung (nationaler Vergleich der EU-

Drittmittel nach Fachbereich, Vergleich Anteil EU-Forschung mit anderen Schweizer Fach-

hochschulen, Vergleich im Rahmen eines Roundtables mit deutschen Fachhochschulen, Aus-

tausch mit Schweizer Fachhochschulen et cetera).

u	 Analyse der wahrgenommenen Ausgangslage in der EU-Forschung auf Führungsebene 

(strukturierte Interviews mit den Leitenden der acht Departemente).

Aus dieser Analyse konnten folgende erste Erkenntnisse abgeleitet werden:

u	 Stärken und Schwächen der ZHAW in der EU-Forschung sowie die Bedingungen im äußeren 

Umfeld.

u	 Potenzielle Handlungsfelder für die Departemente der ZHAW (siehe auch Abbildung 2).

u	 Darstellung der heterogenen Ausgangslage in der EU-Forschungskapazität und dem EU-For-

schungspotenzial zwischen den Departementen (siehe auch Abbildung 1).

u	 Gute Übereinstimmung der quantitativ belegten und der auf Führungsebene wahrgenomme-

nen Ausgangslage.

u	 Konzentration der EU-Forschungsaktivität auf Ebene der Forschungsgruppen.

u	 Heterogene Kenntnis der EU-Forschungsfinanzierung und ihrer Zugangshürden innerhalb der 

ZHAW.

Die Positionen auf der Lebenszykluskurve („Start“, „Growlow“, „Growhigh“, „Hold“) unterschei-

den sich durch die Kombination der durch interne Faktoren gegebenen Forschungskapazität 

Lic. oec. HSG Marco Baloc-
co ist Partner und Ge-
schäftsleiter der Berinfor 
AG in Zürich, ein auf Hoch-
schulen spezialisiertes Be-
ratungsunternehmen. Er 
hat an der Universität St. 
Gallen VWL studiert. 

Foto: : Privat

Prof. Dr. Urs Hilber ist Lei-
ter des Ressorts F&E der 
ZHAW und Direktor der 
School of Life Sciences 
und Facility Management. 
Er hat an der Universität 
Basel und der Cornell Uni-
versity Biologie studiert 
und war danach Direktor 
der Agroscope FAW Wä-
denswil. 

Foto: Privat

Dr. Martin Jaekel ist Leiter 
der Stabsstelle F&E der 
ZHAW. Er hat an der Uni-
versity of Cambridge in  
Genetik doktoriert und war 
dort Forschungsgruppen-
leiter. Danach hat er in der 
Unternehmensberatung 
sowie bei der EU gear- 
beitet.

Foto: Privat

PD Dr. Suzana Atanasoski 
ist Euresearch Contact 
Point an der ZHAW und 
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Position	Hold «Zukunft	sichern»

Allgemeine	
Philosophie

• Halten	der	absoluten	Höhe	an	EU-Forschungsgelder
• Risiko	des	Abgangs	von	Schlüsselpersonen	durch	verbreitete	Abstützung	im	Departement	verringern

Haupt-
merkmale

• Erneuerung	des	Personals mit	Erfahrung	in	EU-Projekten
• Externe	Vernetzung und	interne	Know-how-Diffusion	sichern,	insbesondere	für	neues	Personal	
• Monitoring		des	Potenzials	der	bestehenden	Themen,	um	dem	Substitutionsrisiko	vorzubeugen

Impact Resul-
tat-Indikatoren

Anzahl	H2020-Projekte Anzahl	H2020-Anträge Akq.	H2020-Fördermittel Finanzierungsmix Expertenkonzentration

Halten EU-Quote halten	auf	
hohem	Niveau

Sinkend

Handlungsfeld Mögliche	Ansätze Mögliche	Indikatoren	für Dept.-interne	Steuerung

HF	1:	Change • Halten	als	Strategie	– keine	wesentlichen Veränderungen
• Evolutiv	

• Anzahl	Personen	mit	EU-Projekterfahrung

HF	2:	
Koordination	
und	Steuerung

• Anreize	für	Schlüssel-Personal	zum	Bleiben	im	Dept.	
• «Risk-management»	- Vermeidung	von	Rückschlägen
• Vermeidung	einer	Expertenkonzentration

• Reduzierte Expertenkonzentration

HF 3:	
Finanzierung

• «Abschöpfen»	– profitable	Projekte
• Finanzierungsmix	und	absolute	Fördermittel	halten

• Akquirierte	EU-Fördermittel
• Finanzierungsmix
• (Verbesserung)	Deckungsbeitrag	bei	EU-Projekten	
• (Zunahme)	Volumen der	einzelnen	Projekte

HF	4:	
Positionierung

• Leader	in	den	ausgewählten	Themen	/	Projektarten
• Relevanz	von	Themen	überwachen,	Substitutionseffekt	

antizipieren

HF	5:
Vernetzung

• Professionelle	Lobby-Präsenz
• Aktiv	gesuchte	Partner	sein	für	andere	Institutionen
• Zunehmende Internationalisierung	der	Vernetzung

HF	6:	Support • Support	eher durch	interne	Quellen,	da	Kompetenzen	
vorhanden	sind	à auf	Abwicklung	ausgerichtet	

• Befähigung	Projektkoordination

• Anzahl	/	Anteil EU-Projekte	in	Koordinatoren-Rolle

(zum Beispiel Anzahl der Forschenden an einem Departement mit Erfahrung in der EU-Projekt-

akquise) und des durch externe Faktoren gegebenen Forschungspotenzials (zum Beispiel An-

schlussfähigkeit der Forschungsthemen eines Departements an Horizont 2020).

Abb. 1: Lebenszykluskurve als strategischer Ansatz

Kapazität	klein
Potenzial	klein

->	Selektive	Befähigung

Kapazität	hoch
Potenzial	zunehmend

->	Stärken	stärken

Kapazität	hoch
Potenzial	erreicht

->	Position	halten

Start Grow Hold

Position		1:	
Organisches	

Wachstum	EU

Position	2:	
Aufbau	EU

Position	4:		
Zukunft	
sichern

Position	3:	
Ausbau	EU

Kapazität	zunehmend
Potenzial	zunehmend

->	Schwächen	beheben

Growlow Growhigh

Abb. 2: Beispiel einer Normstrategie

Die Erkenntnisse dieser Metaanalyse wurden mit einem Strategieausschuss, welcher sich aus 

dem Rektor und vier weiteren Mitgliedern der Hochschulleitung zusammensetzte, diskutiert und 

bestätigt. Diese Bestätigung der Erkenntnisse durch den Strategieausschuss diente als wichtige 

Grundlage für den Beschluss der weiteren Schritte des Strategieentwicklungsprozesses. 
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„Inspiration für die Weiterentwicklung der EU-Forschungsstrategie  
vor diesem komplexen Hintergrund kam aus dem privatwirt- 

schaftlichen Bereich.“ 

Zudem begünstigten zwei weitere Faktoren die Akzeptanz der weiteren Vorgehensweise:

u	 Die EU-Forschungsstrategie knüpfte an die Diskussion der Hochschulleitung zur Hochschul-

strategie 2015-2025 der ZHAW an. Wie oben erwähnt ist in dieser Strategie 2015-2025 ins-

besondere die Ausrichtung der ZHAW auf ihre europäischen Werte und europäische Integrati-

on festgehalten.

u	 Zudem bot die verstärkte Finanzierung der anwendungsorientierten Forschung in Horizont 

2020 (H2020) (im Vergleich zu FP6 & FP7) insbesondere für Fachhochschulen eine interes-

sante Ausgangslage. 

Auf Basis dieser Situationsanalyse und vorbereitenden Arbeiten legte die Hochschulleitung das 

Ziel der verstärkten Akquise von EU-Forschungsmitteln insbesondere aus dem Forschungsrah-

menprogramm H2020 der EU und eventuellen Folgeprogrammen von H2020 fest. Als Abschluss 

dieser ersten Phase des Strategieentwicklungsprozesses konnte somit ein klares Ziel für die EU-

Forschungsstrategie formuliert werden, welches von allen acht Departementen getragen wurde.

Ausarbeitung des strategischen Ansatzes
Auf der Basis dieser Zielsetzung wurden verschiedene strategische Stoßrichtungen zur verstärk-

ten Akquise von EU-Forschungsmitteln erarbeitet. Trotz des gemeinsamen Zielbildes zeigte sich 

jedoch sehr schnell, dass keine dieser strategischen Stoßrichtungen auf alle acht Departemente 

der ZHAW anwendbar ist.

Inspiration für die Weiterentwicklung der EU-Forschungsstrategie vor diesem komplexen Hin-

tergrund kam aus dem privatwirtschaftlichen Bereich: Holding Gesellschaften sind oft mit ähnli-

chen Problemen beim Management der Unternehmen, welche Teil der Holding sind, konfrontiert. 

Die einzelnen Unternehmen in der Holding Gesellschaft sind oft in unterschiedlichen Märkten 

aktiv und verfügen über eine eigene, der individuellen Wettbewerbsposition und dem Entwick-

lungsstadium des Markts angepassten Marktstrategie; diese Marktstrategien sind individuell 

und nicht übergeordnet anwendbar. Holding Gesellschaften verwenden daher oft Portfoliostrate-

Stichwörter
Fachhochschule

Strategieentwicklung

Forschung

Horizont 2020

gien, um die unterschiedlichen Ausgangslagen der Unternehmen zu berücksichtigen, diese aber 

in eine übergreifende Strategie der Holding Gesellschaft integrieren zu können (zum Beispiel 

mit dem Ziel, Synergien zu erzeugen und Gewinne zu maximieren oder finanzielle Risiken zu 

minimieren). 

Obwohl die ZHAW als öffentliche Hochschule keine Holdingstruktur hat und sich grundlegend 

von einer Holding Gesellschaft unterscheidet (insbesondere in der Finanzierung, der Erwirtschaf-

tung von Gewinnen et cetera), präsentieren die acht Departemente der ZHAW analog ganz un-

terschiedliche Ausgangslagen hinsichtlich der EU-Forschung: Einzelne Departemente besitzen 

langjährige Erfahrung in der Akquise von EU-Projekten und verfügen über Strukturen für die Ab-

wicklung solcher Projekte, während andere Departemente generell noch wenig Erfahrung in der 

internationalen Forschungszusammenarbeit besitzen. Die ZHAW vereint daher ein „Portfolio“ von 

Departementen, welche auf unterschiedliche Weise zur Erreichung des gemeinsam formulierten 

Ziels beitragen können. Bezüglich der EU-Forschungserfahrung lassen sich die acht Departemen-



wissenschaftsmanagement 1 • januar/februar • 2017

16	 schwerpunkt �Optimierung der Rahmenbedingungen für F&E-Projekte

te am besten entlang einer Lebenszykluskurve (Abbildung 1) charakterisieren: vom Departement 

mit wenig EU-Projekterfahrung, welches sich mit den Grundlagen vertraut macht, bis hin zum in 

dieser Hinsicht erfahrensten Departement, welches zum Ziel hat, die EU-Forschung nicht quan-

titativ auszubauen, sondern auf mehr Institute zu verteilen (insbesondere um Fluktuationen im 

Drittmittelvolumen zu minimieren). Eine gemeinsame EU-Forschungsstrategie für die ZHAW muss 

also für alle Phasen entlang dieser Lebenszykluskurve strategische Stoßrichtungen anbieten.

Umsetzung der Strategie
Für alle Phasen des Lebenszyklus wurden daher Normstrategien in Form eines Steckbriefes (Ab-

bildung 2) vom Projektteam entwickelt. Diese Normstrategien wurden an allen acht Departe-

menten im Rahmen einer Departementsleitungssitzung präsentiert und deren Verwendung im 

Strategieprozess erklärt: Die Normstrategien dienen als Vorlage, um einen relevanten Ansatz zur 

Stärkung der EU-Forschung am eigenen Departemente zu finden. Die Departemente waren also 

im Anschluss an die Diskussion der Normstrategien selber für die Ausarbeitung ihrer departe-

mentsspezifischen EU-Strategie und der eigenen Zielsetzung bezüglich EU-Forschung verant-

wortlich. Somit konnten sich die Departemente, bezugnehmend auf ihre eigene departementale 

Für alle Phasen des Le-
benszyklus wurden daher 
Normstrategien in Form 
eines Steckbriefes (...) 
vom Projektteam entwi-
ckelt. ... Die Normstrategi-
en dienen als Vorlage, um 
einen relevanten Ansatz 
zur Stärkung der EU-For-
schung am eigenen De-
partemente zu finden.

”

„Ein sehr wichtiger Teil bei der Umsetzung der EU-Forschungsstrategie 
der ZHAW bildet auch der aktive Support für Forschende hinsichtlich  

Teilnahme an europäischen Förderprogrammen.“ 

Mehrjahresstrategie, Ziele für die Zeitperiode 2014-2019 sowie für die Zeitperiode 2020-2024 

setzen. In dieser Zeit stand das Projektteam den Departementsleitenden beratend zur Seite. In 

der Zielformulierung waren die Departemente frei, mussten jedoch auf einen Satz von sechs 

gemeinsamen Indikatoren Bezug nehmen:

u	 Entwicklung der Position auf der Lebenszykluskurve

u	 Entwicklung der Anzahl eingereichter Projektanträge

u	 Entwicklung der Anzahl akquirierter Projekte

u	 Entwicklung akquirierter Projektmittel

u	 Entwicklung des Anteils der EU-Forschung an Forschungsdrittmitteln

u	 Entwicklung der Expertenkonzentration innerhalb von Departementen

Die Bezugnahme auf diesen Satz gemeinsamer Indikatoren erlaubte, die Zielsetzungen der acht 

Departemente zu aggregieren. Die aggregierten Werte bildeten somit die Zielsetzung der Ge-

samt-ZHAW ab, welche der Hochschulleitung zur Diskussion und zum Beschluss vorgelegt wur-

den. Der Beschluss der gemeinsamen Zielsetzung auf der Ebene des ZHAW wurde im Anschluss 

durch die einzelnen Mitglieder der Hochschulleitung breit an der ZHAW kommuniziert. Anhand 

der aggregierten Zielsetzung wird zudem jährlich die aktuelle Situation und der Fortschritt von 

der Hochschulleitung überprüft; dabei wird ein Bezug zur vorausschauenden finanziellen Mehr-

jahresplanung der F&E-Aktivität hergestellt.

Einen sehr wichtigen Teil bei der Umsetzung der EU-Forschungsstrategie der ZHAW bildet auch 

der aktive Support für Forschende hinsichtlich Teilnahme an europäischen Förderprogrammen. 

Dazu hat die ZHAW mit Unterstützung des Staatssekretariats für Bildung, Forschung und Innova-

tion (SBFI) im Rahmen der Schaffung von Euresearch Contact Points eigens zwei Stellen vor Ort 

geschaffen, welche sich voll auf diese Supportarbeit konzentrieren. 
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Kontakt:

Dr. Martin Jaekel 
ZHAW Ressort F&E/DL 
Gertrudstrasse 15 
8401 Winterthur 
Schweiz 
E-Mail: jaek@zhaw.ch 
Tel.: +41 58 934 60 67 
www.zhaw.ch/de/forschung/

Fazit
Für die erfolgreiche Strategieentwicklung im heterogenen Umfeld einer Mehrsparten-Fachhoch-

schule ist vor allen Dingen die Integration der vorhandenen Diversität als Ressource essenziell. 

In unserem Beispiel gelang dies anhand folgender Maßnahmen:

u	 Die Anknüpfung an die Hochschulstrategie 2015-25 der ZHAW war eine wichtige Vorausset-

zung für die Akzeptanz eines gemeinsamen Strategieentwicklungsprozesses.

u	 Der Ansatz der Lebenszyklus-Strategie ermöglichte die Integration der unterschiedlichen 

Ausgangslagen und Ziele in der Forschung der verschiedenen Fachdisziplinen.

u	 Eine unterstützende Begleitung und aktive Involvierung der Führungspersonen in der Ausar-

beitung der Strategie ermöglichte den notwendigen Dialog in der kritischen Entwicklungspha-

se.

u	 Das disziplinspezifische Erfolgsmonitoring für die Departemente und das schlanke Erfolgsmo-

nitoring für die Hochschulleitung gewährt den Disziplinen den nötigen Gestaltungsspielraum 

für die Umsetzung der Strategie. 

u	 Eine unterstützende Begleitung der Forschenden in der Umsetzung der Strategie erlaubt eine 

kontinuierliche Verbesserung der Umsetzung der Strategie und zeigt notwendige Anpassun-

gen der Strategie auf.

u	 Die Schaffung von Euresearch Contact Points vor Ort ermöglichte sehr erfolgreiche nutzerori-

entierte, niederschwellige Supportangebote in der Nähe der Forschenden.

Die EU-Forschungsstrategie der ZHAW hat sich seit dem Beginn von H2020 schon positiv auf 

die Antragsstellung und die eingeworbenen EU-Drittmittel ausgewirkt: Die ZHAW erzielte in den 

ersten drei Jahren ein Drittmittelvolumen, das mit kleineren universitären Hochschulen in der 

Schweiz vergleichbar ist, und gehört zu den stärksten Fachhochschulen im Bereich der EU-For-

schung im nationalen und internationalen Vergleich.

Für die erfolgreiche Stra-
tegieentwicklung im hete-
rogenen Umfeld einer 
Mehrsparten-Fachhoch-
schule ist vor allen Dingen 
die Integration der vor-
handenen Diversität als 
Ressource essenziell.

”

Dies ist ein Buch für Menschen, die Berufungsverfahren gestalten. Sein Thema ist 
der Teil des Berufungsverfahrens, in dem die Bewerberinnen und Bewerber mit der Beru-

fungskommission und den Studierenden vor Ort zusammentreffen: das Berufungsgespräch. 
Die vielfältigen Möglichkeiten, die das Berufungsgespräch bietet, werden heute kaum ausge-

schöpft. Da es aber – häufig – der einzige Ort ist, an dem die Kommission den zukünftigen Kollegen, die  
zukünftige Kollegin einschätzen und kennenlernen kann, sollte der konkreten Gestaltung mehr Auf-

merksamkeit gewidmet werden.

Grundlagen
Praxis
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Hochschulen erstellen ein Kuppelprodukt aus Forschung 
und Lehre, wobei es dem Wesen der universitären Leistung 
entspricht, dass Forschung und Lehre in ihrer Entstehung 
und Leistungsverwertung zwar unterscheidbar, aber nicht 
trennbar sind (Meurer/Schulze 2010). Trotzdem wird letz-
teres explizit verlangt, um dem „gemeinschaftsrechtlichen 
Beihilfenverbot“ zu entsprechen. Hierzu ist bei sogenannter 
Auftragsforschung eine kostenrechnerische Trennung von 
Forschung und Lehre sowie eine Ausgliederung derjenigen 
Kosten vorgesehen, die für die Auftragsforschung anfallen 
(Huber/Prikoszovits 2008).

Eine verursachergerechte Kostenzuordnung beziehungsweise 

die Ermittlung entsprechender Gemeinkostenzuschläge stellt für 

Hochschulverwaltungen regelmäßig eine Herausforderung dar (Schwind 2007). Im vorliegenden 

Artikel werden zwei Varianten der Berechnung der Gemeinkostenzuschlagssätze für Auftragsfor-

schung dargestellt und bewertet.

Hintergrund
Die Pflicht zur Ermittlung der Zuschlagssätze für Auftragsforschung ist eine Konsequenz des 

Unionsrechts. Nach Artikel 107 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union sind 

unbeschadet bestimmter Ausnahmen „staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen 

gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszwei-

ge den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, 

soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen“. So soll verhindert werden, 

dass einzelne Unternehmen oder Kategorien von Unternehmen ohne entsprechende Gegenleis-

tung einen wirtschaftlichen Vorteil erhalten und damit einen nicht auf Effizienzvorteilen beru-

henden Wettbewerbsvorteil gegenüber der nicht geförderten Konkurrenz erlangen. Dabei wird 

der Begriff des Unternehmens funktional definiert: Wer wirtschaftlich tätig ist, ist insoweit ein 

Unternehmen. Diese Definition erfasst auch Hochschulen, soweit diese in Konkurrenz zu ande-

ren Unternehmen, zum Beispiel Beratungsgesellschaften, treten. 

Letzteres ist für einen Teil der Forschung denkbar, trifft aber eben wenn, dann auch nur allenfalls 

für einen Teil zu. Die „klassische“ Forschung an Hochschulen wird vollständig aus staatlichen 

Mitteln finanziert und findet ohne Dritte als Auftraggeber statt. Sie soll im Folgenden als „intern-

finanzierte Forschung“ bezeichnet werden, da sie keine externe Finanzierung außerhalb der 

Zuschüsse des Staates zum Betrieb der Hochschule aufweist. Darüber hinaus kann Forschung 

auch durch zweckgebundene Zuwendungen finanziert werden, wie zum Beispiel die Zuwendun-

gen der Deutschen Forschungsgemeinschaft für ein konkretes Forschungsprojekt. Hierbei ist es 

unerheblich, ob der Zuwendungsgeber selbst eine staatliche (zum Beispiel das Bundesministe-

rium für Bildung und Forschung, das BMBF) oder eine nicht-staatliche Organisation (zum Bei-

Claus Dieter Classen und Steffen Fleßa 

Eine leistungsgerechte Alternative  

Modell einer Gemeinkostenberechnung auf Grundlage der aufgebrachten Arbeitszeit

Zur Verhinderung unfairen Wettbewerbs müssen Hoch-
schulen komplizierte und langwierige Aufschlüsselungen 
der Kosten von Auftragsforschung betreiben.

Foto: I. Vista/pixelio

Stichwörter
Hochschulen

Gemeinkosten

Auftragsforschung

Beihilfeverbot



wissenschaftsmanagement 1 • januar/februar • 2017

	 Forschungskostenberechnung � 19

spiel die VolkswagenStiftung) ist. In beiden Fällen handelt es sich um eine nicht-wirtschaftliche 

Tätigkeit. Die universitäre Forschung generiert keine Leistung, die Eigentum eines Auftraggebers 

wird, sondern eine öffentlich zugängliche Forschung, die durch Publikationen oder andere For-

men der Veröffentlichung zum Wohl der Allgemeinheit genutzt wird.

Anders ist die Situation bei sogenannter Auftragsforschung. Sie liegt vor, wenn ein Auftraggeber 

einen Auftrag an eine Hochschule gibt und in diesem Rahmen zumindest teilweise ein Verfü-

gungsrecht über die Forschungsleistung erhält. Der Zahlungsstrom vom Auftraggeber zur Hoch-

schule ist somit der Preis für eine konkrete Leistung. Die Hochschule tritt in dieser Konstellation 

regelmäßig in Konkurrenz mit Unternehmen, die diese Leistung ebenfalls anbieten und produ-

zieren könnten. In diesen Fällen könnte eine Wettbewerbsverzerrung vorliegen, da Hochschulen 

eine staatliche Förderung erhalten, die mindestens die räumlichen (Arbeitsplatz) und personellen 

(zum Beispiel Personalverwaltung) Vorhaltekosten umfasst. Damit wäre es Hochschulen grund-

sätzlich möglich, Auftragsforschung zu Grenzkosten anzubieten, da die Gemeinkosten bereits 

vollständig durch die staatlichen Zuschüsse gedeckt sind. Hochschulen hätten folglich einen al-

lein auf die staatliche Unterstützung zurückzuführenden Marktvorteil gegenüber kommerziellen 

Konkurrenten ohne staatliche Förderung, der zu einer Wettbewerbsverzerrung führt, die nach 

Artikel 107 Absatz 1 AEUV im Grundsatz verboten ist.

Die Wettbewerbsverzerrung kann dadurch beseitigt werden, dass die staatlichen Zuschüsse 

zum Betrieb der Hochschule anteilig auf die Auftragsforschung umgeschlagen werden. Die Kal-

kulation des Projektes muss folglich einem Vollkostenansatz folgen und darf nicht nur Grenz-

kosten ermitteln (Huber/Prikoszovits 2008). Grundlegend sind hierbei die Erfassung aller Kosten 

der Kostenstellen der Hochschule sowie die schrittweise Zuschlüsselung auf den Kostenträger 

„Auftragsforschung“. Hierbei sind folgende Anforderungen einzuhalten:

1. �Vollständigkeit: Alle Kosten müssen erfasst und letztlich auf die Kostenträger verteilt werden. 

Es dürfen keine Kosten unberücksichtigt bleiben.

2. �Verursachergerechtigkeit: Die Zuschlagssätze für Gemeinkosten müssen in einem rationalen 

Verhältnis zu dem tatsächlichen Ressourcenverbrauch stehen.

3. �Ökonomik der Modellierung: Das Kostenrechnungsverfahren muss für die Hochschulverwal-

tungen mit vertretbaren Aufwand durchführbar sein.

Unter Ausschluss der letzten Anforderung wäre eine so genannte Prozesskostenrechnung (Langen-

beck 2008; Budäus et al. 2013) die beste Lösung. Hierzu werden alle Verwaltungsvorgänge, die für 

die Bearbeitung eines Projektes der Auftragsforschung von den ersten Anfragen bis zum letztend-

lichen Abschluss notwendig sind, gelistet und prozessoral verknüpft. Für jeden Teilprozess müssen 

leistungsmengeninduzierte und leistungsmengenneutrale Kosten unterschieden und nach bestimm-

ten Prozesstreibern zugerechnet werden. Betrachtet man jeden Einzelschritt dieses Prozesses, 

müssten für dutzende Teilprozesse die Kosten ermittelt und addiert werden. Dies ist mit der derzei-

tigen quantitativen und qualitativen Kapazität in den Controllingabteilungen der Hochschulverwal-

tungen kaum zu leisten und würde auch der Ökonomik der Modellierung widersprechen, das heißt, 

Aufwand und Nutzen würden in keinem sinnvollen Verhältnis stehen. Gesucht sind folglich Ansätze, 

die beruhend auf Routinedaten eine vollständige und verursachergerechte Ermittlung des Gemein-

kostensatzes erlauben. Im Folgenden sollen zwei Ansätze vorgestellt werden, zuvor müssen jedoch 

einige grundlegende Begriffe zur Ermittlung der Kalkulationsgrundlage definiert werden.

Kalkulationsgrundlage
Als Kostenträger wird ein Prozess oder ein Objekt bezeichnet, das den Ressourcenverbrauch ver-

ursacht hat (Wöhe/Döring 2013). In diesem Fall wäre das Auftragsforschungsprojekt der relevan-

Prof. Dr. Claus Dieter Clas-
sen ist Inhaber des Lehr-
stuhls für Öffentliches 
Recht, Europa- und Völker-
recht an der Universität 
Greifswald sowie Richter 
am Landesverfassungsge-
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tungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern. 
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te Kostenträger. Als Einzelkosten werden Kosten bezeichnet, die explizit durch den Kostenträger 

verursacht werden, während Gemeinkosten für die allgemeine Bereitschaft der Leistungserstel-

lung anfallen (Steger 2006). Die Kosten für Personal, das speziell für ein Projekt der Auftragsfor-

schung eingestellt wird, stellen Einzelkosten dar, während die Kosten der Personalverwaltung als 

Gemeinkosten betrachtet werden können, da diese Abteilung auch ohne das Projekt existieren 

und Kosten verursachen würde. Mit erheblichem Aufwand könnte man die Kosten der Perso-

nalverwaltung für genau dieses Projekt ermitteln (siehe vorne zur Prozesskostenrechnung), hier 

würden jedoch Aufwand und Ertrag der Kostenrechnung in keinem Verhältnis stehen. 

Ausgangspunkt der Kostenrechnung ist die sogenannte Kostenartenrechnung, die sich an staat-

lichen Hochschulen in ihrer Struktur an die kameralistisch ausgestalteten Teile des Haushalts-

plans des jeweiligen Bundeslandes anlehnt (Posluschny 2009, #4470). Neben der Art der Kosten 

(zum Beispiel Personalkosten, Materialkosten, Heizkosten…) wird meist auch die Kostenstelle 

erfasst, das heißt der Ort, an dem die Kosten anfallen. Typische Kostenstellen der Hochschulen 

sind die Fakultäten beziehungsweise Institute, die verschiedenen Abteilungen der Hochschulver-

waltung, das Rektorat et cetera. Für Einzelkosten von Drittmittelprojekten wird auch eine Kos-

tenträgerrechnung durchgeführt, das heißt, die Kosten werden dem jeweiligen Drittmittelprojekt 

zugerechnet, die Gemeinkosten der Hochschule werden jedoch meist nur kostenstellenbezogen 

erfasst. Beschafft zum Beispiel ein Lehrstuhl für ein Drittmittelprojekt ein Großgerät, so werden 

hierfür sowohl die Kostenart „Anlagen“ und die Kostenstelle „Fakultät“ gebucht, als auch direkt 

das beteiligte Projekt. Die laufenden Heizkosten für den Raum, in dem das Gerät anschließend 

steht, sind jedoch Gemeinkosten, die der Kostenstelle Bewirtschaftung, jedoch nicht dem Pro-

jekt zugeordnet werden. Diese Gemeinkosten pro Kostenstelle müssen in einem rationalen und 

nachzuvollziehenden System zuerst auf die durchführende Fakultät und dann auf das Drittmit-

telprojekt umgelegt werden. 

Ausgangspunkt der Ermittlung des Zuschlagssatzes ist folglich die Ermittlung der Gemeinkos-

ten, die auf die verschiedenen Kostenträger umgelegt werden müssen. In der Praxis werden die 

Gemeinkostenzuschläge in der Regel fakultätsspezifisch berechnet, das heißt, die Gemeinkos-

 

Kosten 

Einzelkosten 
(Personal, Sachmittel) 

Gemeinkosten 
(Verwaltung) 

Fakultät 1 Fakultät 2 Fakultät … Fakultät n 

Lehre Forschung Sonstiges 

Vollkosten  
Projekt i 

Vollkosten  
Projekt … 

Abb. 1: Kalkulation der Vollkosten – grundsätzliches Vorgehen
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Durch die Berechnung 
kommt es zu einer Fixkos-
tendegression, das heißt, 
ein höheres Projektvolu-
men führt ceteris paribus 
zu geringeren Zuschlägen, 
obwohl die Arbeitsbelas-
tung der Verwaltung des 
Projektes kaum von dem 
Volumen, sondern viel-
mehr von der Zahl und der 
Komplexität der Anträge 
abhängig ist. Das bisher 
verwendete Verfahren ist 
folglich nicht verursacher-
gerecht. 

”

ten müssen nach bestimmten Schlüsseln anteilig den Fakultäten zugerechnet werden. Abbil-

dung 1 zeigt das grundsätzliche Vorgehen. Die Schlüssel sollten verursachergerecht und einfach 

sein. Darüber hinaus müssen die Gemeinkosten auf die Kostenträger (Lehre, Auftragsforschung, 

„klassische Drittmittelforschung“ et cetera) zugeschlüsselt werden. Es ist offensichtlich, dass 

dieses Verfahren sehr viele Schlüsselgrößen enthält, die nur bedingt verursachergerecht sein 

können. Vor allem aber sind die Schlüssel statisch, das heißt, sie beruhen in der Regel auf Wer-

ten des vergangenen Jahres und können aktuelle Veränderungen nicht berücksichtigen. 

Ermittlung des Zuschlagssatzes auf Basis des Antragsvolumens
Eine mögliche Ermittlung des Zuschlagssatzes geht davon aus, dass ein Projekt höhere Gemein-

kostenanteile tragen kann, je größer sein Volumen ist. Damit ermittelt sich der Gemeinkostenzu-

schlagsatz als 

	

Abb.	1:	Kalkulation	der	Vollkosten	–	grundsätzliches	Vorgehen	

	

Ermittlung	des	Zuschlagssatzes	auf	Basis	des	Antragsvolumens	

Eine	mögliche	Ermittlung	des	Zuschlagssatzes	geht	davon	aus,	dass	ein	Projekt	höhere	

Gemeinkostenanteile	tragen	kann,	je	größer	sein	Volumen	ist.	Damit	ermittelt	sich	der	

Gemeinkostenzuschlagsatz	als		
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r 	 Gemeinkostenzuschlagssatz

FKL 	 Forschungskosten, die aus Landesmitteln finanziert sind

FKLP 	 Forschungskosten von Personal, das aus Landesmitteln finanziert ist

KDMP 	 Kosten für Personal, das aus Drittmitteln finanziert wird

f	 Forschungsanteil

GKL 	 Gesamtkosten, die aus Landesmitteln finanziert sind

GKLP 	 Gesamtkosten von Personal, das aus Landesmitteln finanziert ist

GKLS 	 Gesamtkosten von Sachmitteln, die aus Landesmitteln finanziert werden

O	 Der Fakultät zugeschlüsselte Overheads

Der Zähler dieser Formeln enthält die vom Land finanzierten Sachkosten sowie die zugeschlüs-

selten, ebenfalls vom Land finanzierten Overheads. Hiervon wird jedoch nur der Anteil angerech-

net, der tatsächlich für Forschung anfällt (f). Dieser Parameter muss geschätzt werden. Geht 

man zum Beispiel davon aus, dass 55 Prozent der Arbeitszeit der Mitarbeiter einer Fakultät für 

Forschung anfällt, wäre f=0,55 anzusetzen.

Der Nenner entspricht allen Personalausgaben für Forschung sowohl des Landes als auch von 

Geldgebern von Drittmittelprojekten. Damit errechnet sich der Zuschlagssatz (r) als Quotient der 

vom Land getragenen Kosten, die keine direkten Personalkosten für Forschung sind, und der ge-

samten Personalausgaben für Forschung. Der Gemeinkostenzuschlag eines Projektes wird an-

schließend als Produkt der Personalkosten dieses Projektes und dem Zuschlagssatz berechnet.

Dieses Verfahren wird an mehreren Hochschulen eingesetzt. Bei gegebenen vom Land getrage-

nen Overheads und Sachkosten ist der Zuschlagssatz umso höher, je weniger Personal bislang 

aus Drittmitteln finanziert wird. Durch die Berechnung kommt es zu einer Fixkostendegression, 

das heißt, ein höheres Projektvolumen führt ceteris paribus zu geringeren Zuschlägen, obwohl 

die Arbeitsbelastung der Verwaltung des Projektes kaum von dem Volumen, sondern vielmehr 

von der Zahl und der Komplexität der Anträge abhängig ist. Das bisher verwendete Verfahren ist 

folglich nicht verursachergerecht.

Im Folgenden soll ein Beispiel skizzieren, wie die Berechnung des Zuschlagssatzes auf Basis 

des Antragsvolumens erfolgen kann. Die Gemeinkosten (O), die von der allgemeinen Verwaltung 

der Fakultät zugerechnet werden, sollen im Jahr 2016 2.400.000 Euro betragen. Das Land hat 

in diesem Jahr 2.300.000 Euro direkte Personalkosten (GKLP) sowie 100.000 Euro Sachmittel 

(GKLS) für die Fakultät bereitgestellt. Auf Grund der Kapazitätsberechnung wurde ermittelt, dass 
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45 Prozent der Arbeitszeit für Lehre und 55 Prozent für Forschung verwendet werden (f). Im Jahr 

2016 wurden 400.000 Euro Drittmittel für Personal eingeworben (KDMP). Damit ermittelt sich 

der Zuschlagssatz für das Jahr 2017 als:

Das	hier	skizzierte	Verfahren	ist	folglich	nicht	verursachergerecht.	

Im	Folgenden	soll	ein	Beispiel	skizzieren,	wie	die	Berechnung	des	Zuschlagssatzes	auf	Basis	

des	Antragsvolumens	erfolgen	kann.	Die	Gemeinkosten	(O),	die	von	der	allgemeinen	

Verwaltung	der	Fakultät	zugrechnet	werden,	sollen	im	Jahr	2016	2.400.000	Euro	betragen.	

Das	Land	hat	in	diesem	Jahr	2.300.000	Euro	Personalkosten	direkte	Personalkosten	(GKLP)	

sowie	100.000	Euro	Sachmittel	(GKLS)	für	die	Fakultät	bereitgestellt.	Auf	Grund	der	

Kapazitätsberechnung	wurde	ermittelt,	dass	45	Prozent	der	Arbeitszeit	für	Lehre	und	55	

Prozent	für	Forschung	verwendet	werden	(f).	Im	Jahr	2016	wurden	400.000	Euro	Drittmittel	

für	Personal	eingeworben	(KDMP).	Damit	ermittelt	sich	der	Zuschlagssatz	für	das	Jahr	2017	

als:	

𝑟𝑟𝑟𝑟 𝑟 #$%&'( ∙*
#$%+∙*'	$-.+

= /00000'1200000 ∙0,44
1500000∙0,44'	200000

= 82,58 Prozent	

	

Auf	ein	Projekt	mit	100.000	Euro	Personalkosten	würden	entsprechend	82.580	Euro	

Gemeinkostenzuschlag	anfallen,	auf	ein	Projekt	mit	1.000.000	Euro	Personalkosten	

Auf ein Projekt mit 100.000 Euro Personalkosten würden entsprechend 82.580 Euro Gemein-

kostenzuschlag anfallen, auf ein Projekt mit 1.000.000 Euro Personalkosten entsprechend 

825.800 Euro. Es ist offensichtlich, dass dies nicht verursachergerecht sein kann. Abbildung 

2 zeigt, dass der Zuschlag mit zunehmendem Drittmittelvolumen (Personal) des alten Jahres 

stetig abnimmt. Fakultäten, die bislang wenige Drittmittel einwerben konnten, werden folglich 

systematisch benachteiligt.

Ermittlung des Zuschlagssatzes auf Basis der Arbeitszeit

Abb. 2: Gemeinkostenzuschlagssatz
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Kosten	für	Personal,	das	im	alten	Jahr	aus	Drittmitteln	finanziert	wurde

Es zeigt sich folglich, dass das beschriebene Verfahren zwar dem Grundsatz der Vollständigkeit 

und Ökonomik entspricht, jedoch in keiner Weise verursachergerecht ist. Deshalb soll im Fol-

genden eine Alternative entwickelt werden, die alle drei Kriterien erfüllt. Grundlegend ist hierbei 

die Annahme, dass die Gemeinkosten gemäß des Anteils der Arbeitszeit eines Hochschullehrers 

den einzelnen Kostenträgern zugerechnet werden sollen. Hierzu muss folglich der Anteil der Auf-

tragsforschung eines Hochschullehrers für Auftragsforschung ermittelt oder geschätzt werden 

(ai). Die Summe aller Anteile der Hochschullehrer eines Fachbereichs für Auftragsforschung ist 

entsprechend für n Hochschullehrer  𝑎𝑎𝑎𝑎"#
"$% .	Ein	neues	Projekt	soll	dem	Hochschullehrer	einen	Anteil	von	an	

seiner	Arbeitszeit	kosten,	so	dass	sich	mit	diesem	Projekt	eine	durchschnittliche	anteilige	

Arbeitszeit	für	Auftragsforschung	im	Fachbereich	von	

𝑎𝑎𝑎𝑎"

#
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1
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. Ein neues Projekt soll dem Hochschullehrer einen 

Anteil von an seiner Arbeitszeit kosten, sodass sich mit diesem Projekt eine durchschnittliche 

anteilige Arbeitszeit für Auftragsforschung im Fachbereich von
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"$% .	Ein	neues	Projekt	soll	dem	Hochschullehrer	einen	Anteil	von	an	

seiner	Arbeitszeit	kosten,	so	dass	sich	mit	diesem	Projekt	eine	durchschnittliche	anteilige	

Arbeitszeit	für	Auftragsforschung	im	Fachbereich	von	
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ergibt. 

Fakultäten, die bislang 
wenige Drittmittel einwer-
ben konnten, werden folg-
lich systematisch benach-
teiligt. 

”
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zugewiesen	werden.	Auf	das	neue,	zu	kalkulierende	Projekt	würde	dann	entfallen:	
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ai      Anteil Auftragsforschung von Hochschullehrer i [Prozent der Gesamtarbeitszeit]

Z      Zuschlag für neues Projekt 

an     �Anteil Auftragsforschung neues Projekt [Prozent der Gesamtarbeitszeit des ausführenden 

Hochschullehrer]

O      Der Fakultät zugeschlüsselte Overheads

n      Anzahl Hochschullehrer im Fachbereich

Der Zuschlag hängt folglich nicht von der Höhe des Projektbudgets, sondern von der anteiligen 

Arbeitszeit dieses Projektes ab. Er entspricht dem Anteil des neuen Projektes an der Arbeitszeit 

des Hochschullehrers multipliziert mit seinem Anteil an den Gemeinkosten, die sich durch Divi-

sion der Gemeinkosten durch die Zahl der Hochschullehrer ergibt. Dieser Satz ist nicht von der 

Zahl der bislang durchgeführten Projekte abhängig, sondern allein von dem zeitlichen Ausmaß 

des neuen Projektes.

Gehen wir beispielsweise davon aus, dass bislang in einem Fachbereich (mit 15 Hochschul-

lehrern) 8 Prozent der Arbeitszeit für Auftragsforschung aufgewendet wird. Ein Hochschullehrer 

plant ein neues Projekt, für das er 20 Prozent seiner Arbeitszeit vorsieht. Die Gemeinkosten be-

tragen 2.400.000 Euro. Damit würden dem neuen Projekt Gemeinkosten in Höhe von 32.000 

Euro zugerechnet werden. Dabei spielt es überhaupt keine Rolle, wie viel Auftragsforschung 

„(...) tatsächlich gibt es keinen logischen Zusammenhang zwischen dem 
Verwaltungsaufwand eines neues Projektes und der bisherigen Aktivität 

im Bereich Auftragsforschung.“ 

bereits durchgeführt wird. Dies entspricht der Verursachergerechtigkeit, denn tatsächlich gibt 

es keinen logischen Zusammenhang zwischen dem Verwaltungsaufwand eines neues Projektes 

und der bisherigen Aktivität im Bereich Auftragsforschung. Auch die Höhe der Auftragsforschung 

ist irrelevant, da allein der Verwaltungsaufwand des Projektes die zugeschlüsselten Gemeinkos-

ten bestimmt.

Fazit
Mit den vorstehenden Überlegungen wurde ein Modell für die zwingend gebotene Gemeinkos-

tenberechnung entwickelt, das an die Arbeitszeit als zentralem Faktor der für ein Forschungs-

projekt relevanten Gemeinkosten anknüpft. So können die Gemeinkosten nicht nur vollständig 

und zudem auch in praktikabler Weise erfasst werden, vor allem können sie im Gegensatz zu 

sonst üblichen Modellen die Gemeinkosten eines Projekts im Grundsatz adäquat messen, also 

den spezifischen Aufwand zutreffend abbilden.
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Der Staat engagiert sich in großem finanziellem Umfang in der För-
derung von innovativen FuE-Projekten. Dabei bestehen besondere 
Anforderungen bei der Wahrung der Effizienz und Effektivität der 
Projekte. Dieser Beitrag zeigt, gestützt auf empirische Erkenntnis-
se, praxisbezogene Gestaltungsoptionen auf, welche sowohl Mi-
nisterien als auch Projektträgern Anregungen für die administra-

tive Umsetzung geben.

Im Rahmen der Projektförderung des Bundes werden unter Be-

zugnahme auf Forschungsprogramme einzelne Vorhaben von For-

schungseinrichtungen, Hochschulen und der privaten Wirtschaft 

gefördert. Der Anteil der Projektförderung an den Wissenschafts-

ausgaben des Bundes weist von 2009 bis 2016 einen positiven 

Trend auf. Dies gilt auch für die auf FuE ausgerichtete Projektför-

derung. Ihr Anteil betrug 2016 41 Prozent der gesamten Wissen-

schaftsausgaben des Bundes (BMBF 2016). Allerdings wird das För-

derinstrument durchaus kritisch gesehen, da es als bürokratisch gilt 

und gerade der Bundesrechnungshof (BRH) wiederholt verwaltungs-

technische Umsetzungsschwierigkeiten bemängelt hat (BRH 2004). 

Hinzu kommen Herausforderungen bei der Zielformulierung und Ergeb-

niskontrolle (Wruck 2013).

Die Verwaltung der Fördergelder erfolgt regelmäßig über die von den 

Bundesministerien beauftragten Projektträger. Sie sind zuständig für 

die Projektauswahl, die Förderabwicklung sowie die Kontrolle der För-

dermittel. Aufgrund der aktuell geltenden Nebenbestimmungen zur 

Projektförderung hat der Projektträger zudem die Einhaltung der Ver-

wertungspflicht – das heißt der Fördernehmer muss die Ergebnisver-

wendung (zum Beispiel Markteinführung) nachweisen – zu prüfen. Um die 

geäußerten Kritikpunkte fundiert zu untersuchen, haben die Autoren eine qualitative Studie unter 

Projektträgern und Bundesministerien als Fördergebern durchgeführt (Hennemann 2017). Ziel 

der Studie war zunächst eine objektive Darstellung möglicher Problemstellungen und zudem 

die Ableitung von Handlungs- oder Gestaltungsempfehlungen. Im Folgenden sollen wesentliche 

Erkenntnisse zur Erleichterung der administrativen Förderabwicklung dargestellt werden.

Herausforderungen und Problemstellungen der Fördermittelverwaltung
Die Studie konnte feststellen, dass das weiterhin vorherrschende kameralistische Rechnungs-

wesen auf Bundesebene durch die bekannten Defizite einen wesentlichen Einfluss auf die Pla-

nung der Projekte sowie die Steuerung der Mittelverwendung aufweist. Der rechtzeitige und 

planmäßige Mittelabfluss beim Bund ist häufig die zentrale Steuerungsgröße. Die Titelbewirt-

Andreas Hoffjan und Mathias Hennemann 

Wege zur schlanken Fördermittelverwaltung  

Ergebnisse einer empirischen Studie

Auf dem Weg zu einer effektiveren Projektförderung  
sollte der Bund über kurz oder lang die Fördermittel- 
verteilung an den Projektträger übergeben.

Foto: pixabay
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schaftung oder Budgetsteuerung ist stark inputorientiert und legt kaum einen Fokus auf die 

Qualität der Projektergebnisse. Dies wird dadurch verstärkt, dass für die Fördergeber keine 

Anreize zur Erreichung qualitativer Projektziele bestehen. Zwar wird im Rahmen der Kontrolle 

eine Bewertung der Projektergebnisse vorgenommen, allerdings hat dies keine Auswirkungen 

beispielsweise auf die Höhe der Förderung. Verstärkt wird dieses Problem durch die Komplexität 

der Vereinbarung von Leistungszielen in der FuE. Durch die hohe Unsicherheit im volatilen Wis-

senschaftsumfeld sind Zielformulierungen oftmals vage und nur selten messbar und aussage-

kräftig. Dies betrifft in hohem Maße auch die Verwertungsziele. 

Es wurde zudem deutlich, dass das bestehende Regelwerk nicht zur effektiven Förderabwick-

lung beiträgt. Der Fördernehmer hat zwar umfangreiche Berichtspflichten zu beachten, der 

Steuerungsnutzen der hierdurch generierten Informationen wird allerdings als sehr gering an-

gesehen. Darüber hinaus bestehen kaum systematische Ansätze eines Wissensmanagements 

bei den Projektträgern, sodass Wissen aus den Förderprojekten zumeist personenbezogen vor-

gehalten wird. Dies erschwert Jobrotation und Programmfortschreibung gleichermaßen. Somit 

konnte die Studie einige durch den BRH festgestellte Mängel bestätigen und zusätzlich weitere 

Herausforderungen identifizieren. Die meisten Problemstellungen können jedoch durch Adaptio-

nen der Rahmenbedingungen adressiert werden.

Doppik-Nutzung zur Fördermittelverwaltung
Aufgrund der Probleme bei der Projektförderung ist die mittel- oder langfristige Übertragung 

der Fördermittel an den Projektträger zu empfehlen. Die Projektträger sind privatwirtschaftlich 

organisiert und verfügen in der Regel über ein doppisches Rechnungswesen. Werden die Mittel 
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mund. 
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Aufgrund der Probleme 
bei der Projektförderung 
ist die mittel- oder lang-
fristige Übertragung der 
Fördermittel an den Pro-
jektträger zu empfehlen. 

”

„Durch die hohe Unsicherheit im volatilen Wissenschaftsumfeld  
sind Zielformulierungen oftmals vage und nur selten messbar 

und aussagekräftig.“ 

für ein Förderprogramm oder eine Bekanntmachung an den Projektträger übertragen, können 

diese mit einem doppischen Rechnungswesen verwaltet und gesteuert werden. Dies würde eine 

Periodenabgrenzung durch Rückstellungen oder Rechnungsabgrenzungsposten ermöglichen. 

Darüber hinaus könnten verschiedene Kostenrechnungssysteme zur Steuerung der Förderad-

ministration genutzt werden. Werden die Mittel über einen Zeitraum von vier Jahren oder länger 

an den Projektträger übertragen, kann sich der zeitliche Anfall des Projektaufwandes an den 

tatsächlichen Projekterfordernissen orientieren. Eventuell können hierdurch Fehlentwicklungen 

vor Auftreten des Projektaufwands erkannt und somit eine effizientere Mittelverwendung ge-

wahrt werden. Für das Bundesministerium bedeutet die Übertragung der Verfügungsrechte aber 

natürlich einen Verlust politischer Steuerungsmöglichkeiten. Dies erfordert zwar eine verstärkte 

Überwachung und Kontrolle, allerdings würden diese Nachteile durch die verbesserte Mittelver-

waltung kompensiert.

Eine Mittelübertragung könnte durch ein Treuhandverhältnis nach § 44 (2) Bundeshaushaltsord-

nung erfolgen, wie es bereits bei beliehenen Projektträgern regelmäßig stattfindet (Dittrich et 

al. 2016). Allerdings wird eine gesonderte kameralistische Buchführung gefordert. Durch gänz-

lichen oder teilweisen Verzicht auf diese kameralistische Sonderrechnung wäre das Instrument 

in der Lage, die Projektsteuerung durch ein kaufmännisches Rechnungswesen zu ermöglichen. 

Zur Trennung von treuhänderisch verwalteten Mitteln und Eigenmitteln sollte zwar weiterhin 

eine Sonderrechnung erfolgen, allerdings auf Basis der Doppik. Somit werden die bekannten 
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Defizite der Kameralistik umgangen und die Projektkonzeption kann sich an den Erfordernissen 

des Forschungsobjektes orientieren.

Qualitätswettbewerbe der Fördernehmer
Um Anreize für qualitative Projektergebnisse zu setzen, sollten Wettbewerbe zwischen Förder-

nehmern implementiert werden. Relative Leistungsturniere eignen sich nämlich immer dann, 

wenn eine Leistungsbeurteilung komplex und uneindeutig ist (Kräkel 1998). Die Beurteilung der 

Qualität der Leistungserbringung durch den Fördernehmer erfolgt über ein Benchmarking. Als 

Anreiz wird der Wettbewerb mit einer Prämienausschüttung verknüpft. Objekt des Benchmar-

king ist die Qualität des Projekt- und Verwertungsergebnisses sowie der Projektbearbeitung 

durch den Fördernehmer, also der Output und der Prozess der Förderung. Die Dimensionen sind 

mit Kennzahlen zu bewerten, welche auf den Vergleichsgegenstand anzupassen sind. Beispiel-

haft werden folgende Kennzahlen zur Veranschaulichung erläutert.

Abb. 1: Kennzahlen für das Projekt-Benchmarking

Zeit- und Kostenabweichung sind einfach und objektiv zu ermitteln. Die tatsächlich erreichte 

Innovationshöhe kann mittels einer Skala qualitativ durch den Projektträger oder die in der Aus-

wahlphase involvierten Gutachter erfolgen. Der Zielerreichungsgrad wird regelmäßig zum Pro-

jektende ermittelt. Ob eine drei- (erfüllt, teilweise erfüllt, nicht erfüllt) oder mehrstufige Beur-

teilung erfolgt, spielt keine Rolle, solange die Beurteilung zwischen den Projekten gleich bleibt. 

Der Anteil fristgerecht eingereichter Berichte beurteilt die Regelkonformität des Fördernehmers, 

ebenso wie die Qualität der Berichte, die auch über eine Skala qualitativ zu bewerten ist. Die 

Anzahl der Änderungsbescheide ist ein Indikator für die Planungsqualität des Fördernehmers. 

In der Verwertungsphase kann die Zeit zwischen Projektende und Verwertung das konsequente 

Verwertungsbemühen des Fördernehmers repräsentieren. Beim qualitativ zu bewertenden Inno-

vationsgrad kann zwischen inkrementellen und radikalen Innovationen unterschieden werden. 

Der Anteil fristgerechter Rückmeldungen bewertet die Zuarbeit des Fördernehmers, die Anzahl 

der Verwertungszieländerungen wiederum seine Planungsqualität. Für das Benchmarking sind 

alle Kennzahlen zu skalieren, damit eine Vergleichbarkeit über alle Projekte gewährleistet ist.

Die durch das Benchmarking erstellte Rangfolge von Projekten ist sodann die Basis für das Leis-

tungsturnier. Im Sinne eines Bonuspools wird eine feste Prämie an den Sieger – und gegebe-

nenfalls weitere Ranglistenplätze – der relativen Leistungsbeurteilung ausgeschüttet. Prämie und 

Gewinnerstruktur sind vorab festzulegen. Für die Fördernehmer besteht somit der Anreiz, nicht 

nur die Regularien der Förderung einzuhalten, sondern durch überdurchschnittliche Leistung 

neben der kostendeckenden Förderung eine Prämie zu erhalten. Zu den Nachteilen von Leis-
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tungsturnieren gehören Sabotage, Rattenrennen sowie kollusives Verhalten. Durch den engen 

Kontakt der Projektträger mit der Förderklientel kann diesen Gefahren jedoch vorgebeugt werden. 

Informationsprüfung mit der Earned-Value-Analyse (EVA)
In der Durchführungsphase der FuE-Projekte konnte Handlungs- oder Gestaltungsbedarf hinsicht-

lich der Informationsprüfung durch die Projektträger ermittelt werden. Im Projektmanagement wird 

daher häufig die EVA genutzt. Sie zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass sämtliche Dimensio-

nen des magischen Projektdreiecks – Zeit, Kosten und Qualität – integriert betrachtet werden und 

ermöglicht zudem Prognosen für das Projektbudget und die Projektlaufzeit (Möller et al. 2011). 

Im Kern differenziert die EVA durch Bezugnahme auf die Plankostenrechnung die Projektleistung, 

indem neben Plan- und Ist-Werten auch Soll-Werte ermittelt werden. Diese Sollkosten stellen die 

geplanten Kosten für den tatsächlich realisierten Projektstand dar. Basis für die Ermittlung sollten 

Arbeitspakete sein. Durch Kombination mit den Ist- und Plankosten als Basiskennzahlen entsteht 

ein differenziertes Kennzahlensystem, welches die Leistung des Projekts beurteilt. So können ab-

solute und relative Kosten- beziehungsweise Leistungsabweichungen festgestellt werden.

Die Kennzahlen ermöglichen zunächst eine retrograde Bewertung des Projektfortschritts. Die 

Kostenvarianz gibt Auskunft über die verbrauchten Mittel. Ein negativer Wert deutet auf Unwirt-

schaftlichkeiten im Projekt hin, indem beispielsweise zu viele Einsatzmittel verbraucht wurden 

oder deren Kosten gestiegen sind. Die Zeitvarianz beurteilt die Zeiteinhaltung des Projekts, 

indem zum Beispiel ein negativer Wert auf einen Bearbeitungsrückstand hinweist. Während die 

Kostenvarianz aufgrund der Höchstbegrenzung der Zuwendung für den Fördergeber eine un-

tergeordnete Rolle spielt, kann die Zeitvarianz jedoch als Indikator für weitere Prüfungen oder 

Aufgrund der zahlreichen 
Berichtspflichten und Do-
kumentationen findet be-
reits eine Speicherung 
und Kodifizierung des 
Wissens statt, allerdings 
ist dieses nicht einheitlich 
strukturiert und systema-
tisiert. Somit ist eine hohe 
Wissensverfügbarkeit 
nicht garantiert und eine 
wesentliche Vorausset-
zung für die Nutzung des 
Wissens nicht gegeben. 

”

Stichwörter
FuE-Projekte

Projektcontrolling

Projektträger

Forschungsförderung

„Während die Kostenvarianz aufgrund der Höchstbegrenzung der  
Zuwendung für den Fördergeber eine untergeordnete Rolle spielt,  

kann die Zeitvarianz jedoch als Indikator für weitere Prüfungen oder 
Steuerungsmaßnahmen genutzt werden.“ 

Steuerungsmaßnahmen genutzt werden. Die Aufspaltung der Abweichungen ermöglicht dem-

nach eine differenzierte Analyse des Projektfortschritts und der Notwendigkeit von Steuerungs-

maßnahmen.

Ein weiterer Vorteil besteht darin, dass durch ergänzende Kennzahlen ebenso prospektive Analy-

sen möglich sind. Unter Rückgriff auf die relativen Kennzahlen können Prognosen für die Kosten 

und die Zeit der Projektfertigstellung ermittelt werden. Wiederum haben die Gesamtkosten auf-

grund der Höchstbegrenzung einen geringen Steuerungsnutzen für den Fördergeber. Insbeson-

dere die zeitliche Prognose kann den Fördergeber unter Umständen frühzeitig über die Notwen-

digkeit einer (kostenneutralen) Laufzeitverlängerung informieren. Des Weiteren kann es bei zeit-

lichen Verzögerungen notwendig sein, Projektmittel in Folgeperioden zu verschieben. Durch die 

prospektive Analyse können hierfür frühzeitig Maßnahmen ergriffen werden. Wichtig wäre dabei, 

dass die Datenerhebung beim Fördernehmer auf dieses Instrument abgestimmt wird, damit die 

automatische Generierung der relevanten Kennzahlen durch EDV-Systeme unterstützt und somit 

zusätzlicher Prüfungsaufwand vermieden werden kann. 

Einführung eines Wissensmanagements
Bezüglich des technisch-fachlichen Wissens steht weniger die Speicherung, sondern die Wis-

sensverfügbarkeit in der Planung und Fortschreibung von Richtlinien oder Programmen im 



Fokus. Aufgrund der zahlreichen Berichtspflichten und Dokumentationen findet bereits eine 

Speicherung und Kodifizierung des Wissens statt, allerdings ist dieses nicht einheitlich struk-

turiert und systematisiert. Somit ist eine hohe Wissensverfügbarkeit nicht garantiert und eine 

wesentliche Voraussetzung für die Nutzung des Wissens nicht gegeben.

Um die Wissensverfügbarkeit zu erhöhen, muss das Wissen transparent dargestellt werden. 

Hierzu sind transparente Wissensstrukturen und die Bereitstellung von Metainformationen not-

wendig. Gängige Instrumente sind Wissenskarten mit Informationen zu Wissensquellen und Wis-

sensträgern sowie Ontologien. Durch die Strukturierung und Verschlagwortung der elektronisch 

vorhandenen Wissensquellen wird zudem die Wissenssuche vereinfacht. Um der starken Hetero-

genität von Informationen gerecht zu werden, nutzt die Fraunhofer-Gesellschaft beispielsweise 

semantische Suchverfahren, um verschiedene Wissensquellen in einer Anwendung zu integrie-

ren (Bullinger/Hoffmann 2009). Eine solche Anwendung wäre ebenso für die Projektträger zu 

empfehlen. Gerade durch die hohe Interdisziplinarität der Projekte ist es wichtig, nicht nur eige-

ne Förderprojekte, sondern verschiedene Projektergebnisse bei der Fortschreibung von Richt-

linien oder Programmen zu berücksichtigen. Indem Schlussberichte detaillierter strukturiert, 

wesentliche Inhalte über Schlagworte repräsentiert, generiertes Wissen über Wissenskarten ge-

ordnet und die Inhalte – bestenfalls ressortübergreifend – in einer Anwendung integriert werden, 

wird die Transparenz des Projektwissens erhöht.

Gerade innerhalb der Förderprojekte bauen einzelne Mitarbeiter fachliches und prozessuales 

Wissen auf, welches es zusätzlich zu sichern gilt, damit es anderen Mitarbeitern und somit der 

Organisation zugänglich gemacht wird. Dies kann die zukünftige Projektabwicklung erleichtern, 

gerade auch dann, wenn Mitarbeiter ausscheiden. Für die Speicherung und Nutzung von Erfah-

rungswissen bestehen verschiedene Instrumente. Insbesondere für die Projektarbeit bieten sich 

Lessons-Learned-Workshops, Debriefing-Workshops und Storytelling an (Lehner 2014). Teil-

weise werden Elemente dieser Instrumente bereits in der Projektförderung genutzt. Allerdings 

erfolgt dies nicht systematisch und implizites Wissen wird nicht konsequent gespeichert. Durch 

die Dokumentation als Protokoll, eine transparente Struktur in der Dokumentenablage und ein 

Dokumentenmanagementsystem kann das Erfahrungswissen auch projektübergreifend nutzbar 

gemacht werden. Zusammen mit den Maßnahmen zur Systematisierung des Wissens wird die 

Wissensverfügbarkeit somit deutlich erhöht.

Fazit
Der Beitrag hat gezeigt, dass die Kritik an der Projektförderung in einigen Teilen gerechtfertigt 

erscheint. Es wurde deutlich, dass zum einen der verwaltungsrechtliche Rahmen Herausforde-

rungen an die Förderadministration stellt und zum anderen nicht konsequent systematische In-

strumente der FuE-Steuerung genutzt werden. Gleichzeitig konnte der Beitrag Handlungs- oder 

Gestaltungsempfehlungen aufzeigen. Die Mittelübertragung an die Projektträger und die Einfüh-

rung von Qualitätswettbewerben müssen sicherlich von den Fördergebern initiiert werden. Die 

Maßnahmen zur Informationsprüfung und der Ausbau des Wissensmanagements können aller-

dings auf Ebene der Projektträger umgesetzt werden. Somit kann man der hohen wirtschaftli-

chen Relevanz gerecht werden und die effiziente Mittelverwendung weiter verstärken.
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Einen EU-Antrag schreiben? Womöglich noch parallel zur normalen Arbeit? Viele Wis-
senschaftler winken bei dieser Frage ab. Viel zu aufwendig und anstrengend. Dabei ist 
alles halb so wild, wenn man nicht nur den Antrag, sondern auch den Antragsprozess 
optimiert. Werden dann noch die Spezifika des Horizont 2020-Programms berücksichtigt, 
steht einem reibungslosen Ablauf nichts mehr im Wege.

Sobald eine Gruppe von Wissenschaftlern beschließt, einen Förderantrag für Horizont 2020 

bei der Europäischen Kommission einzureichen, beginnt für alle Beteiligten eine arbeitsreiche, 

manchmal hektische Zeit. Dies liegt unter anderem an der kurzen Zeitspanne zwischen der 

endgültigen Veröffentlichung der Ausschreibungen (Calls) und dem Antragseinsendeschluss. 

Die Vorbereitungen sollten deshalb mehrere Monate vor der Bekanntgabe der Calls beginnen. 

Der Umstand, dass in den meisten Fällen Arbeitsgruppen aus verschiedenen Ländern und un-

terschiedlichen Disziplinen beim Verfassen des Antrags zusammenarbeiten, ist eine zusätzliche 

Herausforderung. Da ein Forschungsantrag fast immer parallel zum normalen Arbeitspensum 

Claudia Weinmann und Winfried Meißner 

Das Projekt vor dem Projekt –  
Keine Angst vor EU-Anträgen!  

Stressfrei durch die Antragsphase durch Prozessoptimierung

Ein wichtiger Erfolgsfaktor ist die Optimierung des  
Antragsprozesses.
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bewältigt werden muss, ist eine hohe Arbeitsbelastung unvermeidbar. Die Komplexität der 

formalen Anforderungen an einen EU-Forschungsantrag und an die Einreichung selbst ist ein 

weiterer Stolperstein auf dem Weg zum Erfolg. Gelingt es einem Forschungskonsortium, den 

Förderantrag fristgerecht und formal korrekt einzureichen, ist eine große Hürde genommen. Bei 

den ersten 100 Horizont 2020-Ausschreibungen lag die Erfolgsquote für vollständige Anträge 

bei etwa 14 Prozent (European Commission 2016). Die Optimierung des Antragsprozesses ist 

also ein wichtiger Erfolgsfaktor.

Während in der Literatur zwar Empfehlungen zur inhaltlichen Gestaltung von Förderanträgen 

zu finden sind (Arthurs 2014), wird dem Antragsprozess selbst nur selten Aufmerksamkeit ge-

schenkt. Dies ist umso erstaunlicher, als dass Projektmanagement-Ansätze in der Durchführung 

von Forschungsprojekten seit langer Zeit etabliert sind (Beukers 2011).

Klappern gehört zum Handwerk – Bringen Sie Ihr Forschungsthema ins Gespräch 

Im Gegensatz zu vielen anderen Mittelgebern ist es im Rahmen des Horizont 2020-Programmes 

und der meisten anderen EU-Ausschreibungen (zum Beispiel IMI) der Europäischen Kommis-

sion nicht möglich, proaktiv Forschungsvorhaben vorzuschlagen. Förderanträge müssen exakt 

auf die Ausschreibungen passen und fristgerecht eingereicht werden. Aus diesem Grund lohnt 

sich der Versuch, schon im Vorfeld Entscheidungsträger auf die eigene Forschungsidee auf-

merksam zu machen. Bei den Nationalen Kontaktstellen, den EU-Referenten an den deutschen 

Hochschulen und/oder anderen Entscheidern in Brüssel sollte das eigene Vorhaben präsentiert, 

die Wichtigkeit gerade dieses Themas unterstrichen und der Nutzen, den die Bevölkerung der EU 

daraus ziehen könnte, hervorgehoben werden. Manchmal gelingt es so, Einfluss auf die Inhalte 

der nächsten Ausschreibungen zu nehmen (Enserink 2005).

Die Qual der Wahl – Zusammenstellung des Konsortiums

Potenzielle Forschungspartner sollten bereits in der Vorbereitungsphase kontaktiert werden, um 

zu eruieren, ob Interesse an einer Kooperation besteht. Das Lobbying für ein Forschungsvorha-

ben ist außerdem deutlich erfolgversprechender, wenn mehrere Wissenschaftler aus verschie-

denen Ländern ihre Kontakte in Brüssel nutzen. Falls das eigene Netzwerk keine geeigneten 

Kandidaten für das zukünftige Konsortium hergibt, bietet die EU verschiedene Kooperationspart-

ner-Börsen an.

Bei der Auswahl der Projektpartner ist die wissenschaftliche Exzellenz zwar wichtig, sollte je-

doch nicht das einzige Kriterium sein. Es ist empfehlenswert, eine ausgeglichene geografische 

Verteilung innerhalb Europas anzustreben, also verschiedene Regionen abzudecken. Obliga-

torisch sind mindestens drei Partner aus drei verschiedenen europäischen Ländern. Für den 

Fall, dass der Antrag positiv beschieden wird, arbeitet das Konsortium mehrere Jahre lang eng 

zusammen. Die Auswahl der Projektpartner sollte daher wohldurchdacht sein, und es ist sehr 

empfehlenswert, sich im Vorfeld mindestens einmal persönlich zu treffen, um zu klären, ob „die 

Chemie stimmt“. Erklärtes Ziel von Horizont 2020 ist die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 

Europas. Forschungsergebnisse, die im Rahmen eines EU-Projektes erzielt wurden, sollten in 

der Regel auch ökonomisch genutzt werden. Daher ist es sehr empfehlenswert, eine oder meh-

rere KMU (kleine und mittelständische Unternehmen) als Projektpartner einzubeziehen. Die Eu-

ropäische Kommission legt außerdem großen Wert auf Sichtbarkeit und Public Relations, damit 

die Bevölkerung über die Verwendung von EU-Mitteln informiert wird. Aus diesem Grund sollte 

eine professionelle PR-Agentur als Partner für das Konsortium gewonnen werden. 

Da ein Forschungsantrag 
fast immer parallel zum 
normalen Arbeitspensum 
bewältigt werden muss, 
ist eine hohe Arbeitsbe-
lastung unvermeidbar.  
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lenz zwar wichtig, sollte 
jedoch nicht das einzige 
Kriterium sein.   
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Das eigentliche Schreiben – Vorab das Wichtigste in Kürze 
Sobald der Call veröffentlicht ist, sollten der Text und sämtliche Begleitdokumente gründlich ge-

lesen werden. Es ist vorteilhaft, die Begrifflichkeiten beziehungsweise den exakten Wortlaut des 

Calls und seiner Begründung zu übernehmen. Besondere Aufmerksamkeit sollte den Evaluie-

rungskriterien der Gutachter gelten (European Commission 2016). Es ist recht unwahrscheinlich, 

dass ein Gutachter auf dem jeweiligen Gebiet die gleiche Expertise besitzt wie der Antragsteller 

selbst. Aus diesem Grund empfiehlt sich eine klare, nicht zu technische Ausdrucksweise (kein 

Fachchinesisch!). Insbesondere die Einleitung sollte interessant geschrieben sein und Neugier 

wecken. Bisweilen hat es sich bewährt, in einem „populärwissenschaftlich“ geschriebenen 

Szenario den Mehrwert des Projektes bei Bewilligung aufzuzeigen. Es ist wichtig zu betonen, 

welche positiven Auswirkungen das Forschungsprojekt auf die Wirtschaft und/oder Gesellschaft 

Europas haben wird. Eine detaillierte Kommunikationsstrategie sowie ein Konzept zur Klärung 

urheberrechtlicher Fragen (zum Beispiel eine Publikationsregelung, patentrechtliche Regelun-

gen) dürfen ebenfalls nicht vergessen werden. Im Gegensatz zu Forschungsanträgen bei ande-

ren Mittelgebern werden Exzellenz, Impact und Management gleichrangig bewertet.

Die Budgetkalkulation erfordert große Sorgfalt. Wissenschaftler neigen dazu, den administrati-

ven Aufwand eines internationalen, multizentrischen Projekts zu unterschätzen. Für die erfolg-

reiche Durchführung eines großen Forschungsprojektes ist neben dem wissenschaftlichen Leiter 

ein administrativer Projektmanager unerlässlich, der sich unter anderem um die Koordination 

der Zwischen- und Endberichte, die Organisation von Projekttreffen, Budgetkontrolle, Öffentlich-

keitsarbeit, Website- und Newsletter-Erstellung, Vertragsmanagement, Kontaktpflege zu Projekt-

partnern et cetera kümmert. Abgesehen von Kosten, die direkt mit der Forschungstätigkeit ver-

bunden sind, sollten Ausgaben für Projekttreffen, Reisen, Konferenzen und Publikationen bei der 

Budgetierung berücksichtigt werden (siehe Checkliste 1).

Checkliste 1
In medias res – Den Antragsprozess optimieren 
Kommt eine der Ausschreibungen in Frage, wird das Projektkonsortium (aus den bereits in der 

Vorbereitungsphase kontaktierten Projektpartnern) zusammengestellt. Solange nicht endgültig 

klar ist, ob einer der Calls zum eigenen Forschungsvorhaben passt, gilt es, die optimale Balance 

zwischen guter Vorbereitung und dem Vermeiden sinnloser Aktivitäten zu finden. Liegen am Tag 

der Ausschreibungsveröffentlichung Checklisten sowie Zeit- und Ablaufpläne fertig in der Schub-

lade, ist dies ein klarer Startvorteil. Sind diese Pläne sinnvoll ausgearbeitet, können sie – mit 

leichten Anpassungen – auch für zukünftige Projektanträge immer wieder verwendet werden.

Projektmanagement lautet das Zauberwort
Analog zu jedem beliebigen Projekt kann auch der Erstellungsprozess eines EU-Forschungsan-

trags in vier Phasen unterteilt werden (PMI 2004):

Warming-up! Die Initiierung: Im Unterschied zum „normalen“ Projektmanagement werden die 

Erfordernisse während der Initiierungsphase eines Projektantrags von den Spezifikationen des 

Mittelgebers bestimmt – in diesem Fall der Europäischen Kommission. Art und Umfang des Pro-

jektes sind also vorgegeben, nämlich die Erstellung und fristgerechte Einreichung eines Förder-

mittelantrags, der den Kriterien der Europäischen Kommission genügt.

Während dieser Phase fällt die endgültige Entscheidung über das Projektkonsortium, nationale und 

lokale Kontaktstellen für EU-Forschungsförderung werden kontaktiert und die Aufgaben und Verant-

wortlichkeiten innerhalb des Projektmanagement-Teams (also des Teams, das den Antrag schreibt) 

Claudia Weinmann ist Pro-
jektmanagerin der For-
schungsprojekte QUIPS 
und PAIN OUT an der Klinik 
für Anästhesiologie und In-
tensivmedizin der Uniklinik 
Jena.  

Foto: Klinisches Medien-
zentrum/Uniklinikum Jena
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werden verteilt. Häufig ist der zukünftige Projektkoordinator auch federführend bei der Antragstel-

lung und koordiniert mit seinem Team den Antragsprozess. Falls noch nicht geschehen, sollte der 

Projektmanager sich mit dem Teilnehmerportal vertraut machen, da über diese Plattformen sämt-

liche Referenzdokumente abrufbar sind und die Anträge eingereicht werden (siehe Checkliste 2).

Checkliste 2
Gute Vorbereitung ist die halbe Miete
Die Planung: Hauptaufgabe in dieser Phase ist die adäquate Zeit- und Ressourcenplanung. Der 

für den Antrag notwendige Arbeitsaufwand muss geschätzt und mögliche Risiken/Probleme bei 

der Antragsschreibung sollten identifiziert werden. Die Erstellung von Forschungsanträgen muss 

zwar in der Regel parallel zur normalen Arbeit der Wissenschaftler bewältigt werden, doch in-

zwischen bieten viele Hochschulen personelle oder finanzielle Unterstützung während der An-

tragsphase an und/oder finanzieren Reisekosten zu Projekttreffen. Informationen dazu erteilen 

meist die zuständigen Stellen für Forschungskoordination.

Die Hauptaufgaben in dieser Phase sind:

u	 Identifizierung aller notwendigen Schritte für die korrekte Erstellung des Antrags

u	 Verteilung der notwendigen Aufgaben innerhalb des Projektmanagement-Teams 

u	 Erstellung eines für alle Beteiligten verbindlichen Zeitplans einschließlich der Formulierung 

von Meilensteinen

u	 Schätzung von Zeit und Kosten für die einzelnen Aufgaben

u	 Erstellung eines verbindlichen Ablaufplans (Flow-Chart) 

u	 Risikomanagement

u	 Festlegung der Entscheidungsprozesse 

u	 Information der Partner über alle Aspekte des Ablaufs (siehe Checkliste 3)

Checkliste 3
Los geht’s! Projektdurchführung und -kontrolle
Nachdem alle notwendigen Fragen geklärt, alle Entscheidungen getroffen und alle formalen 

Anforderungen in Erfahrung gebracht worden sind, kann die eigentliche Arbeit beginnen. Alle 

beteiligten Personen sollten nun ganz genau wissen, was bis wann von ihnen zu erledigen ist. 

Eine klare Kompetenz- und Arbeitsverteilung ist für das Gelingen des Projektes (mit „Projekt“ ist 

hier die Erstellung des Förderantrags gemeint; nicht das Forschungsvorhaben an sich!) uner-

lässlich. Im Vorfeld sollte unbedingt festgelegt werden, wer welchen Teil schreibt und kommen-

tiert. Schickt man sämtliche Teilabschnitte des Antrags immer an alle Projektpartner, führt dies 

unweigerlich zu Chaos und Ineffizienz. Es empfiehlt sich, mehrere externe Wissenschaftler (aber 

nicht Experten für dieses Thema) gegenlesen zu lassen! Der Projektmanager ist dafür verant-

wortlich, den reibungslosen Ablauf des Antragsprozesses zu überwachen und zu gewährleisten 

(siehe Checkliste 4).

Checkliste 4
Geschafft! Abschluss und Evaluierung
Das Ende des Projektes ist klar durch den von der Kommission gesetzten Einsendeschluss defi-

niert. Nachdem die finale Version des Antrags hochgeladen wurde, sollten alle am Antrag betei-
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ligten Personen sich treffen/eine Telefonkonferenz abhalten und den Antragsprozess gemeinsam 

reflektieren. Ziel dieses Gesprächs ist die Optimierung künftiger Antragstellungen. Auf die Ent-

scheidung, ob der Antrag bewilligt wird oder nicht, müssen die Antragsteller meist mehrere Mo-

nate warten. In der Zwischenzeit ist es sinnvoll, über mögliche Alternativnutzungen des Antrags 

zu diskutieren, falls ein abschlägiger Bescheid ergeht (siehe Checkliste 5).

Checkliste 5
Von der Theorie zur Praxis
Für einen Horizont 2020-Antrag im Bereich „Health, Demographic Change and Wellbeing“ wur-

den die genannten Checklisten entwickelt und konsequent abgearbeitet. Die größte Herausfor-

derung bestand darin, alle am Antrag beteiligten Projektpartner dazu zu bringen, sich an die 

strikten Zeitpläne zu halten. Auch wenn nicht immer alle Projektpartner fristgerecht ihre Aufga-

ben erledigt haben, gelang es dank der klaren Aufgaben- und Kompetenzverteilung insgesamt 

sehr gut, den Antragsprozess effizient und für alle Beteiligten nahezu stressfrei abzuwickeln. Im 

Gegensatz zu früheren, weniger strukturierten Antragstellungen, waren beispielsweise sämtliche 

administrative Unterlagen bereits Wochen vor der Einreichfrist zusammengetragen, sodass sich 

alle Projektpartner in der entscheidenden Phase kurz vor der Deadline ganz auf die wissen-

schaftlichen Fragen konzentrieren konnten. Alle Beteiligten berichteten, dass sie sich weniger 

gestresst gefühlt und von den klaren Zeit- und Arbeitsplänen persönlich profitiert hätten. Außer-

dem betonten sie, dass ihre Bereitschaft, erneut an einem EU-Antrag mitzuarbeiten, nach dieser 

Erfahrung deutlich größer wäre als nach früheren Antragstellungen.

Fazit
Beim Verfassen eines EU-Horizont 2020-Förderantrags müssen viele besondere Aspekte be-

rücksichtigt werden, und es ist zweckmäßig, mit den Vorbereitungen lange vor der Veröffentli-

chung der Ausschreibungen zu beginnen. Wichtige Erfolgsfaktoren sind frühzeitiges Netzwerken 

mit potenziellen Projektpartnern und Nationalen Kontaktstellen sowie aktives Lobbying bei Ent-

scheidungsträgern in Brüssel. Abgesehen von einem überzeugenden Projektplan sollte insbe-

sondere darauf geachtet werden, dass die Terminologie der Ausschreibung übernommen und 

die Perspektive der Gutachter berücksichtigt wird. Ausschlaggebend für den Erfolg eines Antrags 

sind die wissenschaftliche Exzellenz, die umfassende Darlegung des Impacts sowie Qualität und 

Effizienz der Umsetzung des Projektes. Alle am Antrag beteiligten Personen sollten sich darüber 

im Klaren sein, dass der Antragsprozess ein Projekt für sich ist, und dass durch die konsequente 

Anwendung von Projektmanagement-Ansätzen einerseits die Erfolgsaussichten erheblich stei-

gen und andererseits der Stressfaktor deutlich sinkt. Dies schließt die Ernennung eines admi-

nistrativen Projektmanagers ein, der sämtliche Phasen der Antragstellung koordiniert. Obwohl 

diese Erkenntnisse im Kontext eines EU-Horizont 2020-Forschungsantrags gewonnen wurden, 

kann man davon ausgehen, dass Antragsprozesse unabhängig vom Mittelgeber durch den Ein-

satz von Projektmanagement-Instrumenten erheblich optimiert werden können.

Kontakt:

Claudia Weinmann 
Universitätsklinikum Jena  
Klinik für Anästhesiologie und Intensivmedizin  
Am Klinikum 1 
07747 Jena  
Tel.: +49 3641 9323398 
E-Mail: Claudia.weinmann@med.uni-jena.de
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Wissenschaftler sind heutzutage in ein dichtes Netz von 
Richtlinien, Empfehlungen und Vorgaben seitens Politik, 
Hochschule und Drittmittelgebern eingebunden, neudeutsch 
oftmals mit Policies bezeichnet. Ein wirkliches Bewusstsein 
für diese und deren Folgen, etwa die Sanktionen bei Nicht-
beachtung, fehlt jedoch vielfach. 

Unter die an Hochschulen und anderen Forschungseinrich-

tungen zu beachtenden Policies fallen zum Beispiel IP-Policies 

(Englisch für Intellectual Property, das heißt die Verwertung von 

geistigem Eigentum, etwa durch Patente), Diversity-Policies 

(Englisch für Diversität, also die Chancengleichheit aller, unab-

hängig von Herkunft, Geschlecht, körperlichen Einschränkungen 

et cetera), Internationalisierungs-Policies, Open Access-Policies, 

Forschungsdaten-Policies oder generell Policies zur Sicherung 

guter wissenschaftlicher Praxis und zum Umgang mit Fehlver-

halten in der Wissenschaft, sogenannte Misconduct Policies. 

Dieses Netz kann durch Handlungsempfehlungen und gewisse 

Vorgaben durchaus Halt und Orientierung in der wissenschaftli-

chen Arbeit geben, jedoch sind bei den verpflichtenden Policies 

teils empfindliche Sanktionen, Karrierehindernisse und monetäre Nachteile zu erwarten, sollte 

ein Wissenschaftler durch das Netz fallen. Dies kann der Fall sein, wenn die Policy nicht trans-

parent gestaltet ist, im Widerspruch zu anderen Policies steht oder nicht im Bewusstsein der 

Betroffenen sowie schwer auffindbar ist, also unzureichend kommuniziert wird. Zudem sind die 

Inhalte von Policies „[…] aus heutiger Sicht komplexer in dem Sinne, dass sie nicht nur in der 

angemessenen Lösung umstritten sind, sondern auch dahingehend, worin ein Problem eigent-

lich besteht“ (Münch 2016).

Konträre oder ergänzende Policies?
Dies zeigt sich in den unterschiedlichen Problemlösungsansätzen und Zielen der Policies. So 

haben Internationalisierungs- und Open Access-Policies synergetische Ziele im Kontext von 

Open Collaboration oder Open Education, das heißt bei der Unterstützung grenzüberschreitender 

Forschung und Lehre durch den freien Zugang zu Wissen in Form von Daten, Veröffentlichungen 

und Lehrmaterialien. Dies steht jedoch im Widerspruch zu IP-Policies, da die ungeprüfte Weiter-

gabe von Informationen Risiken bei deren Verwertung in Form von Patenten und Unternehmens-

kooperationen birgt (Fahrenberg 2016). Es können nicht nur die diversen Policies untereinander 

in einem Beziehungsgeflecht stehen, sondern auch gleiche Policies (zum Beispiel über Open Ac-

cess) bei verschiedenen Akteuren, die abweichende Interessen verfolgen. Im Folgenden werden 

als Beispiel hierzu die Open Access-Policies von Hochschulen, Drittmittelgebern und Verlagen 

aufgezeigt.

Markus Putnings 

Im Netz der Policies  

Beachtung von und Bewusstsein für verschiedenste Policies bei Forschungsprojekten

Um bei der Beantragung der Forschungsgelder keine 
Fehler zu machen, ist es unerlässlich, vorher die Policies 
der Geldgeber, der Universität und der Verlage zu ver-
gleichen.
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Derzeit besitzen 57 Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Deutschland eine offiziel-

le im Registry of Open Access Repository Mandates and Policies (ROARMAP 2017) registrierte 

Open Access-Policy. Diese Policies beinhalten in der Regel aufgrund der Sensibilität des Themas 

innerhalb der Hochschule (Stichwort Wissenschaftsfreiheit) nur Empfehlungen und keine ver-

pflichtenden Vorgaben zur Wahl von Open Access-Zeitschriften oder zur Veröffentlichungs- und 

Archivierungspflicht auf einem Open Access-Repositorium. Anders sieht es jedoch bei den Open 

Access-Policies der Drittmittelgeber aus, etwa auf europäischer Ebene: Sowohl die jüngsten 

EU-Rahmenprogramme der Europäischen Kommission als auch die Zuwendungen des Europä-

ischen Forschungsrats beinhalten bindende Regelungen für Mittelempfänger beim Publizieren. 

Verstöße dagegen werden sanktioniert, zum Beispiel durch Mittelkürzungen oder durch den 

Ausschluss von zukünftigen Mittelzuwendungen (EU-Kommission 2017). Letzteres wäre für die 

wissenschaftliche Karriere in vielen Fachbereichen katastrophal. Auch müssen vorab beim An-

trag hinreichend Mittel für Open Access beantragt werden. Anderenfalls müssen die Publikati-

onsgebühren aus anderen Projektmitteln beglichen werden, wodurch diese etwa bei den Perso-

nalmitteln oder der Laborausstattung fehlen. Daher ist es notwendig, sich bei den Zeitschriften 

und Verlagen über deren Open Access-Gebühren zu informieren.

Die Verlage besitzen wiederum eigene Open Access-Publikationsmodelle und -Policies, die teils 

konform und teils konträr zu den Policies der Drittmittelgeber laufen. So führen heutzutage die 

großen Wissenschaftsverlage unter anderem reine Open Access-Zeitschriften mit Autorenge-

bühren, Subskriptionszeitschriften mit kostenpflichtigen Open Access-Optionen, Lizenzmodelle, 

in denen eine Einrichtung nebst lesendem Zugriff auch Gutscheine zum Open Access-Publizie-

ren erhält und Open Access- beziehungsweise „Self-archiving“-Policies mit den unterschied-

lichsten Konditionen pro Zeitschrift. In den letztgenannten Fällen wird verlagsseitig in der Regel 

eine Embargofrist von 12-24 Monaten vorgegeben. Anschließend darf die Arbeit auf einem Open 

Access-Repositorium archiviert und frei zugänglich gemacht werden.

Die Komplexität für die Wissenschaftler

Ein Wissenschaftler muss sich demnach bei einem Drittmittelprojekt zuerst über deren aktu-

elle Policy und hierin enthaltene Vorgaben informieren. Zum Beispiel erlaubt die EU-Kommis-

sion ausschließlich eine Embargofrist von maximal sechs Monaten bei Zeitschriften aus dem 

STM-Bereich (Science, Technology, Medicine), konträr zu den Policies der meisten Zeitschriften 

mit mindestens zwölf Monaten. Die Policy der eigenen Hochschule sollte zudem mitbeachtet 

werden. Zwar beinhaltet diese selten verpflichtende Vorgaben, jedoch benennt sie weitere Un-

terstützungsangebote, zum Beispiel Publikationsfonds oder das lokale Repositorium, das beim 

Upload die Artikel automatisch auch an das EU-Repositorium OpenAIRE (OpenAIRE 2017) wei-

termeldet und damit zu EU-Vorgaben konform ist. 

Dann müssen die für die Projektergebnisse infrage kommenden Veröffentlichungsorgane (Zeit-

schriften, Proceedings, Bücher) identifiziert werden. Für diese gibt es folgende Fragen zu klären:

1. �Handelt es sich um ein reines Open Access-Publikationsmodell und falls ja, in welcher Höhe fallen 

Autorengebühren an, die mitzubeantragen wären? Diese differieren teils nach der Art der Veröf-

fentlichung, zum Beispiel Review, Communication oder Letter, nach dem Umfang der Veröffentli-

chung und nach Zusatzleistungen (zum Beispiel Fast Track Fee für eine schnellere Bearbeitung).

2. �Sollte es sich nicht um ein reines Open Access-Modell handeln, lässt sich eine Open Access-

Option hinzukaufen, um den Beitrag aus dem Abonnement freizukaufen; falls ja, in welcher 

Höhe fallen Gebühren an, die mit zu beantragen wären?

Dipl.-Wirt.-Inf. Markus  
Putnings leitet das Referat 
Open Access an der Uni-
versitätsbibliothek Erlan-
gen-Nürnberg.  
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3. �Besitzt das Veröffentlichungsorgan eine Open Access- beziehungsweise „Self-archiving“-Poli-

cy, die konform zu den Vorgaben der Drittmittelgeber geht, und welche weitere verlagsseitige 

Vorgaben sind hierbei für den Autor zu beachten?

Beim ersten und zweiten Punkt können die Kosten von geringen Beträgen bis hin zu über 5.000 

US-Dollar, etwa bei Nature Communications, für einen Zeitschriftenartikel variieren. Falls meh-

rere Publikationen im Förderzeitraum veröffentlicht werden sollen, müssen die Beträge aufad-

diert und beim Projektantrag mitaufgeführt werden. Sollte dies bei der Beantragung vergessen 

werden, fehlen im Projektzeitraum große Geldsummen an anderer Stelle. Hierbei sind die spe-

zifischen Obergrenzen des Drittmittelgebers gemäß Policy zu beachten. Beispielsweise lassen 

sich beim Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung nur 

maximal 3.000 Schweizer Franken pro Open Access-Artikel abrechnen (SNF 2014).

Zusätzlich gibt es oft weitere Vorgaben beim Publizieren zu beachten. Dies kann beispielswei-

se den Umgang und die Archivierung von begleitenden Primär- und Sekundärdaten zur Veröf-

fentlichung betreffen. Hierzu können die Forschungsdaten-Policies von Drittmittelgebern und 

Verlagen herangezogen werden. Auch hier können oft Gelder für Speicherkosten mitbeantragt 

werden. Einige Hochschulen fordern zudem eine spezielle und konsistente Nennung des Uni-

versitätsnamen in Veröffentlichungen und empfehlen die Nutzung der ORCID (ORCID 2017), um 

szientometrische Analysen zu erleichtern (Nunius/Putnings 2014).

Reduzierung der Komplexität
Das benannte Beispiel der Open Access-Policies ist sicher eines der derzeit schwierigsten und 

mit den diversen Akteuren seitens Hochschule, Drittmittelgeber und Verlagen auch beziehungs-

reichsten, im Vergleich zum Beispiel zu Diversity-Policies. Jedoch ist jede Policy mit einem Auf-

wand behaftet, bei einer Diversity-Policy etwa für den barrierefreien Ausbau der Einrichtung zum 

Ausgleich von Nachteilen und Ungleichheiten (Eickhoff/Schmitt 2016). Policies haben somit Ver-

pflichtungen sowohl für ihren Sender als auch die Empfänger. Zur vorsorglichen und aktiven 

Reduzierung der Komplexität von Policies können folgende Empfehlungen für Forschungsein-

richtungen getroffen werden:

1. �Die Einrichtung sollte Policies vor der Verabschiedung exakt durchplanen, mit den Betroffenen 

vor Ort diskutieren und die Konsequenzen sowie das Zusammenspiel mit Policies seitens Po-

litik, Drittmittelgebern und weiteren Akteuren erörtern. Teils gibt es hierzu auch Beratungsan-

gebote, wie zum Beispiel das Projekt „Policy Recommendations for Open Access to Research 

Data in Europe“ für Forschungsdaten-Policies (RECODE 2017).

2. �Es ist zu planen, wie die verschiedenen Policies aufeinander aufbauen. Beispielsweise ist die 

Sicherung von Primärdaten Bestandteil guter wissenschaftlicher Praxis, sodass entsprechen-

de Verfahrensleitfaden und Forschungsdaten-Policies aufeinander verweisen sollten. Dies gilt 

auch für Open Access- und Misconduct Policies, da sich zum Teil qualitativ minderwertige 

Open Access-Zeitschriften am Markt befinden, die ohne Peer Review rein auf den Erhalt der 

Veröffentlichungsgebühr abzielen. Unethisches Verhalten beim Publizieren und beim Peer Re-

view wird deshalb bei Misconduct Policies oftmals erwähnt (Resnik et al. 2015).

3. �Bei der Verabschiedung der aufeinander abgestimmten Policies müssen diese institutsweit 

kommuniziert werden. Um zusätzlich neue Mitarbeiter zu erreichen, ist in den Einstellungsun-

terlagen und in Berufungen darauf hinzuweisen. Zusätzlich sollte wiederholt über die Policy-

themen und Unterstützungsangebote informiert werden, beispielsweise in internen Publikatio-

nen (Magazine, Weblogs et cetera).
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4. �Idealerweise werden technische Unterstützungsangebote direkt in den Workflow der Wissen-

schaftler eingebunden. Corporate Wording-Policies können zum Beispiel durch Glossare in 

verschiedenen Fremdsprachen unterstützt werden. Ein Beispiel hierzu ist an der Friedrich-

Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg zu finden (FAU).

5. �Für besonders komplexe Policies (zum Beispiel Open Access-, IP-Policies) sollte ein eigenes 

Beratungs- und Informationsangebot existieren: In der Regel haben fast alle Hochschulen eine 

eigene Forschungsabteilung, welche eine Unterstützung bei der Beantragung von Drittmittel-

projekten anbietet. Die Forschungsabteilung ist für die Hinweise auf relevante Elemente von 

Policies prädestiniert und kann, falls nötig, auf weitere Einrichtungen verweisen, zum Beispiel 

auf die Universitätsbibliothek für die Beratung hinsichtlich der Open Access-Gebühren oder 

auf die Erfinderberatung bei Arbeitnehmererfindungen. Für andere Policies existieren teils ei-

gene Einrichtungen wie zum Beispiel Büros für Gender und Diversity.

6. �Für die Umsetzung der Ziele der Policies ist eine intensive Kooperation und ein breiter Wis-

sensaustausch der Einrichtungen untereinander nötig. Idealerweise werden entsprechende 

Informationsflussprozesse modelliert, um eine ganzheitliche Beratung der Wissenschaftler zu 

allen Policies zu gewährleisten. So sind jederzeit die Ansprechpartner für weiterführende In-

formationen vor Ort klar.

Kontakt:

Markus Putnings 
Universitätsbibliothek Erlangen-Nürnberg 
Technisch-naturwissenschaftliche  
Zweigbibliothek 
Erwin-Rommel-Str. 60 
91058 Erlangen 
Tel.: +49 9131 85-27835 
Fax: +49 9131 85-27843 
markus.putnings@fau.de  
www.ub.fau.de

Bei der Verabschiedung 
der aufeinander abge-
stimmten Policies müssen 
diese institutsweit kom-
muniziert werden. Um zu-
sätzlich neue Mitarbeiter 
zu erreichen, ist in den 
Einstellungsunterlagen 
und in Berufungen darauf 
hinzuweisen.  

”

„Die Beachtung oder Nichtbeachtung von Policies kann einen  
starken Einfluss auf die Mitteleinwerbung, den Forschungsoutput  
in Form von Publikationen und Erfindungen, die Reputation und  
die wissenschaftliche Karriere von Wissenschaftlern haben.“ 

7. �Neben der persönlichen Beratung sollte auf existierende Informationsplattformen verlinkt und 

verwiesen werden, zum Beispiel SHERPA/ROMEO und SHERPA/JULIET für die Open Access-

Policies von Verlagen und Drittmittelgebern (SHERPA 2017) oder forschungsdaten.org für 

Data Policies (forschungsdaten.org). Da diese Datenbanken nicht tagesaktuell gepflegt wer-

den, bieten einige Universitäten zusätzlich Informationsseiten mit den Regelungen der vor Ort  

bedeutsamsten Drittmittelgeber an. Ein Beispiel hierzu ist gleichfalls an der FAU zu finden 

(MED-FAU).

Fazit
Die Beachtung oder Nichtbeachtung von Policies kann einen starken Einfluss auf die Mittelein-

werbung, den Forschungsoutput in Form von Publikationen und Erfindungen, die Reputation und 

die wissenschaftliche Karriere von Wissenschaftlern haben. Entsprechend müssen die Policies 

transparent gestaltet, offensiv kommuniziert und fest an einer Einrichtung verankert werden. 

Dies kann beispielsweise durch einen zentralen Regelkodex geschehen, der Beschreibungen 

und Links auf die Policies enthält. Im Ausland sind zum Teil bereits eigene Datenbanken zu fin-

den, in denen interne und externe Policies mit entsprechenden Metadaten (Zielgruppe, Zweck, 

Ziele, Definitionen, politische und rechtliche Grundlagen, korrespondierende Policies) indexiert, 

abgebildet und durchsuchbar sind, beispielsweise von der University of Canberra (UC 2017) 

und der University of Otago (Otago). Dies könnte perspektivisch für die bessere Information der 

Wissenschaft und des beratenden Verwaltungspersonals auch als Vorbild für deutsche Wissen-

schaftseinrichtungen dienen.
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Justus Henke und Peer Pasternack 

Die finanzierenden Hände  

Eine Gesamtschau zur Hochschulsystemfinanzierung

Die Finanzierung des Hochschulsystems ist mehr als die Finanzierung der Hochschulen, 
und die Finanzierung der Hochschulen selbst wiederum ist komplexer als gemeinhin an-
genommen. Insbesondere geht sie deutlich über die laufenden Grundmittel hinaus – auch 
wenn diese wegen ihrer leichten Zugriffsfähigkeit häufig herangezogen werden, um die 
Entwicklung der Hochschulfinanzierung darzustellen. Doch die laufenden Grundmittel 
machen nur 56 Prozent der öffentlichen Finanzierung des Hochschulsystems aus.

Der öffentliche Hochschulsektor setzt sich zusammen aus Universitäten, Pädagogischen Hoch-

schulen, Kunsthochschulen, allgemeinen Fachhochschulen (Hochschulen für angewandte Wis-

senschaften, HAW) und Verwaltungsfachhochschulen sowie einigen Spezialhochschulen. Zu 

letzteren zählen auch die Berufsakademien, in Baden-Württemberg und künftig auch in Thürin-

gen jeweils zur Dualen Hochschule zusammengefasst. Die bundesweite Zahl der öffentlich un-

terhaltenen Hochschulen beträgt 275 (2013). Zu den 275 staatlichen Hochschulen gehören auch 

33 Verwaltungsfachhochschulen, die zum Beispiel in den Veröffentlichungen der Hochschulrek-

torenkonferenz (HRK) nicht berücksichtigt werden, da sie nicht Mitglieder der HRK werden kön-

nen. Daneben gibt es 39 Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft (HRK 2015), die ebenfalls wei-

testgehend mit staatlichen Zuschüssen unterhalten werden. In Summe ergibt dies 311 von der 

öffentlichen Hand finanzierte Hochschulen. Diese erhalten vom Staat ihre Grundausstattungen 

und profitieren darüber hinaus von programmgebunden ausgereichten Mitteln.

Hochschulfinanzierung versus Hochschulsystemfinanzierung
Als System aber ist das öffentliche Hochschulsystem nicht nur die Gesamtheit aller öffentlich 

unterhaltenen Hochschulen, also das, was umgangssprachlich auch als „Hochschullandschaft“ 

bezeichnet wird. Vielmehr integriert es ebenso Einrichtungen, die keine Hochschulen, jedoch 

funktionsnotwendige Bestandteile des Hochschulsystems sind: Sie erbringen Dienstleistungs-

aufgaben für Lehre und Forschung. Das betrifft zum Beispiel die Deutsche Forschungsgemein-

schaft (DFG), den Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) oder die Studentenwerke. 

Die Betrachtung der Hochschulsystemfinanzierung muss also auch die dafür aufgewendeten 

Beträge berücksichtigen. Diese Organisationen wiederum – insbesondere die DFG – vergeben 

zum Teil Projektmittel, welche die Finanzierung der Hochschulen unterstützen. 

Neben solchen Finanzierungen, die an Institutionen fließen, gibt es zudem Individualförderun-

gen, die indirekt gleichfalls den Hochschulen zugutekommen. Der größte Posten ist hier die För-

derung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG). Es folgt die Finanzierung der 

Stipendien, die von den 13 Begabtenförderwerken ausgereicht werden. Die vom Bundesminis-

terium für Bildung und Forschung (BMBF) ausgestattete Alexander von Humboldt-Stiftung und 

der DAAD fördern durch Forschungsstipendien und Preise den internationalen Austausch von 

Wissenschaftlern. Die Kosten des 2010 eingeführten Deutschlandstipendiums werden zur Hälfte 

vom Bund getragen. Die Länder vergeben eigene (Promotions-)Stipendien. Und schließlich fi-

nanziert die EU Stipendien für Studierende und Wissenschaftler.

Die Finanzierung der Hochschulen geht deutlich über die 
laufenden Grundmittel hinaus – insgesamt werden im 
deutschen Hochschulsystem jährlich 50,5 Milliarden 
Euro bewegt.

Foto: Rainer Sturm/pixelio
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Daneben gibt es noch einige spezielle Finanzierungstatbestände im Hochschulsystem. Das sind 

Projektförderungen durch Bundes- und Landesministerien, die Unterhaltung der sechs Hoch-

schulen des Bundes, öffentliche Zuschüsse für private Hochschulen, geldwerte Lehrleistungen, 

die von außeruniversitären Forschungseinrichtungen im Hochschulsystem erbracht werden, 

schließlich die Erträge der Hochschulmedizin, die über Krankenkassenvergütungen für klinische 

Leistungen weitere hochschulsysteminterne Umsätze realisiert.

Das Hochschulsystem wird hier also als Leistungsbereich verstanden, zu dem neben den Hoch-

schulen auch weitere Einrichtungen gehören und in dem ergänzende Individual- und Projektför-

derungen geleistet werden. Daraus folgt, dass die Hochschulfinanzierung nur einen Teil der Hoch-

schulsystemfinanzierung abdeckt. In der Diskussion um die Hochschulfinanzierung werden meist 

die laufenden Grundmittel des Landes als zentrale Bezugsgröße herangezogen. Dabei wiederum 

kann es verwirren, dass die amtliche Statistik (etwa in StatBA 2015) seit einigen Jahren mit dem 

Begriff „Trägermittel“ der Hochschulen operiert. Die Begriffe seien daher kurz aufgelöst.

Die Trägermittel unterscheiden sich von den Grundmitteln darin, dass regelmäßige Zuweisungen 

anderer Länder (als des Sitzlandes einer Hochschule) oder Behörden nicht mitgezählt werden 

(StatBA 2015, 167). Bezüglich der Grundmittel indes mag intuitiv eines überraschen: Unter die-

sen werden auch alle Ausgaben für befristete und wettbewerblich ausgereichte Programme des 

jeweiligen Landes sowie vom Bund für gemeinsame Programme an die Landeshaushalte über-

wiesene Durchlaufmittel gefasst. Das sind Mittel, die im Prinzip kurzfristig den Hochschulen ent-

zogen werden könnten und zumindest langfristig nicht als gesichert gelten können. Der Grund 

dafür, die Landesprogrammmittel hier einzubeziehen, ist: Da das Land als Hochschulträger keine 

„Drittmittel“ im engeren Sinne vergeben kann, werden diese ebenso als laufende Grundmittel 

gezählt. Das die durchlaufenden Mittel aus Bundesprogrammen – etwa „Hochschulpakt 2020“ – 

in den Landeshaushalten als Grundmittel ausgewiesen werden, ist hingegen durch Usancen des 

Föderalismus bedingt: Aufgrund der Bestimmungen in Artikel 91b Abs. 1 Grundgesetz müssen 

Bund und Länder für entsprechende Programme „zusammenwirken“, und eine direkte Über-

weisung des Bundesanteils gemeinsamer Programme an die Hochschulen würde nach gängiger 

Lesart diesem Gebot widersprechen. Möchte man diese befristeten Zahlungen ausklammern, so 

kann man auf den Begriff Grundausstattung rekurrieren, der nur abgesicherte Mittel des Landes 

enthält – meist gekoppelt an die Kapazitätsverordnung sowie die Ausgaben zur Bewirtschaftung 

der hochschulischen Liegenschaften. Diese Grundausstattung wird flankiert von den aus Pro-

grammen finanzierten zweckgebundenen Mitteln für Lehre und Forschung. Damit sind zugleich 

die beiden Hauptkomponenten der laufenden Grundmittel benannt. 

Die Grundmittel bilden jedoch, wie erwähnt, nur einen Teil der Mittel, aus denen die Hochschulen 

ihre Ausgaben finanzieren. Betrachtet man hingegen die gesamten öffentlichen Mittelflüsse im 

Hochschulsystem, liefert das eine bislang wenig erschlossene Perspektive auf den Gesamtum-

fang der öffentlichen Gelder, die für die Hochschulen eingesetzt werden. Diese Perspektive un-

terscheidet sich deutlich von der meist in Finanzierungsdebatten eingebrachten Bewertung der 

Ausstattung von Hochschulen, mitunter ergänzt um die der Investitionen in die Hochschulinfra-

struktur („Investitionsstau“). Solche Analysen sind häufig auch für ihren jeweiligen Zweck hinrei-

chend, ersetzen aber eine integrierte Betrachtung der Teilbereiche der Systemfinanzierung nicht. 

In der hier eingenommenen Perspektive ruht die öffentliche Hochschulsystemfinanzierung auf 

fünf Säulen:

1. �die institutionelle Finanzierung der Hochschulen in Bezug auf Personal- und Sachmittel; 
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2. �programm- und projektgebundene Finanzierungen von Leistungsprozessen, also Lehre und 

Forschung, durch Personal- und Sachmittel (öffentliche Mittelgeber sind hier Länder, Bund, EU 

und Förderorganisationen);

3. die institutionenbezogene Bereitstellung von Investitionsmitteln;

4. die Finanzierung hochschul- beziehungsweise wissenschaftsunterstützender Einrichtungen;

5. �Finanzierungen für Individuen – Studierende und Einzelwissenschaftler – zur Teilhabe an der 

hochschulischen Lehre beziehungsweise Forschung.

Bedeutsam sind diese Unterscheidungen deshalb, weil in der Diskussion um die Hochschulfi-

nanzierung meist nur die erste Säule herangezogen, die zweite bis vierte Säule nicht immer 

berücksichtigt und die letzte Säule prinzipiell außen vor gelassen wird.

Finanzierungsmodi und Mittelgeber
Legt man zugrunde, wer jeweils die Finanzierung leistet, so gibt es innerhalb Deutschlands drei 

öffentliche Finanzierungsmodi – Landesfinanzierungen, Bundesfinanzierungen und gemeinsame 

Finanzierungen von Bund und Ländern: 

u	 Das jeweilige Land als Träger der öffentlichen Hochschulen stellt deren Grundfinanzierung in 

Form von konsumtiven Grundmitteln für Personal und sonstige laufende Ausgaben sowie Inves-

titionsmittel bereit. Zusätzlich führen die Länder eigene Wettbewerbe und Förderprogramme für 

Forschung und Lehre durch. Ebenso stellen sie Kompensationsmittel – meist zweckgebunden 

für Lehre – für die früheren Einnahmen aus wieder abgeschafften Studiengebühren bereit. 

u	 Daneben stellt der Bund einen wichtigen Zuwendungsgeber für das Hochschulsystem dar: 

durch bundesweite Förderprogramme (Qualitätspakt Lehre, Forschung an Fachhochschulen, 

EXIST-Existenzgründungsprogramm), durch Projektförderungen im Rahmen von Förderaus-

schreibungen vor allem des BMBF, aber auch anderer Bundesministerien, und bis 2018 durch 

(zweckungebundene) Kompensationszahlungen des Bundes an die Länder, mit denen die 

Abschaffung der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau abgefedert wird. Zudem unterhält der 

Bund als Träger selbst sechs Hochschulen. 

u	 Es gibt allerdings auch gemeinsame Finanzierungsaufgaben von Bund und Ländern auf Basis 

des Grundgesetz-Artikels 91b. Damit werden zum einen gemeinsame Förderprogramme ab-

gedeckt (Exzellenzinitiative, Hochschulpakt 2020, Professorinnenprogramm, Qualitätsoffen-

sive Lehrerbildung). Zum anderen zählen dazu die Zuschüsse für die DFG, die neben Einzel-

projektförderungen, Programmpauschalen und Graduiertenkollegs auch die Exzellenzinitiative 

umfassen. Das Grundgesetz sieht ferner eine gemeinsame Finanzierung von Forschungsbau-

ten und Großgeräten vor. Davon können neben der außeruniversitären Forschung auch Hoch-

schulen profitieren. 

Zuschüsse und Zuwendungen des Bundes wandern überwiegend als Durchlaufmittel über die 

Landeshaushalte an die Hochschulen.

Neben den Finanzierungen, die innerhalb Deutschlands geleistet werden, fließen auch internatio-

nale Mittel in die Hochschulen. Dabei genügt es hier, auf die der Europäischen Union abzuheben. 

Zwar fördern auch internationale Organisationen Forschungsprojekte oder ausländische Regie-

rungen Institute an deutschen Hochschulen (etwa, durchaus umstritten, die chinesische Regie-

rung 15 Konfuzius-Institute). Doch sind die dabei fließenden Beträge im Vergleich zur Gesamtfi-

nanzierung der deutschen Hochschulen marginal. Von der EU kommen zweierlei Mittelarten: 

Zuschüsse und Zuwen-
dungen des Bundes wan-
dern überwiegend als 
Durchlaufmittel über die 
Landeshaushalte an die 
Hochschulen.

”
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u	 Vorrangig bedeutsam sind die Mittel aus 

dem Forschungsrahmenprogramm (FRP), 

dass mittlerweile „Horizont 2020“ heißt. 

Darunter laufen auch individuelle Förde-

rungen wie die des Europäischen For-

schungsrats
 
(ERC o.J.).

u	 Zudem gelangen – über die Landeshaus-

halte – Mittel aus dem Europäischen Sozi-

alfonds (ESF) und dem Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung (EFRE) an die 

Hochschulen. Vereinzelt fließen solche Mit-

tel auch über den Bund, der sich dann auf 

der Grundlage von Kofinanzierungen durch 

die Länder beziehungsweise Hochschulen 

betätigt, so zum Beispiel beim Programm 

„EXIST“ oder „Aufstieg durch Bildung“ (Gil-

lessen, Maue 2014, 22).

Im Rahmen der weiteren hochschulsystemre-

levanten Finanzierungen – das heißt solcher, die nicht direkt an die Hochschulen gehen, aber 

das Funktionieren des Hochschulsystems unterstützen – sind ebenfalls Länder, Bund und EU 

beteiligt:

u	 Für die Länder sind die Zuschüsse an die Studentenwerke zu nennen, daneben aber auch 

eigene Promotionsstipendien. Einen Sonderfall stellen Einnahmen aus Langzeitstudien- und 

Weiterbildungsgebühren dar, die zwar auf Basis landesgesetzlicher Regelungen in der Regel 

direkt durch die Hochschulen erhoben werden, aber der Sache nach private Finanzierungen 

darstellen, da sie von den betreffenden Studierenden zu zahlen sind. 

u	 Der Bund bezuschusst die Begabtenförderwerke und hat mit dem Deutschlandstipendium 

ein eigenes Programm zur Förderung leistungsstarker Studierender aufgelegt. Bis zum Jahr 

2014 war die Finanzierung nach dem BAföG gemeinsame Aufgabe von Bund und Ländern, 

wobei der Bund 65 Prozent und das jeweilige Land 35 Prozent der Mittel beisteuerten. Ab 

2015 übernahm der Bund die Finanzierung des BAföG allein. Die Förderung des internationa-

len Austausches von Studenten und wissenschaftlichem Hochschulpersonal wird vom DAAD 

geleistet (dessen Etat sich zu 27 Prozent aus EU-Zuschüssen speist) (StatBA 2014, 2014a).

u	 Die EU fördert über das Erasmus-Programm innereuropäische Auslandsstudienaufenthalte 

von Studierenden. Daneben werden im Rahmen des Erasmus-plus-Programms Lehr- und 

Forschungsaufenthalte des wissenschaftlichen Hochschulpersonals (Jean Monnet-Pro-

gramm) und der weltweite Studienaustausch (Erasmus Mundus) gefördert (Erasmus o.J.).

Größenordnungen der Hochschulsystemfinanzierung
Insgesamt werden im deutschen Hochschulsystem jährlich 50,5 Milliarden Euro (2013) bewegt. 

Darin stecken allerdings auch nichtöffentliche Finanzierungen: 15,8 Milliarden Euro aus wirt-

schaftlicher Tätigkeit der Universitätsklinika, 1,1 Milliarden Euro aus Beiträgen der Studierenden, 

des Weiteren Drittmittel privater Geldgeber. Ohne die Krankenkassenvergütungen der Universi-

tätsklinika und die studentischen Beiträge umfasst die Gesamtfinanzierung des Hochschulsys-

tems 33,6 Milliarden Euro. Davon beträgt der Anteil an Drittmitteln von privaten Stiftungen und 

gewerblicher Wirtschaft 5,5 Prozent (circa 1,8 Milliarden Euro). 94,5 Prozent des Systems hinge-

Abb. 1: Zusammensetzung der Hochschulsystem- 
finanzierung
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gen sind öffentlich finanziert: Ausschließlich aus öffentlichen Kassen, also ohne private Finanzie-

rungen, stammen 32,2 Milliarden Euro. Um diese soll es im Folgenden gehen.

Differenziert nach Mittelempfängern setzt sich die Hochschulsystemfinanzierung aus drei Ele-

menten zusammen: (a) der Hochschulfinanzierung (Grundfinanzierung, Programm- und Projekt-

mittel), (b) der Finanzierung von hochschul- beziehungsweise wissenschaftsunterstützenden 

Einrichtungen und (c) der Finanzierung von Individuen zur Teilhabe an der hochschulischen 

Lehre beziehungsweise Forschung. Die Finanzierungsströme können wie folgt beziffert werden 

(Abbildung 2):

u	 Den Hochschulen standen 2013 laufende Grundmittel – die überwiegend durch die Sitzländer 

finanziert werden – in Höhe von 18,3 Milliarden Euro zur Verfügung. Darunter befanden sich 

etwa 3,5 Milliarden Euro Landesprogrammmittel (19 Prozent der laufenden Grundmittel).

u	 Ferner verfügten die Hochschulen über Drittmittel in Höhe von 7,12 Milliarden Euro, wobei 

diese von verschiedenen Zuwendungsgebern kamen: dem Bund (1,86 Milliarden Euro), der 

DFG (2,26 Milliarden Euro), der EU (0,75 Milliarden Euro), den jeweils anderen Bundeslän-

dern (0,17 Milliarden Euro), Stiftungen (0,43 Milliarden Euro) und der gewerblichen Wirtschaft 

(1,37 Milliarden Euro). 

u	 Weiterhin wurden Investitionsausgaben mit einem Volumen von 3,97 Milliarden Euro getätigt.

u	 Die individualisiert vergebenen Ausgaben für Studierende und (vor allem Nachwuchs-)Wis-

senschaftler setzen sich zusammen aus den BAföG-Zuschüssen (3,14 Milliarden Euro), den 

DAAD-Mitteln (387 Millionen Euro), den Beiträgen an die Begabtenförderwerke, der Erasmus-

förderung (50,7 Millionen Euro) und der Förderung des Deutschlandstipendiums (21,1 Mil-

Abb. 2: Größenordnungen der Hochschulsystemfinanzierung

* Als Bundesmittel sind hier nur Drittmittel des Bundes ohne durchlaufende Mittel über die Landeshaushalte und Bundeszuschuss für die DFG ausgewiesen. 

Legende: ST=Stiftungen; AB=andere Bundesländer; DA=DAAD (0,4); S=Studentenwerk (0,3); B=Begabtenförderwerke (0,2); A=Alexander-von-Humboldt-Stiftung (0,11); 
E=Erasmus (0,05); D=Deutschlandstipendium (0,04)

€.drM2,4€.drM4,92



wissenschaftsmanagement 1 • januar/februar • 2017

	 Hochschulsystemfinanzierung	 management	 43

Kontakt:

Prof. Dr. Peer Pasternack 
Direktor 
Institut für Hochschulforschung (HoF) 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
Collegienstr. 62 
06886 Wittenberg 
Tel.: +49 3491 466 254  
E-Mail: peer.pasternack@hof.uni-halle.de 
http://www.hof.uni-halle.de 
http://www.die-hochschule.de 
http://www.peer-pasternack.de

Mag. rer. soc. oec. Justus Henke 
E-Mail: justus.henke@hof.uni-halle.de

Literatur:

AvH (2014): Alexander-von-Humboldt-Stiftung. Jahresbe-
richt 2013, Bonn. URL: https://www.humboldt-foundation.
de/web/docs/F13021/jahresbericht_2013.pdf (abgerufen 
am: 1.12.2015).

Baumgarth, B./Henke, J./Pasternack, P. (2016): Inventur der 
Finanzierung des Hochschulsystems. Mittelvolumina und 
Mittelflüsse im deutschen Hochschulsystem. Düsseldorf. 
URL: http://www.boeckler.de/pdf/p_studfoe_wp_1_2016.
pdf (abgerufen am: 16.1.2017).

DSW (2015): Deutsches Studentenwerk. Jahresbericht 
2014. Berlin. URL: http://www.studentenwerke.de/de/con-
tent/jahresbericht-2014 (abgerufen am: 10.12.2015).

DAAD (2015): Deutscher Akademischer Austauschdienst.
DAAD Jahresbericht 2013. Bonn. URL: https://www.daad.
de/medien/daad-jahresbericht-2013.pdf (abgerufen am: 
7.11.2015).

Erasmus (o.J.): Erasmus+. EU-Programm für allgemeine 
und berufliche Bildung, Jugend und Sport. URL: http://www.
erasmusplus.de/erasmus/bildungsbereiche/ (abgerufen am: 
1.12.2015).

ERC (o.J.): Facts and Figures. URL: https://erc.europa.eu/
about-erc/facts-and-figures/german (abgerufen am: 
1.12.2015).

Gillessen, J./Maue, I. (Hrsg.) (2014): Knowledge Europe. EU-
Strukturfondsfinanzierung für wissenschaftliche Einrichtun-
gen. Halle-Wittenberg, 22. 

HRK (2015): Hochschulrektorenkonferenz. Hochschulkom-
pass, Hochschulen in Deutschland. URL: http://www.hoch-
schulkompass.de/hochschulen/die-hochschulsuche.html 
(abgerufen am: 1.12.2015).

StatBA  (2014): Statistisches Bundesamt. Fachserie 11 
Reihe 4.6 - Förderung nach dem Stipendienprogramm-Ge-
setz (Deutschlandstipendium). Wiesbaden.

StatBA  (2014a): Statistisches Bundesamt. Fachserie 11 
Reihe 7 - Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (BAföG). Wiesbaden.

StatBA (2015): Statistisches Bundesamt. Fachserie 11 Reihe 
4.5 - Finanzen der Hochschulen. Wiesbaden.

lionen Euro). Den Studierenden kommen auch die Zuschüsse an die Studentenwerke (500 

Millionen Euro) zugute. Diese Beträge belaufen sich zusammen auf 4,1 Milliarden Euro.

u	 Hinzu können – zusätzlich zu den 33,6 Milliarden Euro – noch sogenannte Verwaltungsein-

nahmen in Höhe von 15,8 Milliarden Euro gerechnet werden, die zum größten Teil aus wirt-

schaftlicher Tätigkeit der Universitätsklinika stammen, aber auch 1,1 Milliarden Euro aus Bei-

trägen der Studierenden enthalten. 

u	 Damit sind im Hochschulsystem im Jahr 2013 insgesamt 50,5 Milliarden Euro ausgegeben 

worden. Von diesen flossen inklusive Einnahmen der Kliniken und ähnlichem 46,3 Milliarden 

beziehungsweise ohne Einnahmen der Klinika und ähnlichem 29,4 Milliarden Euro als insti-

tutionelle Förderung oder Projektförderungen in die Hochschulen. 4,2 Milliarden Euro wurden 

individuell an Studierende und Wissenschaftler ausgereicht.

Die Zahlen dieses Abschnitts stammen aus Fachserie 11 Reihe 5 des Statistischen Bundesamts 

(StaBA 2015), aus dem Jahresbericht 2013 des Deutschen Akademischen Austauschdienstes 

(DAAD 2015), aus dem Jahresbericht 2013 der Alexander-von-Humboldt-Stiftung (AvH 2014) 

sowie aus dem Jahresbericht 2014 des Deutschen Studentenwerks. Hinzukommen Auskünf-

te des BMBF sowie eigene Berechnungen. Weitere Einzelnachweise finden sich in Baumgarth/ 

Henke/Pasternack 2016.

Fazit
Vor diesem Hintergrund können schließlich die zentralen und die ergänzenden Beiträge zur Fi-

nanzierung des Hochschulsystems gruppiert werden: 

u	 Als zentral für das Funktionieren des Systems lassen sich die Milliardenbeträge kennzeich-

nen. Das sind die von den Ländern finanzierten Grundmittel der Hochschulen (36,1 Prozent 

Anteil am Gesamt) sowie die Drittmittel insgesamt (Anteil: 14,1 Prozent). Unter letzteren gibt 

es sehr bedeutsame Mittelgeber, nämlich DFG, Bund und gewerbliche Wirtschaft (insgesamt 

10,9 Prozent der Hochschulsystemfinanzierung). Gleichfalls im Milliardenbereich bewegen 

sich die Investitionsausgaben (7,9 Prozent am Gesamt) und die für das BAföG aufgewandten 

Mittel (6,2 Prozent). 

u	 Ergänzende Beiträge zur Finanzierung spezifischer Anliegen werden durch die öffentlichen 

Zuschüsse für den DAAD, die Begabtenförderwerke und die Studentenwerke geleistet (insge-

samt 1,8 Prozent der Hochschulsystemfinanzierung).

u	 Finanziell eher geringe Größenordnungen stellen die Aufwendungen im Rahmen des Eras-

mus-Programms und für die Deutschlandstipendien dar (0,14 Prozent Anteil am Gesamt).

u	 Auch Einnahmen aus Langzeitstudiengebühren sind in der Gesamtbetrachtung eher margi-

nal. Sie werden in fünf Bundesländern erhoben (Bremen, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen-

Anhalt und Thüringen). Die Gebühren betragen in jedem der genannten Länder 500 Euro und 

werden in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen nach vier Semestern über der Regelstu-

dienzeit erhoben, in Niedersachsen nach sechs Semestern darüber und in Bremen generell 

nach 14 Semestern. Im Saarland besteht die gesetzliche Möglichkeit des Einzugs von Lang-

zeitstudiengebühren; die Entscheidung darüber obliegt jedoch der Universität und wird nicht 

mehr vollzogen. Im Durchschnitt der betrachteten fünf Bundesländer bewegen sich die Ein-

nahmen im Bereich von 0,3 Prozent der Grundmittel. 
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Weiterbildungsmaßnahmen bekommen gerade im Zuge der demografischen Entwicklung 
eine besondere Bedeutung. Weiterbildung wird immer mehr als nachhaltige Investition 
in die Zukunft gesehen. Trotz der steigenden Relevanz, in Weiterbildungsmaßnahmen zu 
investieren, bleibt die Frage nach der Wirtschaftlichkeit berechtigt. 

Unternehmen versprechen sich mit der Investition in Weiterbildungsmaßnahmen die Sicherung 

ihrer Innovationsfähigkeit und ihres Fachkräftebedarfs. Mit der Qualifizierung und Weiterbil-

dung wird zum einen die Bereitschaft und Fähigkeit der Menschen gesteigert, sich auf neue 

Herausforderungen einzulassen. Zum anderen wird durch entsprechende Qualifizierungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen ganz wesentlich die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 

Unternehmen und ihrer Arbeitsplätze entschieden. Zusätzlich wirken sich die vielfältigen Wei-

terbildungsangebote positiv darauf aus, Mitarbeiter an die Unternehmen zu binden. Mit der In-

vestition in Weiterbildung muss auch ein erkennbarer Nutzen verbunden sein. Wenn es um die 

Wirtschaftlichkeit von Weiterbildungsmaßnahmen geht, steht die Effizienz der Weiterbildung und 

damit deren Kosten-Nutzen-Verhältnis im Vordergrund. 

Kosten- und Nutzen-Analyse von Weiterbildungsmaßnahmen
Eine Kosten-Nutzen-Analyse stellt zunächst alle Aufwände und Erträge einer Weiterbildungs-

maßnahme auf, um die jeweiligen Summen einander gegenüberzustellen. Dadurch wird ersicht-

lich, ob eine Weiterbildungsmaßnahme wirtschaftlich vertretbar ist und ob sich eine Investition 

hinsichtlich der Gewinnmaximierung des Unternehmens lohnt. Wie bereits erwähnt, sind bei 

Weiterbildungsmaßnahmen auch nicht-monetäre Mehrwerte für ein Unternehmen zu beachten, 

welche sich mitunter erst einige Zeit später (monetär) auszahlen. Im Hinblick auf Weitsichtigkeit 

und Vollständigkeit bei der Erfassung aller Variablen ist die Kosten-Nutzen-Analyse ein geeigne-

tes Werkzeug zur Entscheidungshilfe vor und zur Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nach einer Wei-

terbildungsmaßnahme. In der Regel erfolgt die Weiterbildung durch Seminare und Schulungen.

Abbildung 1 zeigt vereinfacht die Aktivitäten während der Lebensdauer einer Bildungsmaßnah-

me, die aus einem Aufbauzeitraum und einem Durchführungszeitraum besteht. Im Aufbauzeit-

raum werden neue Bildungsmaßnahmen entwickelt und in die Organisation des Unternehmens 

eingebettet. Während des Aufbauzeitraums entstehen bereits Kosten, jedoch noch kein Nutzen 

für das Unternehmen. Steht die Bildungsmaßnahme einmal, wird sie in Betrieb (Durchführungs-

zeitraum) genommen. In dieser Zeit untersteht 

sie einer zyklischen Abfolge von Betriebsakti-

vitäten sowie Wartungs-, Pflege- und Weiter-

entwicklungsaktivitäten. Während der Durch-

führung entstehen verschiedene Kosten, zum 

Beispiel Gehalt des Lehrenden und Nutzen, die 

für eine Wirtschaftlichkeitsanalyse gegenüber-

gestellt werden müssen. 

Judith Pütter, Marc Rusch und Gianmarco Seliger 

Nachhaltige Investition in die Zukunft   

Wirtschaftlichkeit von Weiterbildungsmaßnahmen

Kosten-Nutzen-Relation: Investitionen in Weiterbildungs-
maßnahmen sichern die Innovationsfähigkeit des Unter-
nehmens.

Foto: Rainer Sturm/pixelio
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Abb. 1: Lebensdauer einer Weiterbildungsmaßnahme (Seibt 2005, 46)
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Kosten

Anfallende Kosten werden in mittelbare (direkte) und unmittelbare (indirekte) Kosten unterschie-

den (Reglin 1995). Die unmittelbaren Weiterbildungskosten entstehen nur, wenn tatsächlich eine 

Weiterbildungsmaßnahme durchgeführt wird. Sie stehen in einem direkten Zusammenhang mit 

der Maßnahme. Die mittelbaren Kosten einer Weiterbildungsmaßnahme unterscheiden sich von 

den direkten Kosten im Wesentlichen dadurch, dass Weiterbildungsmaßnahmen unabhängig von 

der Durchführung als Betriebskosten anfallen. Sie werden den Weiterbildungskosten lediglich 

zugerechnet. Dennoch ist es wichtig zu beachten, dass sie (im Wesentlichen Personalkosten und 

auch Abschreibungen) den Charakter von Weiterbildungskosten haben, selbst wenn sie ohne 

Weiterbildungsveranstaltungen in gleicher Höhe anfielen. 

Tab. 1: Kostenarten im Überblick (Reglin 1995, 25)

Direkte Kosten

Direkte Personalkosten Direkte Sachkosten

u  �Dozenten- und Beraterhonorare der in-
ternen und /oder externen Dozenten und 
Berater für Bedarfserhebung, Konzepter-
stellung, Unterricht, Nachbereitung

u  �Löhne und Gehälter innerbetrieblicher 
Lehrkräfte, deren Tätigkeit nicht durch 
Honorar entgolten wird

u  �Personalzusatzkosten (z.B. Lohnnebenkos-
ten, Urlaub, Krankheit, betriebliche Alters-
versorgung für Lehrkräfte)

u  �Teilnehmerlöhne und -gehälter (evtl. incl. 
Überstundenzuschlag), zzgl. Personalzu-
satzkosten), falls die Weiterbildung außer-
halb der regulären Arbeitszeiten stattfindet

u  �Kosten für Lehr- und Lernmittel (Unter-
richtsmaterialien, Seminarunterlagen)

u  �Gerätetransport und -miete

u  �Reisekosten (für Trainer und Teilnehmer)

u  �Unterkunft und Verpflegung (für Trainer 
und Teilnehmer)

u  �Raumkosten

u  �Anteilige Sachkosten der Personal- und 
Bildungsabteilung

Indirekte Kosten

Indirekte Personalkosten Indirekte Sachkosten

u  �Personalkosten der Weiterbildungsteilneh-
mer für die Dauer der Maßnahme sofern 
diese in die reguläre Arbeitszeit fällt

u  �Personalzusatzkosten der Weiterbildungs-
teilnehmer

u  �Abschreibungskosten für Räume; anteilig 
berechnet

u  �Abschreibungskosten für Geräte und Ma-
schinen; anteilig berechnet

Nutzen

Der Nutzen lässt sich nicht immer eindeutig durch Zahlen belegen. Es gibt sogenannte weiche 

Faktoren, die für ein Unternehmen sogar von großem Nutzen sein können, sich aber außerhalb 

der Grenzen des betriebswirtschaftlichen Kalküls befinden, wie die Verbesserung der zwischen-

menschlichen Atmosphäre im Betrieb. Der Nutzen ist als ökonomische Größe nicht exakt bere-

chenbar, aber trotz dieser grundsätzlichen Schwierigkeit sollte im Weiterbildungsbereich nicht 

auf die Darlegung des Weiterbildungserfolgs in wirtschaftlichen Dimensionen verzichtet werden. 

Eine gute Grundlage verschiedener Arten des Nutzens von Weiterbildungsmaßnahmen darzu-

stellen, ist der Ansatz von Kirkpatrick. Nach Kirkpatrick (1989) wird der Erfolg und damit der 

„Nutzen“ einer Weiterbildungsmaßnahme anhand der Ebenen „Reaction“ (Zufriedenheitserfolg), 

„Learning“ (Lernerfolg), „Behavior“ (Transfererfolg) und „Attractiveness“ (Geschäftserfolg) sach-

gerecht beurteilt (siehe dazu Abbildung 2). 

Stichwörter
Weiterbildung

Wirtschaftlichkeit

Investition

Kosten

Nutzen
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Der Nutzen ist als ökono-
mische Größe nicht exakt 
berechenbar, aber trotz 
dieser grundsätzlichen 
Schwierigkeit sollte im 
Weiterbildungsbereich 
nicht auf die Darlegung 
des Weiterbildungserfolgs 
in wirtschaftlichen Dimen-
sionen verzichtet werden. 

” Kosten und Nutzenbetrachtung: Eine Beispielrechnung
Beschreibung der Weiterbildungsmaßnahme: Bei den Weiterbildungsmaßnahmen handelt es 

sich um eine Kompetenzschulung, die an technische Servicemitarbeiter gerichtet ist, die im 

Außendienst arbeiten und Maschinen für den Kunden vor Ort reparieren. Sie hat zum Ziel, die 

Mitarbeiter zu befähigen, dass sie Maschinenfehler schneller beheben können, und somit ihre 

Einsatzdauer reduziert wird. Bei den Fehlern handelt es sich beispielhaft um die Fehlerarten 1, 

2, 3 und 4.

Zu berücksichtigen ist zudem:

u  �Der innerbetriebliche Dozent bereitet das Seminar 5 Tage vor und hält es 3 Tage lang, folglich 

ist er 8/20 der Monatsarbeitszeit mit dem Kompetenzbildungsseminar beschäftigt.

u  �Analoge Berechnung für Sekretärin und Sachbearbeiter, die das Seminar vorbereiten.

u  �Der Personalkostenfaktor beträgt 1,4 für alle Arbeitnehmer. 

u  �Die prozentuale Dauer des Seminars errechnet sich als Quotient der Dauer des Seminars (3 

Tage) zur Gesamtdauer aller Maßnahmen im Jahr (156 Tage).

u  �Die Abschreibung beträgt für Software 5 Jahre und für Computer 3 Jahre.

Aufbauzeitraum: Die Kompetenzschulung muss speziell entwickelt werden. Neben dem Lehr-

konzept und den Lehrmaterialien wird ein Video und die Fehlerprogrammierung entwickelt und 

konzipiert. Mit dem Lehrkonzept, dem Video und der Fehlerprogrammierung ist jeweils eine Per-

son 3 Monate beschäftigt.

Die Schulung selbst hat eine Lebensdauer von circa 5 Jahren. Innerhalb dieser 5 Jahre muss 

die Schulung an aktuelle Entwicklungen zwar angepasst, jedoch nicht grundlegend überarbeitet 

werden. Mit der Konzeption und Anbahnung des Seminars ist eine Sekretärin 3 Tage im Jahr 

beschäftigt (3.000 Euro/Monat).

Durchführungszeitraum: Eine dreitätige Kompetenzschulung wird während der Arbeitszeit 

durchgeführt. Insgesamt nehmen an der Schulung 16 Mitarbeiter teil (durchschnittliche Perso-

nalkosten: 5.000 Euro, Personalkostenfaktor 1,4). Ein innerbetrieblicher Dozent führt das Semi-

nar durch (monatliches Einkommen 3.500 Euro, Personalkostenfaktor 1,4). Er braucht zur Vorbe-

reitung des Seminars circa 5 Tage. Für die Durchführung des Seminars müssen acht Maschinen 

aufgestellt und vorbereitet werden. Die Maschinen sind gemietet und stehen für Schulungs-

zwecke ein Jahr zur Verfügung (der Produktlebenszyklus der Maschinen beträgt 1 Jahr). Der 

Mietpreis pro Maschine liegt bei 1.500 Euro 

und wird zudem für weitere Schulungen ge-

nutzt (Nutzung insgesamt 30 Tage). Auf- und 

Abbau der Maschine ist im Mietpreis enthal-

ten. Für das Seminar wird ein Skript zusam-

mengestellt, wofür 5 Euro pro Stück anfallen. 

Zum Seminar wurde eine Simulationssoftware 

dazu gekauft (Kostenpunkt 120.000 Euro, ab-

geschrieben auf 5 Jahre.)

Das Seminar findet in einem Schulungsraum 

statt (45 m², vor einem Jahr eingerichtet) der 

mit 16 Computern (1.900 Euro auf drei Jahre 

abgeschrieben) ausgestattet ist und 300 Euro/

Monat Miete kostet (mit einem Nebenkos-

Abb. 2: Vierstufiges Modell zur Erfolgsmessung  
nach Kirkpatrick (1989, 42)
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tenfaktor von 20 Prozent). Die restlichen Einrichtungsgegenstände sind bereits abgeschrieben. 

Die Gesamtreinigungskosten aller Schulungsräume (120 m² im Jahr) betragen 1.050 Euro. Mit 

der Planung und Koordination des Seminars ist eine Sekretärin 3 Tage (Einkommen 3.000 Euro/

Monat) und ein Sachbearbeiter (Einkommen 3.000 Euro/Monat) 4 Tage beschäftigt. Die Perso-

nalentwicklungsabteilung führt jährlich an 156 Tagen Kompetenzschulungen durch. Die Schu-

lung selbst wird viermal im Jahr durchgeführt und ist auf 5 Jahre insgesamt ausgelegt, sodass 

die Kosten im Entstehungszeitraum auf alle Schulungskurse gleich verteilt werden.

Tab. 2: Berechnung der Kosten

Kostenanalyse: Seminarkosten = 30.637 Euro pro Kompetenzseminar. Die Maßnahmenkosten 

pro Fortzubildendem und Maßnahmentag beträgt dann 1.909 Euro. 

Nutzenanalyse: Auf Grundlage des Modells von Kirkpatrick lässt sich für die Schulung folgen-

der Nutzen ableiten: 

Ebene 1 „Reaction“: Die Zufriedenheit der Teilnehmer unmittelbar nach dem Training wird mit 

einem Fragebogen überprüft. Der Fragebogen beinhaltet verschiedene Bereiche. Die Teilnehmer 

des Kompetenzweiterbildungsseminars waren insgesamt zufrieden. Aus diesem Ergebnis lassen 

sich jedoch noch keine Rückschlüsse auf den Lernerfolg zurückführen.

Ebene 2 „Learning“: Vor und nach der Schulung wurde die Fehlerbehebungszeit überprüft. Ta-

belle 3 zeigt die Ergebnisse der Tests und die prozentuale Verbesserung und damit den gemes-

senen Lernerfolg.

Das Verbundprojekt EPO-KAD und das zugehörige 
Vorhaben von IPRI mit der Kennung 02L12A044 
wurden durch das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) im Förderschwerpunkt 
„Betriebliches Kompetenzmanagement im demo-
grafischen Wandel“ gefördert und vom Projektträ-
ger Karlsruhe – PTKA – am Karlsruher Institut für 
Technologie (KIT) betreut.
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Tab. 3: Lernerfolg der Schulung

Fehlerart Bearbeitungszeit Prozentuale Änderung/ 
Verbesserung

vor der Schulung nach der Schulung

Fehler 1 15 h 12 h 20 %

Fehler 2 10,2 h 6,6 h 33 %

Fehler 3 34 h 18,7 h 45 %

Fehler 4 6,5 h 3,25 h 50 %

Ebene 3 „Behaviour“: Ob sich das Arbeitsverhalten nach dem Training verändert hat, kann erst 

nach einer gewissen Zeit gemessen werden, da Verhaltensänderungen nicht sofort eintreten. Su-

pervision im Team und regelmäßige Mitarbeitergespräche sind geeignete Methoden, mit denen 

Führungskräfte feststellen können, inwieweit Trainingsinhalte erfolgreich umgesetzt werden. 

Denkbar wäre, dass die Analysemethoden auch bei anderen Fehlerarten angewandt werden.

Ebene 4 „Results“: Diese Ebene soll zeigen, wie das Training sich auf den Geschäftserfolg aus-

wirkt. Der monetäre Nutzen wird auf Grundlage der Fehlerbearbeitungszeit (Ebene 2) gewonnen. 

Zur Berechnung des Nutzens sind folgende Angaben erforderlich:

u  �Der Servicetechniker bearbeitet 126 Aufträge im Jahr, davon treten die Fehler 1, 2, 3 und 4 in 

etwa 41 Prozent aller Fälle mit gleichbleibender Wahrscheinlichkeit auf.

u  �Bei dem Einsatz des Servicetechnikers entstehen interne Kosten von 120 Euro/Stunde.

Tab. 4: Kostenersparnis

Fehlerart Einsätze Interne Kosten Kostenersparnis

Vor der Schulung Nach der Schulung

Fehler 1 13 15 h * 120 € * 13 = 
23.400 €

12 h * 120 € * 13 = 
18.720 €

4.680 €

Fehler 2 13 10,2 h * 120 € * 13 
= 15.912 €

6,6 h * 120 € * 13 = 
10.296 €

5.616 €

Fehler 3 13 34 h * 120 € * 13 = 
53.040 €

18,7 h * 120 € * 13 = 
29.172 €

23.868 €

Fehler 4 13 6,5 h * 120 € * 13 = 
10.140 €

3,25 h * 120 € * 13 = 
5.070 €

5.070 €

Summe 52 10.2492 € 63.258 € 39.234 €

Insgesamt wird durch die schnellere Fehlerbearbeitung eine Kosteneinsparung von 39.234 Euro 

pro Servicemitarbeiter im Jahr erreicht und übersteigt damit die Investition von 1.909 Euro pro 

Schulenden.

Fazit
Das Beispiel zeigt eine Möglichkeit, wie Unternehmen die Wirtschaftlichkeit von Weiterbildungs-

maßnahmen berechnen können. Wirtschaftlichkeitsanalyse ist wichtig, um Investitionen in die 

Weiterbildung der Mitarbeiter zu rechtfertigen, die in Zeiten des demografischen Wandels immer 

wichtiger werden.
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Das Spannungsfeld zwischen Wandel und 
Stabilität stellt eine erfolgskritische He-
rausforderung für das Management von 
Veränderungen im Allgemeinen und für 
das Change Management und Innovati-
onsmanagement im Speziellen dar. Grund-
sätzlich werden alle Management-Sparten 
mit einer Vielzahl von Zielkonflikten, Ge-
gensätzen, Widersprüchlichkeiten, Unver-
träglichkeiten, Spannungsfeldern, Dilem-
mata und Paradoxien konfrontiert. In die-
sem Cluster besitzt das Dilemma „Wandel 
und/oder Stabilität“ – ähnlich wie der Ziel-
konflikt zwischen Effektivität und Effizienz 
oder das Spannungsfeld zwischen Ver-
trauen und Kontrolle – vor allem aufgrund 
seiner Allgegenwart eine extrem hohe Re-
levanz für alle Management-Aktivitäten. 

Einerseits findet sich im Mainstream eine 

Vielzahl von Plädoyers für Dynamik, Wandlungsfähigkeit, Transformation, Flexibilität, Adaptivität, 

Fluidität, Innovativität, permanenten Wandel, Perpetual Beta, disruptive Innovationen, Blue Oce-

ans und Change Readiness, aktuell etwa Digital Readiness (Ross et al. 2008). Andererseits wer-

den Zielsetzungen wie Stabilität, Nachhaltigkeit, Beständigkeit, Berechenbarkeit, Identität (zum 

Beispiel Corporate DNA und Einzigartigkeit), Sicherheit, Standardisierung und Routine (etwa zur 

Erzielung von Lernkurveneffekten) sowie kontinuierliche Prozesse der graduellen Verbesserung 

propagiert.

Charakteristika des Dilemmas
Wer sich seriös mit der Relevanz dieses Dilemmas beschäftigen will, sollte beachten, dass ge-

nerische Begrifflichkeiten wie „Stabilität“ und „Wandel“ mit einer Fülle von Mehrdeutigkeiten 

einhergehen. Folglich gibt es auch mehrere Interpretationsformen des Dilemmas, wie die fol-

genden Gegenüberstellungen verdeutlichen:

u  �Unberechenbare Diskontinuität versus berechenbare Kontinuität 

u  �Kurzlebigkeit versus Langlebigkeit

u  �Stresssteigerung versus Stressvermeidung

u  �Lernen als Experimentieren versus Lernen als Perfektionieren

u  �Fluidität versus Identität

Michael Reiss 

Wandel und/oder Stabilität?   

Neue Lösungsansätze für ein fundamentales Management-Dilemma

Nicht die anscheinend entgegengesetzten Richtungen 
von Wandel und Stabilität, sondern ihre Kontaktstellen 
sollen im Mittelpunkt aller Management-Bereiche stehen.

Foto: Uschi Dreiucker/pixelio



wissenschaftsmanagement 1 • januar/februar • 2017

	 Veränderungsmanagement	 management	 51

Aus dieser Vielfalt von Interpretationsansätzen resultieren auch Überschneidungen mit ähnlich 

gelagerten Spannungsfeldern. Dies trifft zu auf Exploration versus Exploitation (Ambidextrie), 

organisches versus mechanistisches Funktionieren von Unternehmen, Ordnung versus Chaos 

(zum Beispiel reglementierte versus agile Software-Entwicklung) sowie Innovation versus Tradi-

tion. Dabei fällt die Beurteilung der Inflation solcher Ansätze ambivalent aus: Zum einen erzeugt 

diese Redundanz einen undurchsichtigen Dschungel von Dilemmata. Zum anderen eröffnet sich 

die Chance des (wechselseitigen) Know-how-Transfers, etwa von unterschiedlichen Architektur-

Modellen aus der Ambidextrie-Forschung.

Differenzierte Spezifikation des Dilemmas
Alle Versuche einer Präzisierung beginnen damit, Wandel und Stabilität nicht als überschneidungs-

freie Gegensätze, sondern als eine künstliche Dichotomisierung eines Kontinuums zu modellieren. 

Dann steht Wandel für mehr Veränderung (zum Beispiel Upgrades) und Stabilität für weniger Ver-

änderung (zum Beispiel Updates). Folglich korrespondiert Stabilität mit kontinuierlich-inkrementeller 

Veränderung (zum Beispiel Lernkurven), während Wandel eine tiefgreifend-diskontinuierliche Verän-

derung (Disruption, Business Transformation et cetera) bezeichnet. Allerdings gelingt eine präzisere 

Modellierung nur dann, wenn man die Veränderungsintensität nicht auf einer einzigen Skala, sondern 

auf einem dreidimensionalen Kontinuum aus Breite, Tiefe und Geschwindigkeit erfasst: Die Breite als 

Anzahl und Kaliber der Bausteine und Baustellen, bei denen Veränderungen stattfinden, die Tiefe als 

Diskrepanz zwischen Status quo und angestrebter Veränderung und die Geschwindigkeit als Verän-

derungsrate pro Zeiteinheit. Jede Revolution, etwa die industriellen Revolutionen 1.0 bis 4.0, zeichnet 

sich demgemäß durch eine extrem ausgeprägte Breite, Tiefe und Geschwindigkeit aus. 

Stellenwert des Dilemmas
Die Relevanz des Spannungsfelds resultiert aus der Tatsache, dass dessen unzureichende Be-

herrschung eine Erfolgsbarriere oder gar einen Misserfolgsfaktor für die Aktivitäten von Change 

Managern und Innovationsmanagern darstellt: Das Dilemma provoziert eine Orientierungslo-

sigkeit. Daraus resultierende suboptimale Kombinationen von Wandel und Stabilität bilden eine 

Ursache von Widerstand und einen plausiblen Erklärungsansatz für die hohen Misserfolgsraten 

von Change-Vorhaben und für Innovationsflops.

Lösungsansätze: Stand der Kunst
Eine Analyse der Stärken und Schwächen vorhandener Ansätze verdeutlicht, dass hier eher 

„schwache Stärken“ und „starke Schwächen“ vorliegen. Innerhalb einer Stärkenanalyse wird 

erkennbar, dass es eine Reihe punktueller Ansätze zur Ausbalancierung von Wandel und Sta-

bilität gibt (Klarner/Raisch 2013). Hierzu zählen etwa Kompromisse wie Flexicurity (flexible und 

sichere Arbeitsverhältnisse) sowie change-spezifische Ansätze wie das durchbrochene Gleich-

gewicht (punctuated equilibrium) oder der geschichtete Wandel (Sedimented Change). Die 

Schwächen-Analyse deckt zwei besonders schwerwiegende Schwachstellen auf.

Unklare Verbundbeziehungen: Keine Einigkeit besteht darüber, ob zwischen den beiden Zielen 

ein Ergänzungs- oder ein Ersetzungsverbund vorliegt (Farjoun 2010). Für einen Ergänzungsver-

bund (Duality) spricht zunächst, dass mehrere Mechanismen wie beispielsweise das Lernen aus 

Fehlern sowohl für Stabilität als auch für tiefgreifende Veränderung sorgen können. Ähnlich sig- 

nalisiert die Verfestigung von neuen Einstellungen („Freezing“), dass Stabilität einen Wandel un-

terstützt. Demgegenüber implizieren die begrifflichen Gegensätze (Wandel und Stabilität verhal-

ten sich zueinander wie These und Antithese), dass auf dem Wandel-Stabilität-Kontinuum ein 

Ersetzungsverbund (Dualism) besteht.

Prof. Dr. Michael Reiss hat 
den Lehrstuhl für Organi-
sation der Universität 
Stuttgart inne. 

Foto: Privat

Alle Versuche einer Präzi-
sierung beginnen damit, 
Wandel und Stabilität 
nicht als überschnei-
dungsfreie Gegensätze, 
sondern als eine künstli-
che Dichotomisierung 
eines Kontinuums zu mo-
dellieren. 

”



wissenschaftsmanagement 1 • januar/februar • 2017

52	 management	 Veränderungsmanagement

Unzureichender Detaillierungsgrad: Gemeinhin ist im Zusammenhang mit Veränderungsprozes-

sen wie zum Beispiel der Servitization (Dienstleistungsorientierung der Industrie), Globalisierung, 

Energiewende oder digitalen Revolution von „dem“ Wandel die Rede. Tatsächlich unterliegen je-

doch Gebilde wie Branchen, Unternehmen, Teams oder Menschen nicht als Ganzes einer Verän-

derung. Vielmehr bezieht sich Wandel oder Stabilität immer dann auf Segmente, wenn eine Seg-

mentierungs- oder Modularisierungsfähigkeit gegeben ist: Einige dieser Segmente wandeln sich, 

andere bleiben stabil. Versteht man Change Management als Koordination von Konzept und Kon-

text, eröffnen sich zwei Optionen für eine Segmentierung: Segmentierung eines Gesamtkonzepts 

in Domänen (zum Beispiel modulare ERP-Software oder Gleichteile) einerseits und des gesamten 

Kontexts in mehrere Areale (etwa Pilotbereiche) andererseits. 

Wandel und Stabilität als Hybridkonzept
Ein vielversprechender Ansatz mit signifikant besserer Orientierungsleistung ist die Interpretati-

on und Gestaltung des Wandel-Stabilität-Dilemmas als Hybridkonzept (Reiss 2013). Hybride sind 

nicht nur aus dem Alltag bekannt, etwa Hybridantriebe oder soziale Marktwirtschaft. Auch im 

Management wird verstärkt mit Hybridkonzepten gearbeitet, etwa Imovation (Imitation & Inno-

vation), Infotainment (Information & Entertainment), Mixed Reality, Ambidextrie oder bimodale IT. 

Der Hybridansatz deckt nicht nur alle Orientierungshilfen aus den vorliegenden Lösungsansät-

zen ab, sondern erfasst darüber hinaus das komplette Gesamtspektrum von Mischungsstruktu-

ren. Die Optimierung von Hybridkonzepten erfolgt dabei über das Diversitätsmanagement (Opti-

mierung des Kontrasts zwischen Wandel und Stabilität) sowie über das Kopplungsmanagement 

(optimale Kombinationsformen). 

Diversitätsmanagement
Hier geht es in der Regel um die Angleichung (Assimilation) der beiden Hybridkomponenten hin-

sichtlich Breite, Tiefe und Geschwindigkeit, um dadurch den Zielkonflikt zu entschärfen. Die Dis-

similation (Polarisierung) bildet die Ausnahme, etwa im Fall des Unfreezing von Gewohnheiten. 

Zur Angleichung der Breite wird die Segmentierung von Kontext und Konzept genutzt: So blei-

ben etwa in einer auf Mass Customization beruhenden Veränderungsstrategie die Komponenten 

eines Fusionsvorhabens (Brautschau, Aktientausch, Synergie-Analyse et cetera) stabil, nur deren 

Konfiguration wird fallspezifisch modifiziert. Analog bleiben einige Areale des Kontexts (zum Bei-

spiel Tochtergesellschaften) unverändert. Die Angleichung der Geschwindigkeit basiert auf einer 

Entschleunigung. Dies gelingt nicht nur durch geringere Veränderungsrate pro Zeiteinheit, zum 

Beispiel durch Puffer oder Mindestlaufzeiten von Verträgen. Etwas eleganter erzielt man eine 

Entschleunigung, wenn man auf das Time Pacing von Veränderungen (rhythmisiertes Timing, 

Klarner/Raisch 2013) übergeht. Im Gegensatz zum Event-Pacing (Reaktion auf externe Verände-

rungen wie etwa den Brexit) sorgt das Time Pacing für mehr Prognostizierbarkeit.

Kopplungsmanagement
Die Kopplungsformen werden auf drei Konkretisierungsebenen des Kopplungsmanagements fixiert: 

durch abstrakte Prinzipien, qualitative Muster und quantitative Proportionen der Kopplung (Reiss 2013). 

Kopplungsprinzipien: Der Hybridansatz lässt auf dieser Ebene neben dem Ersetzungsverbund 

(Entweder-oder-Kopplung) auch einen Ergänzungsverbund (Sowohl-als-auch-Kopplung) zu und 

trägt auf diesem Weg der faktisch bestehenden Ambiguität der Verbundbeziehungen Rechnung. 

Der Ergänzungsverbund äußert sich beispielsweise in produktiven Umwegen, etwa der Erholung 

als Voraussetzung für innovative Leistungen nach dem Vorbild des Intervalltrainings. Demgegen-

über folgt der Ersetzungsverbund etwa dem Leitbild der schöpferischen Zerstörung.
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Kopplungsmuster: Bei einer Paket-Kopplung spielen sich Stabilität und Wandel simultan in ein 

und demselben Terrain ab. Dabei liegt ein Ergänzungsverbund zugrunde: So kann das Lernen 

durch Tun zu inkrementellen Übungseffekten, aber auch zu einem radikalen Kurswechsel füh-

ren. Im Fall der Ebenen-Kopplung bleiben in einem Mehrebenen-System die oberen Hierarchie-

Ebenen stabil, während sich der Wandel auf den unteren Ebenen vollzieht. Eine solche Überein-

ander-Kombination charakterisiert das Ergänzungsverhältnis von stabilen Infrastrukturen (etwa 

Betriebssysteme) und variabler Nutzung (zum Beispiel durch unterschiedliche Anwendungssoft-

wares). Auch die Episoden-Kopplung basiert auf einem Ergänzungsverbund: Dieses temporale 

Nacheinander-Muster kombiniert sequenziell Phasen der kontinuierlichen und der diskontinu-

ierlichen Veränderung. Anregungen hierfür liefert der Punctuated-Equilibrium-Ansatz, also die 

Abfolge von marginalen und radikalen Veränderungen. Beim Refreezing von Einstellungen erfolgt 

beispielsweise erst eine Veränderung und dann eine Stabilisierung. Bei der Sektoren-Kopplung 

werden Wandel und Stabilität auf unterschiedliche Sektoren des Konzepts beziehungsweise des 

Kontexts verteilt. Mit anderen Worten bleiben zum einen einige Domänen des Konzepts relativ 

stabil, andere werden durch neue Komponenten ersetzt. Dieses Muster kommt beispielsweise 

bei der Software-Implementierung nach dem Vorgehensmodell der Migration zur Anwendung. 

Zum anderen bleiben spiegelbildlich einige Areale des Kontexts unverändert, andere werden an 

das neue Konzept (beziehungsweise dessen Komponenten) angepasst. Grundsätzlich gehorcht 

die Verteilung von stabilen und neuen Komponenten dem Prinzip der Stimmigkeit: Demgemäß 

sind lernfähige und wenig verkrustete Kontextsektoren – beispielsweise „grüne Wiesen“ in 

Gestalt von Ausgründungen – eher für Wandel geeignet, während zu den sogenannten Brown-

fields-Arealen eher stabile Lösungen passen. Folglich vollzieht sich der Unternehmenswandel in 

unterschiedlichen Geschwindigkeiten. Die Subsidiär-Kopplung beruht auf dem Ersetzungsprin-

zip: Den Regelfall bildet meist die kontinuierliche Veränderung („Flow“), die diskontinuierliche 

Veränderung („Jump“) stellt den Ausnahmefall dar. Hierher gehört auch die Schichtenkopplung: 

Mitarbeiter erfüllen ihren Job (Routinetätigkeit) in der Linie, neuartige Sonderaufgaben werden 

in den überlagernden Projektteams erledigt. Schließlich kombiniert die Menü-Kopplung ad hoc 

Stabilität und Wandel, etwa je nach der aktuellen Risikoeinstellung (Risiko-Aversion und Risi-

kofreudigkeit). 

Kopplungsproportionen: Innerhalb der skizzierten qualitativen Architekturen legen die Kopp-

lungsproportionen das quantitative Gewicht von Wandel respektive von Stabilität fest, etwa das 

Verhältnis von alten zu neuen Segmenten. Trends wie die Projectification (Verlagerung von Ak-

tivitäten aus dem Liniengeschäft in die Projektarbeit) führen beispielsweise im Rahmen einer 

Schichtenkopplung zu modifizierten Proportionen. Im Rahmen der Episoden-Kopplung klären 

Investitionsmodelle, etwa die Kalkulation von Amortisationszeiten, welche Mindestbetriebs- oder 

Vermarktungszeit erforderlich ist, damit sich eine Veränderung rechnet.

Fazit

Bei Wandel und Stabilität handelt es sich nicht um antithetische Gegensätze. Besser als mit den 

existierenden Ansätzen gelingt es mit Hilfe des Hybridansatzes, das Zusammenspiel von Wandel 

und Stabilität differenziert nach Prinzipien, Mustern und Proportionen zu optimieren. Trotz dieser 

Stärken muss noch umfangreich in den Hybridansatz investiert werden. Dies betrifft etwa einen 

Bewertungsansatz für die Kopplungsformen: Er sollte im Idealfall die Stärken und Schwächen 

von Stabilität und von Wandel im Hinblick auf deren Wirkung auf übergeordnete Ziele (etwa Agi-

lität) erfassen.
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Sigrun Nickel 

Berufsbegleitendes Studium 

Mehr Transparenz durch klarere Begrifflichkeiten und Abgrenzungen 

Die Verknüpfung von Beruf und Studium ist ein Thema mit wachsender Bedeutung im Hoch-
schulbereich. Dabei liegt der Fokus nicht nur auf der Etablierung von berufsbegleitenden und 
dualen Studiengängen, sondern auch auf der Schaffung von Teilzeit- und wissenschaftlichen 
Weiterbildungsangeboten. Doch in der Praxis vermischen sich diese Formen häufig, es fehlen 
nachvollziehbare Abgrenzungen. Für Interessenten erschwert diese Situation die Orientie-
rung. Nicht zuletzt deshalb besteht Handlungsbedarf.

Ein eindrückliches Beispiel für die vorherrschende begriffliche Unschärfe sind die Statistiken im 

nationalen Bildungsbericht (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016), welche auf Daten 

des Hochschulkompass der Hochschulrektorenkonferenz basieren. Die dort vorgenommene Dif-

ferenzierung zwischen dualem Studium, ausbildungs- und praxisintegrierendem Studium, Fern-

studium, berufsbegleitendem Studium sowie Vollzeit- und Teilzeitstudium resultiert rein aus den 

von den Hochschulen vorgenommenen Selbstzuschreibungen. Es erfolgt keine Qualitätssicherung 

durch eine neutrale Instanz. Infolgedessen werden Studienangebote oft mehrfach zugeordnet. Von 

manchen Anbietern wird diese Polyvalenz auch gar nicht als Nachteil, sondern eher als Vorteil 

gesehen. Die Bezeichnung eines Angebots zum Beispiel als „duales, weiterbildendes Teilzeitstudi-

um“ spricht mehr Zielgruppen an, als dies eine Fokussierung auf eines der drei genannten Merk-

male tun würde und steigert dadurch möglicherweise die Nachfrage. Umgekehrt kann eine solch 

multiple Charakterisierung Interessierten die Orientierung erschweren – um was genau handelt es 

sich denn nun? Auch mit Blick auf die Qualitätssicherung ist dieses Vorgehen problematisch. Der 

inhaltliche und didaktische Kern verschwimmt und die Beurteilungsstandards sind nicht klar. 

Oft wird das berufsbegleitende Studium nicht nur mit dem dualen Studium, definiert als ausbil-

dungs- oder praxisintegrierendes Bachelor- oder berufsintegrierendes Masterstudium (Meyer-

Guckel et al. 2015, 6-13), sondern auch mit einem Teilzeitstudium oder einer postgradualen 

wissenschaftlichen Weiterbildung gleichgesetzt, was bei genauerem Hinsehen jedoch nur ein-

geschränkt zutreffend ist. 

So bezeichnet der Begriff „Teilzeitstudium“ lediglich eine zeitliche Ausweitung der zur Verfügung 

stehenden Studienzeit bei gleichzeitiger Reduzierung des Studieraufwands (Workload, ECTS-

Punkte). Im besten Fall handelt es sich bei dieser Studienform um ein regulär im Portfolio einer 

Hochschule verankertes Angebot. Es gibt aber auch ein informelles Teilzeitstudium, das heißt als 

Vollzeitstudierende eingeschriebene Personen studieren de facto mit reduziertem Einsatz und 

nehmen dafür gegebenenfalls auch Nachteile in Kauf. In jedem Fall ist ein Teilzeitstudium formal 

nicht an eine Berufstätigkeit gekoppelt und hält auch keine spezifischen didaktischen Konzepte 

und Studienstrukturen bereit, die auf die Bedürfnisse berufstätiger Studierender eingehen, wie 

zum Beispiel Seminare am Abend und am Wochenende, einen hohen Anteil von Online-Lern-

möglichkeiten oder besondere Betreuungsangebote. Berufsbegleitende Studiengänge dagegen 

sind explizit darauf zugeschnitten, akademische Qualifikationen parallel zu einer Erwerbsarbeit 

zu vermitteln. Anders als im dualen Studium besteht allerdings nicht der Anspruch, Arbeitsplatz 

und Hochschulstudium organisatorisch und curricular eng miteinander zu verzahnen: „Mitunter 

sind die Arbeitgeber nicht einmal über das Studium ihrer Auszubildenden beziehungsweise An-

Die Verknüpfung von Studium und Beruf ist ein immer 
wichtiger werdendes Thema im Hochschulbereich.
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gestellten informiert“ (Wissenschaftsrat 2013, 8). Weiterhin müssen berufsbegleitend Studieren-

de auch nicht unbedingt über einschlägige Berufserfahrungen in der Fachrichtung verfügen, in 

der ihr nebenberufliches Studium angesiedelt ist. Beispielweise könnte ein Ingenieur nebenbei 

Philosophie studieren, sofern er das möchte, ein entsprechendes Angebot besteht und er die 

Zulassungskriterien erfüllt.

Auch zwischen dem berufsbegleitenden Studium und der wissenschaftlichen Weiterbildung las-

sen sich systematische Unterschiede finden. Grundlegend wird Weiterbildung definiert als „Fort-

setzung oder Wiederaufnahme organisierten Lernens nach Abschluss einer unterschiedlich aus-

gedehnten Ausbildungsphase“ (Deutscher Bildungsrat 1970, 197). Eine Spezifizierung für den 

wissenschaftlichen Bereich hat die Kultusministerkonferenz (KMK 2001) vorgenommen. Danach 

muss die wissenschaftliche Weiterbildung dem fachlichen und didaktischen Niveau der Hochschu-

le entsprechen. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang die Aussage, dass die Teilnahme 

an einer Veranstaltung in diesem Segment nicht notwendigerweise einen Hochschulabschluss 

voraussetzt. Daraus lässt sich der Schluss ziehen, dass „wissenschaftliche Weiterbildung nicht 

nur von Hochschulen, sondern grundsätzlich auch von anderen Einrichtungen angeboten werden 

kann; sie muss nur dem Niveau von Hochschulen entsprechen“ (Kamm et al. 2016, 137-138).

Innerhalb der Hochschulorganisation nimmt die wissenschaftliche Weiterbildung eine Sonder-

rolle ein. Häufig ist sie in einem eigenen Institut innerhalb oder außerhalb von Hochschulen ver-

ankert, sie ist markt- und wettbewerbsförmig organisiert und offeriert daher überwiegend kos-

tenpflichtige Angebote. Ihre Angebotspalette ist relativ breit gefächert und besteht nicht nur aus 

Studiengängen, sondern umfasst auch punktuelle Kurse und kürzere Qualifizierungsprogramme, 

die mit einem Zertifikat abschließen. Berufsbegleitende Studienangebote können, sofern sie im 

Weiterbildungsbereich angesiedelt sind, ein Element wissenschaftlicher Weiterbildung sein. 

Drei Typen von berufsbegleitenden Studiengängen lassen sich in der Praxis unterscheiden (Völk/

Netz 2012): 

u	 Fernstudiengänge: Diese erfordern die Anwesenheit der Studierenden nur bei Auftaktveran-

staltungen und Prüfungsterminen. Ansonsten finden Lehre und Studium wie oben beschrie-

ben weitgehend online außerhalb der Hochschule statt. 26 Prozent der berufsbegleitenden 

Studiengänge sind in dieser Weise organisiert.

u	 Präsenzstudiengänge: Diese können zwar Online-Lernphasen enthalten, finden aber überwie-

gend an der Hochschule statt und setzen daher eine regelmäßige Anwesenheit voraus. 58 

Prozent der berufsbegleitenden Studiengänge folgen diesem Muster.

u	 Mischformen: Diese sind nach dem oben beschriebenen Prinzip des Blended Learning aufge-

baut, das heißt Präsenz- und Online-Phasen greifen während des Studiums ineinander. Der An-

teil der berufsbegleitenden Studiengänge, welche dieses Verfahren nutzen, beträgt 16 Prozent.

Lange beschränkte sich das berufsbegleitende Studium auf den postgradualen (Weiterbildungs-)

Bereich, das heißt auf die Phase nach Erwerb eines ersten Hochschulabschlusses. Noch immer 

erwähnen die Strukturvorgaben der Kultusministerkonferenz im Kontext des berufsbegleitenden 

Studiums nur weiterbildende Masterstudiengänge, welche „die beruflichen Erfahrungen be-

rücksichtigen und an diese anknüpfen“ (KMK 2010, 5). Dennoch haben sich inzwischen auch 

berufsbegleitende Bachelorstudiengänge etabliert, und zwar nicht nur im Weiterbildungssektor, 

sondern auch im grundständigen Bereich. Somit etabliert sich diese Studienform immer tief-

gehender im deutschen Hochschulsystem, wenn auch die Zahl der zur Verfügung stehenden 

Studienplätze relativ gering ist.
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Mirjam Müller 

Karriere nach der Wissenschaft 

Alternative Berufswege für Promovierte 

Noch nie wurden in Deutschland so viele Nachwuchswissenschaftler ausgebildet wie 
aktuell. Die Zahl der frei werdenden Stellen für Professoren an Universitäten ist jedoch 
klein. Nur ein Bruchteil der Promovierten hat die Chance auf eine Professur. Höchste Zeit, 
über alternative Berufswege nachzudenken. Das neueste Buch von Mirjam Müller zeigt, 
wie das gehen kann. 

Den wissenschaftlichen Nachwuchs auszubilden, Talente zu fördern und zu hochkarätigen Wis-

senschaftlern zu entwickeln, das gilt vielen Professoren als ein besonders erfüllender Teil ihrer 

Profession. Gleichwohl gilt: Von den vielen Promovierten, die in den letzten Jahren aus den Uni-

versitäten hervorgegangen sind, wird nur jeder Zehnte tatsächlich Professor an einer Universität 

werden können. Daran wird sich in absehbarer Zeit nichts ändern.

Diese Zahl zeigt, dass das Nachdenken über alternative Karrierewege für Nachwuchswissen-

schaftler selbstverständlich sein sollte. Es ist der Beweis für Realitätssinn, nicht etwa das ver-

meintlich beschämende Eingeständnis, sich für die Wissenschaft nicht geschaffen zu fühlen. Diese 

entlastende Botschaft vermittelt Mirjam Müller direkt zu Beginn ihres Buches. Und allein dafür ge-

bührt ihr großer Dank. Sie adressiert ein Problem, das zwar hinlänglich bekannt ist, mit dem Nach-

wuchswissenschaftler jedoch meistens alleine gelassen werden. Das Buch kommt deshalb genau 

zur rechten Zeit. Als Lösungsoption für das Problem der Mangelware Professur ruft es den Lesern 

zu, die eigene Karriere beherzt in die Hand zu nehmen. Und zwar jenseits von Wissenschaft. 

Ein besonderes Verdienst der Autorin ist, es bei diesem Appell nicht zu belassen. Mirjam Mül-

ler bietet eine Fülle praktischer Impulse und konkreter Anpackpunkte für die individuelle Karri-

ereplanung an. Wer das Buch liest, merkt, wie die womöglich als „Blackbox" empfundene beruf-

liche Neuorientierung sich Stück für Stück öffnet und in viele kleine und machbare Schritte auf-

löst. Beispiele dafür: Ab Seite 10 beschreibt Müller zunächst fünf typische Ausgangssituationen 

von Nachwuchswissenschaftlern und gibt damit die Möglichkeit, sich selbst besser zu verorten. 

Jemand, der sich eigentlich schon entschieden hat, aus der Wissenschaft auszusteigen, könnte 

sich als nächstes mit potenziellen Tätigkeitsfeldern befassen. Jemand, der seit Jahren erfolglos 

probiert, das eigene Forschungsthema in der „Scientific Community“ zu verankern, könnte zu-

nächst akzeptieren lernen, dass das eigene Thema tatsächlich nicht zukunftsfähig ist. Mit der 

Skizzierung der unterschiedlichen Ausgangssituationen macht Mirjam Müller unterschiedliche 

Angebote, an das Thema anzudocken. In welchem der skizzierten Typen finde ich mich am 

ehesten wieder? Diese Verortung macht es noch leichter, die dann folgenden Praxisvorschläge 

auszuprobieren. Müller leitet in praktikablen Reflexionsübungen dazu an, sich der eigenen Qua-

lifikationen bewusst zu werden. Es ist sehr wahrscheinlich, dass die Leser nach der Lektüre und 

Durcharbeit von Kapitel 3 „Was könnte ich arbeiten?" von ihrem eigenen Profil beeindruckt sind 

und feststellen, dass sie viel mehr können als „nur" Wissenschaft. 

Viel Sorgfalt verwendet Mirjam Müller auch darauf, potenzielle Berufsfelder aufzuzeigen und 

den Lesern zu beschreiben, was genau man in diesem Berufsfeld eigentlich macht. In Kapitel 

Mirjam Müller
Karriere nach der Wissenschaft
Alternative Berufswege für Promovierte
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4 „Wo könnte ich arbeiten?" zeigt sie die vier Felder auf, in denen vor allem Geistes- und Sozi-

alwissenschaftler ihre Berufung finden könnten: etwa im Wissenschaftsmanagement, in Politik 

und Verwaltung, in Kultur, Medien und Bildung oder in Wirtschaft und Beratung. Im Anhang des 

Buches liefert sie wertvolle Literatur- und Linktipps zur tiefergehenden Recherche für die ein-

zelnen Felder. Müller beschreibt diese vier Berufsfelder nicht nur, sondern lässt Personen spre-

chen, die den Absprung aus der Wissenschaft erfolgreich gewagt haben. Die Autorin hat für ihr 

Buch 13 solcher Nachwuchswissenschaftler porträtiert. Diese Porträts sind eine wahre Fund-

grube. Wie genau ist der Porträtierte zu dem Job gekommen? Was tut er an einem typischen 

Arbeitstag? Wie sind die Arbeitsbedingungen? Was sind die schönen Seiten des Jobs? Welche 

Schattenseiten sieht der einzelne? Diese Portraits zu lesen, stiftet an, sich selbst auf die weitere 

Erforschung von Berufsfeldern zu begeben. Für diese weitere Recherche hat Müller ebenfalls 

konkrete Tipps, wie man das anpacken könnte: Zum Beispiel mit Informationsgesprächen (Seite 

59). Die Autorin schlägt vor, informelle Gespräche mit Personen zu führen, die in einem Bereich 

arbeiten, der interessant erscheint. Sie bietet sieben Fragen an, die ein solches Informationsge-

spräch strukturieren könnten. Ziel der Gespräche ist, das Feld weiter abzuklopfen und gleichsam 

erste Kontakte in der Branche zu knüpfen. Denn: 20 Prozent der Jobs werden durch persönliche 

Empfehlungen vergeben, wie Müller weiß. Umso wichtiger ist es, aus dem eigenen Mikrokosmos 

Wissenschaftssystem herauszutreten und Informationsgespräche mit Menschen zu führen, die 

woanders arbeiten, und dabei das eigene Netzwerk direkt zu erweitern.

Für alle, die ihr neues berufliches Zielfeld bereits abgesteckt haben, liefert das Buch Tipps für 

Bewerbungen und für das Auftreten im Bewerbungsgespräch. Erneut ist hier die Coaching-Er-

fahrung der Autorin ein Gewinn für die Leserschaft. Aus ihrer Beratungspraxis weiß sie, dass 

viele Bewerber sich vor einem Vorstellungsgespräch den Kopf darüber zerbrechen, ob diese 

Stelle überhaupt zu ihnen passt. Oder sie stellen sich diese Frage gar, bevor sie sich überhaupt 

irgendwo bewerben. Hier rät Müller klar, die Entscheidung zu vertagen. Zielführender ist, die 

eigene Energie darauf zu verwenden, erst einmal eingeladen zu werden und sich im Gespräch 

gut zu präsentieren. Denn: Erst nach dem Gespräch habe man genügend ausschlaggebende 

Informationen, um die Entscheidung für oder gegen eine Stelle treffen zu können (Seite 75).

Fazit
Mit „Karriere nach der Wissenschaft: Alternative Berufswege für Promovierte" hat Mirjam Müller 

erneut ein Ratgeberbuch für die Zielgruppe der Nachwuchswissenschaftler verfasst. Wie schon 

in „Promotion – Postdoc – Professur: Karriereplanung in der Wissenschaft", das 2014 erschie-

nen ist, achtet die Autorin sorgfältig darauf, ihre Impulse als Angebote wirken zu lassen. Ihre 

Ideen und Tipps bietet sie prägnant und präzise formuliert an und klingt niemals besserwisse-

risch. Vielmehr klingen ihre klaren Botschaften so: „Berufung zu finden und ein erfolgreiches 

Berufsleben zu führen, ist auch außerhalb der Wissenschaft möglich." Oder so: „Lassen Sie sich 

für die Reflexion Ihres Berufsprofils zunächst nicht von dem leiten, was Sie für die Anforderun-

gen des Arbeitsmarktes halten, sondern gehen Sie von dem aus, was Sie können und mögen."

Diese Neuerscheinung leistet zweierlei: Sie vermittelt erstens die Freude daran, die Planung 

eines alternativen Karrierewegs beherzt anzugehen. Sie bietet zweitens eine Fülle nützlicher 

Praxistipps und ist ein pragmatischer Leitfaden für alle, die über die Alternative zur wissen-

schaftlichen Laufbahn nachdenken wollen. Darüber hinaus ist Mirjam Müllers Buch all jenen 

Professorinnen und Professoren ans Herz zu legen, die Nachwuchswissenschaftler betreuen und 

sich fragen, wie sie diese Gruppe in einer herausfordernden wie entscheidenden Karrierephase 

unterstützen können.
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Margarete Boos, Thomas Hardwig, Martin Riethmüller
Führung und Zusammenarbeit in verteilten Teams       
2017, Softcover, 146 Seiten, 24,95 Euro, Hogrefe Verlag, ISBN 978-3-8017-2628-7

Arbeiten im Team: Gerade unter den Bedingungen räumlicher Trennungen und fortschreitender 

Digitalisierung, zum Beispiel im Sinne von mediengestützter Kommunikation, ist das keine leich-

te Aufgabe – vor allem für Führungskräfte. Das Buch vermittelt Schlüsselkompetenzen für die 

Führung auf Distanz im Hinblick auf die Zusammenarbeit an auseinanderliegenden Arbeitsplät-

zen. Es behandelt die Frage, wie die Qualität und Effizienz der Arbeit in „verteilten Teams“, die 

im Vergleich zur Zusammenarbeit am selben Ort andere Anforderungen stellt, gesteigert werden 

kann. Zugleich werden aber auch Chancen aufgezeigt, die durch diese Form der Zusammen-

arbeit eröffnet werden. Verschiedene Theorien, Modelle und Konzepte zur Personal- und Orga-

nisationsentwicklung werden vorgestellt und die Praxis anhand von Fallbeispielen anschaulich 

verdeutlicht.

Cixin Liu 
Die drei Sonnen     
2016, Taschenbuch, 592 Seiten, 14,99 Euro, Heyne Verlag, München, ISBN: 978-3-453-31716-1

Im Zuge der Kulturrevolution in den 1960er Jahren in der Volksrepublik China versucht eine 
kleine Gruppe von Wissenschaftlern, Kontakt zu Außerirdischen herzustellen. Sie erhoffen 
sich, internationale Vorreiter in der Kommunikation mit dem All zu werden. Wirklichkeit wird 
dieser Zukunftstraum fünfzig Jahre später, doch auf eine solch allumfassende Weise, dass 
diese Kontaktaufnahme zu erschreckenden Umwälzungen in allen Lebensbereichen der 
Menschheit führt. Das Buch gilt international als Science-Fiction-Sensation und besticht 
durch seine gute Handlungskonzeption sowie durch detaillierte wissenschaftliche Aspekte. 
Wegen der von Ex-Präsident Barack Obama und Facebook-Gründer Mark Zuckerberg aus-
gesprochenen Empfehlungen bekam der Roman große Aufmerksamkeit, nicht nur in den 
Vereinigten Staaten. Der zweite Teil der Trilogie „Der dunkle Wald“ wird vermutlich im Juni 
2018 veröffentlicht.

Marcus Klug, Michael Lindner
Morgen weiß ich mehr    
Intelligenter lernen und arbeiten nach der digitalen Revolution     
2017, Softcover, 356 Seiten, 19,99 Euro, tredition GmbH, ISBN 978-3-7345-7752-9

Menschen, die Wissen vermitteln und eigene Produkte gestalten wollen – für sie eröffnen 
sich im digitalen Zeitalter eine Vielzahl neuer Arbeitsweisen abseits von den „klassischen“, 
allseits bekannten. Marcus Klug und Michael Lindner stellen mit diesem Buchprojekt Per-
sonen und Organisationen vor, die die Lern- und Lehrkonzepte der Industrialisierung hinter 
sich gelassen haben und die Möglichkeiten der Digitalisierung voll ausschöpfen. Außerdem 
erarbeiten sie weitere Zukunftsvisionen und eine Strategie, führen Interviews mit Experten 
und geben dem Leser mehr als 120 Komponenten an die Hand, damit dieser sein eigenes 
Lernen und Arbeiten ausbauen kann. Zudem ist dieses Buch nicht nur eine Ansammlung 
von Worten auf Papier, sondern beinhaltet Bonusmaterial in Form von Videos, einem Blog 
und Newslettern.�
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